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Berichtsvorlage

Stpl/053/2023

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Bericht
Betreff:

Rahmenbedingungen der Stadtplanung

Anlagen:
Bericht

Plan Rahmenbedingungen

Bericht:

Das Nirnberger Stadtgebiet besteht zu zwei Dritteln aus Siedlungsflachen bzw.
Siedlungsfolgeflachen, das verbleibende Drittel bilden Flachen fur die Landwirtschaft, Frei-,
Grun- und Waldflachen. Die bebauten und die unbbauten Flachen werden von
unterschiedlichen Rahmenbedingungen und Fachplanungen beeinflusst, die vom
Stadtplanungsamt in einem Plan zusammengestellt worden sind.

Der Plan und zugehdorige Erlauterungen veranschaulichen die bekannnten Restriktionen und
fachplanerischen Belange bzw. Hintergrundinformationen, die es bei der weiteren raumlichen
Entwicklung der Stadt Nurnberg sowohl in Bezug auf die Gestatlung von unbebauten Flachen
wie in Bezug auf Bauflachen zu beachten gilt.

In den Ausschusssitzungen am 10.11.2011 und 10.12.2015 wurde bereits Uber den Sachstand
und den Vollzug des Flachennutzungsplanes (FNP) zwischen 2011 und 2015 berichtet.
Zwischen 2015 und 2023 haben sich weitere Anderungen in den Rahmenbedingungen und
Fachplanungen ergeben, liber die nun berichtet wird.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
[] Ja

[ ] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(] Ja Der Bericht fasst die Rahmenbedingungen der Stadtplanung in Nurnberg ohne
konkrete Bezugnahmen auf einzelne Bevolkerungsgruppen oder weitere
Diversity-relevante Sachverhalte zusammen.
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4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[ ] RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
Ref. I

=
[
[
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Beilage

Betreff:
Rahmenbedingungen der Stadtplanung

Bericht
1 Ausgangssituation

Nurnberg ist eine kompakt gebaute Stadt, die gré3tenteils von ausgedehnten Waldern und Kultur-
landschaften umschlossen ist. Besonders der Stadtkern innerhalb der Ringstral3e ist von stark ver-
dichteten Siedlungsflachen gepragt. Mehrere Stadtteile NUrnbergs weisen zudem nur geringe Be-
stéande an offentlichen Grunflachen auf. Mit dem Anteil der Freiflachen an der Gesamtstadtflache
von 47% ist Nurnberg vergleichbar mit anderen deutschen Stadten wie z.B. mit Berlin (44% der
Stadtflache, dort jedoch vorwiegend Wald und 6ff. Griin, in Nirnberg vorwiegend Landwirtschaft).*
Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg mit integriertem Landschaftsplan
(FNP) sind ca. ein Drittel der Gesamtflache als Landwirtschafts-, Wald- und Wasserflache darge-
stellt. Das restliche Stadtgebiet ist als Siedlungsflache oder Siedlungsfolgeflache bereits genutzt
oder Uberplant?.

Um den Handlungsspielraum fir Flacheninanspruchnahmen jeglicher Art zu eruieren, hat die Ver-
waltung bereits mehrmals samtliche raumwirksamen Rahmenbedingungen und Fachplanungen in
Plan- und Berichtsform flr den Stadtplanungsausschuss zusammengetragen (vgl. AfS 10.11.2011/
AfS 10.12.2015). Zwischenzeitig haben sich wieder Veranderungen bei den Rahmenbedingungen
fur die Stadtplanung und den zu berticksichtigenden raumwirksamen Fachplanungen ergeben. Ge-
meint sind hierbei Anderungen von relevanten Fachgesetzen, das Hinzukommen vorbereitender und
sichernder Fachplanungen sowie informelle Konzepte. Dies betrifft bspw. die Umsetzung des Mas-
terplan Freiraum, die erhohte Anzahl und Fléache von Schutzgebieten, die Starkung von Artenschutz
und klimagerechter Bauleitplanung oder den im Juni 2023 vom Nirnberger Stadtrat gefassten Be-
schluss ,Nirnberg griin und lebenswert” (UmwA/AfS 03.05.2023, StR 14.06.2023).

Die aufgezahlten Entwicklungen gaben Anlass, den Plan samt zugehérigen Bericht zu aktualisieren
und um die hinzugekommenen Rahmenbedingungen zu erganzen (auf Planebene bspw. durch neue
Schutzbereiche wie das Naturschutzgebiet ,Pegnitztal Ost*, die Darstellung von Kaltluftleitbahnen,
hinzugekommene natur- und artenschutzrechtliche Lebensraume, Ausgleichsflachen und auch neu
entstandene Grunflachen). Der Uberarbeite Plan liegt als Anlage bei. Er hat keine eigene Bindungs-
wirkung, sondern dient lediglich der Ubersicht.

2 Rahmenbedingungen und Fachplanungen

Die Freiflachen im nérdlichen Stadtgebiet sind gepragt durch Intensivlandwirtschaft und gewasser-
gepragte Bereiche (Griindlachauen), im Suden gibt es eine Reihe von Landschaftsschutzgebieten
und Biotopflachen. Landschaftspragende Elemente sind die TalrAume von Pegnitz und Rednitz so-
wie die Waldgebiete des Lorenzer und Sebalder Reichswalds. Auch die Nutzung bestehender Sied-
lungsflachen unterliegt bestimmten Rahmenbedingungen: Larmimmissionen von Straf3en, Hafen,
Flughafen, zu wahrende Abstandsflachen zu Leitungen und Verkehrswegen, wasserrechtliche Fest-
legungen und vieles andere mehr tiberlagern das Stadtgebiet. Die Reihenfolge und Auswahl der im
Folgenden behandelten Rahmenbedingungen und Fachplanungen ist weder wertend, hierarchisch
oder als abschlielend zu interpretieren. Vielmehr handelt es sich um eine notwendige Festlegung
der aus Sicht des Stadtplanungsamtes relevanten Aspekte fur zukiinftige Flacheninanspruchnah-
men im Stadtgebiet, unabhangig der angestrebten Nutzung.

1 Gesamtstadtisches Freiraumkonzept Nurnberg (2014)
2 vgl. Flachenbilanzen zum FNP (vorgelegt in den Stadtplanungsausschusssitzungen vom 28.10.2010 und
14.07.2016) sowie den Erlauterungsbericht zum FNP
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2.1 Sonderkulturanbau im nérdlichen Knoblauchsland

Die Kulturlandschaft Knoblauchsland nimmt eine Sonderrolle im Geflige der landwirtschaftlichen
Flachen in Nirnberg ein. Der Regionalplan der Region Nirnberg formuliert bzgl. des Knoblauchs-
landes u.a. das Ziel, dass der Sonderkulturanbau im Knoblauchsland zu sichern und zu starken ist
(Kapitel 5.4.2.5). Damit wird ihm Vorrang vor anderen Nutzungen eingerdumt. Bereits in den 1980er
Jahren wurde deutlich, dass die Anbaumethoden im Sonderkulturanbau intensiviert werden miissen
und wegen der geringen Flache des Knoblauchslandes grol3e Investitionen erforderlich sind, um als
Produktionsstandort fiir stadtnahes Gemiise und Zierpflanzen gegen die nationale und internatio-
nale Konkurrenz bestehen zu kénnen. Neben den hohen Aufwendungen fir die Bewasserungslei-
tungen (v.a. durch den Wasserverband Knoblauchsland) investieren die Landwirte zur Verlangerung
der Fruchtperiode und zur effektiveren Produktion seit Langerem in die Errichtung von Gewéachs-
hausern. Im Jahr 1984 waren im Knoblauchsland 22 ha Gewéachshausflachen erhoben worden, im
Jahre 2007 waren es bereits 57 ha. Bis 2022 wurde ein weiterer Zuwachs an Gewéchshausflachen
verzeichnet worden. Durch Zunahme der Intensivierung der Landwirtschaft im Knoblauchsland be-
tragen die Gewachshausflachen inzwischen rd. 90 ha (vgl. die Uberarbeiteten Plan-darstellungen
von Gewachshausern und Lagerhallen).

Eine flr die Stadtplanung neue Rahmenbedingung ist 2017 durch die Erstellung und Abstimmung
eines teilraumlichen Konzeptes fiir die konkurrierenden Nutzungen im Knoblauchsland hinzugekom-
men. Zur Sicherung und Koordination der Flachenanspriiche fur Landschaft, Siedlung, Erholung und
Landwirtschaft hat die Stadtverwaltung u.a. im Austausch mit Vertretern der Landwirtschaft die ,Leit-
linien der raumlichen Entwicklung® fiir das Knoblauchsland erarbeitet (vgl. Beschluss des AfS vom
18.05.2017). Die Leitlinien definieren bevorzugte Bereiche fir den Freiland- und Gewachshausan-
bau und dienen ferner als Grundlage fur mogliche Bauleitplanungen im planungsrechtlichen Auf3en-
und Innenbereich (Flachennutzungsplanéanderungs- bzw. Bebauungsplanaufstellungsverfahren).

2.2 Naturschutzrecht®

Die nach Naturschutzrecht geschutzten Bereiche umfassen Flachen oder Einzelobjekte von beson-
derer 6kologischer Bedeutung, deren Erhaltung und Pflege unverzichtbar ist zur Bewahrung der
traditionellen Kulturlandschaft. Ein rechtlicher Schutz soll wertvolle Landschaftsteile bewahren und
vor Eingriffen schiitzen. Dies erfolgt durch Ausweisung von Schutzgebieten in einem férmlichen Ver-
fahren, durch Einzelanordnung sowie durch grundséatzlichen (gesetzlichen) Schutz von Flachen. Fol-
gende Schutzgebiete und Schutzobjekte sind im aktualisierten Plan nachrichtlich tlbernommen:

» Naturschutzgebiete

Nach § 23 BNatSchG wurden in Nirnberg drei Naturschutzgebiete festgesetzt. Es handelt
sich um NSG 1: Sandgruben am Féhrenbuck (21 ha), um NSG 2: Hainberg (10 ha auf dem
Stadtgebiet Niirnberg) und um das 2018 ausgewiesene NSG 3: Pegnitztal Ost (221 ha).

» Landschaftsschutzgebiete

Auf der Basis von § 26 BNatSchG wurden im Stadtgebiet Nirnberg seit Ende der 1970er
Jahre insgesamt 19 Landschaftsschutzgebiete mit einer Gesamtflache von rd. 4.400 ha fest-
gelegt.

» Landschaftsbestandteile

Nach § 29 BNatSchG wurden Teile von Natur und Landschaft, deren besonderer Schutz
erforderlich ist, als Landschaftsbestandteile ausgewiesen. Im Stadtgebiet sind 39 Land-
schaftsbestandteile vorhanden, die gemeinsam rd. 103 ha umfassen; geschiitzt sind Feucht-
flachen und Trockenbiotope sowie Wald- und Heckenbesténde. In den kommenden Jahren
sollen weitere Landschaftsbestandteile ausgewiesen werden.

» Naturdenkmaler
Auf der Grundlage von 8§ 28 BNatSchG kdnnen Einzelschopfungen der Natur als Naturdenk-
maler geschitzt werden. 1996 bestanden 38 Naturdenkmaler im Stadtgebiet, 2009 waren es

3 Angaben unter www.nuernberg.de/internet/'umweltamt/
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44. lhre Anzahl hat sich bis 2022 auf 100 erhdht. Es handelt sich v.a. um Einzelbaume, eine
Baumreihe und einen Steinbruch.

» Bannwald

Grol3e Teile des Nurnberger Reichswaldes sind seit 1980 als Bannwald unter Schutz gestellt
aufgrund seiner luftreinigenden Wirkung und wichtigen Bedeutung fur Klima, Wasserhaushalt
und Naherholung fur die stadtische Bevolkerung (vgl. Art. 11 BayWaldG). Der Bannwald im
Stadtgebiet gem. Bannwaldverordnung umfasst derzeit etwas mehr als 2.100 ha.

» Gesetzlich geschuitzte Biotope

Nach Art. 16 BayNatSchG und § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 BayNatSchG sind Teile von
Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als Biotop haben, durch Gesetz ge-
schitzt.

» Natura 2000:

Natura 2000 ist die offizielle Bezeichnung fir ein koharentes Netz von Schutzgebieten, das
innerhalb der Europaischen Union nach den Regelungen der Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie, kurz FFH-Richtlinie) aufgebaut wird. Sein Zweck ist der landeriber-
greifende Schutz gefahrdeter wildlebender heimischer Pflanzen- und Tierarten und ihrer na-
trlichen Lebensraume. In das Schutzgebietsnetz werden auch die gem. der Richtlinie
79/409/EWG (kurz Vogelschutzrichtlinie) ausgewiesenen Gebiete einbezogen. Die FFH-
Richtlinie und die Vogelschutzrichtlinie mit ihrem Schutzgebietsnetzwerk Natura 2000 und
ihren Artenschutzbestimmungen bilden fur den Naturschutz ein umfassendes rechtliches In-
strumentarium zum Lebensraum- und Artenschutz. Sie dienen damit dem Ziel, den Schutz
der biologischen Vielfalt von Arten und Lebensrdumen umzusetzen. Im Nurnberger Stadtge-
biet sind vor allem die Walder sowie die naturnahen Bereiche der Flusstéler im Rahmen der
Natura 2000 unter Schutz gestellt (die Schutzgebiete umfassen knapp tber 2.600 ha). We-
gen ihrer gegenwartigen Waldnutzung sind aber auch im FNP dargestellte Bauflachen durch
die Unterschutzstellung betroffen

2.3 Grin-und Freiraumplanung

Es gibt eine differenzierte, heterogen im Stadtgebiet verteilte Freiraumstruktur mit unterschiedlichen
Qualitaten, die fir verschiedenste Funktionen, insbesondere als Erholungs- und Sozialraum mit
Okosystemleistungen, eine besondere Bedeutung hat und zukiinftig noch starker haben wird.

Die Ausstattung der verschiedenen Stadtraume mit Griin ist sehr unterschiedlich. Es gibt gut durch-
griinte Stadtteile, Stadtteile mit viel privatem Grin und griine Wohngebiete am Stadtrand mit an-
grenzender Kulturlandschaft. Es gibt aber auch zahlreiche Stadtteile mit defizitirem Grin, oder
schlecht bzw. gar nicht erreichbarem o6ffentlichen Griin. Letzteres gilt insbesondere fiir die Stadtteile
innerhalb des Mittleren Rings. Problematisch ist auch die immer schneller zunehmende Versieglung
und ,Entgrinung“ von Einfamilienhausgebieten und Vorgartenzonen. Aber auch relativ jungen Bau-
gebieten fehlt es an qualitativ und quantitativ hochwertigem Griin.

Stadtentwicklung ist ein dynamischer Prozess, der immer auch ein Abbild gesellschaftlicher Ent-
wicklungen und somit auch der Griin- und Freiraumgestaltung darstellt. Die Vorstellungen von Stadt-
gesellschaft andern sich, und somit auch die Zielsetzungen in der Stadt— und Freiraumplanung.
Gerade im Innenbereich konnte die Freiraumentwicklung in den letzten Jahrzehnten nicht mit der
Siedlungsentwicklung Schritt halten. Dies liegt jedoch auch am stadtischen Ziel, den Wohnungsbau
in der Innenentwicklung zu schaffen, um Flacheninanspruchnahme im Auf3enbereich zu minimieren.
In jingster Zeit gewinnt das Grin aber wieder an Bedeutung als wichtiger Faktor fir Lebensqualitat.

Zentrales Instrument zur Mehrung der Grunflachen und damit verbundener Aufwertung stadtebauli-
cher Qualitaten bildet der 2014 beschlossene Masterplan Freiraum. Als hinzugekommene Rahmen-
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bedingung, die eine Vielzahl von Fachplanungen bindelt und im Sinne einer Daueraufgabe fort-
schreibt, wird dieser NUrnbergs Stadtentwicklung mittel- bis langfristig mitgestalten. Mit seinen zeit-
lich und mafstablich unterschiedlich gelagerten MaBnahmenbiindeln* steuert der Masterplan v.a.

» die Schaffung neuer Grunflachen in Entwicklungsgebieten, v.a. aber in Defizitbereichen und
ausgewahlten Teilraumen (vgl. Freiraumkonzept Nirnberger Stiden)

» die Aufwertung bestehender offentlicher Griinflachen
> die bessere Vernetzung, Zugéanglichkeit und Erreichbarkeit von Freirdumen im Stadtgebiet

» den Erhalt und die Weiterentwicklung bestehender Kultur- und Naturlandschaften in Nurn-
berg.

Bindende und tragende Saulen hierbei sind der wirksame Flachennutzungsplan mit integrier-
tem Landschaftsplan und das im Stadtrat am 04.03.2020 beschlossene Plankonzept "Griine
Finger".Es zeigt auf, wie teilraumlichen Grinflachendefiziten langfristig strukturiert und sinnvoll
vernetzt begegnet werden kann (Stpl/154/2020).

2.4  Landschaftsplanung®

Innerhalb des stadtisch-landschaftlichen Systems kénnen entsprechend ihrer Nutzung verschiedene
Freiraumtypen unterschieden werden. Im nicht bebauten AuRenbereich sollen sowohl Erholungs-
raume als auch fir den Naturschutz bedeutsame Biotopstrukturen gesichert und entwickelt werden.
Beide Freiraumnutzungen weisen haufig Bertihrungen und Uberschneidungen auf.

Fur die Landschaftsentwicklung besonders geeignete Bereiche werden nach den Zielen von Natur-
schutz und Landschaftspflege ermittelt. Folgende Ziele werden beispielhaft angefiihrt:

» Entwicklung von Biotopverbundflachen,
» Entwicklung sekundarer Talsysteme,
» Schutz und Entwicklung von Bdden mit vorrangiger Arten- und Biotopschutzfunktion:

wechselfeuchte bis feuchte Bdden,

sehr trockene bis trockene Boden,

trockene bis maliig trockene Boden,

nasse bis feuchte Boden (bauliche Freihaltung),

» Schutz und Entwicklung vorhandener Flachen und Strukturen mit besonderer Bedeutung fiir
den Arten- und Biotopschutz (Stadtbiotope, 6kologisch wertvolle Flachen gem. dem Arten-
und Biotopschutzprogramm Bayern);

> Schutz und Entwicklung von Uberschwemmungsbereichen.

Die Zielvorstellungen wurden auch im Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan mit
folgenden Darstellungen umgesetzt:

» Schwerpunktgebiete der Landschaftsentwicklung und des Biotopverbundsystems (soge-
nannte ,T-Flachen®)

» lineare Malinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft entlang von FlieRgewassern,

» Hauptverbundachsen des Biotopverbundsystems,
Erhalt und Entwicklung von Griinland in den Talrdumen von Pegnitz und Rednitz,
» Flurdurchgriinung.

A\

2.5. Klimaanpassung/Kaltluftleitbahnen

Die erkennbaren Folgen des Klimawandels in der Stadt - Zunahme von Hitzetagen, veranderte Nie-
derschlagsverteilung tber das Jahr, Zunahme von Trockenperioden und Starkregenereignissen —
machen eine noch starkere Bertcksichtigung stadtklimatischer Aspekte in allen Planungsprozessen

4 Details zu den vielen MaBnahmen unter https://www.nuernberg.de/internet/umweltamt/gfk.html
5 Flachennutzungsplan der Stadt Niirnberg mit integriertem Landschaftsplan, Erlauterungsbericht
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erforderlich und sind somit eine wichtige Rahmenbedingung der Stadtplanung und —entwicklung.
Hierzu hat der Stadtplanungsausschuss am 22.07.2021 einen ,Klima-Baukasten® fir die klimage-
rechte Bauleitplanung beschlossen, der unterschiedliche Mal3Bhahmen und Grundsatze eines an Kli-
matische Verénderungen angepassten Stadtebaus formuliert (Stpl/031/2021).

Nahezu die Halfte der Siedlungsflachen in Nurnberg sind nach dem Stadtklimagutachten als biokli-
matisch ungiinstig oder weniger ginstig einzustufen. Aufgrund der Stadtstruktur mit einen stark ver-
dichteten und wenig Grin- und Freiraumen ausgestattetem Innenstadtbereich, ist daher insbeson-
dere der Erhalt und die Sicherung der erfassten Kaltluftleitbahnen notwendig. Diese sollen die Zufuhr
von frischer und kihlerer Luft in die belasteten Stadtgebiete gewahrleisten.

Kaltluftleitbahnen sind elementar flr den Luftaustausch, da sie Kaltluftentstehungsgebiete (Aus-
gleichsraume) und Belastungsgebiete (Wirkungsraume) miteinander verbinden. Innerhalb der Sied-
lungsraume sind gering bebaute, vegetationsgepragte Freiflachen wie Kleingarten, Friedhofe,
Gleisareale und Flusslaufe auf Grund ihrer Oberflachenstruktur und ihrer meist linearen Ausrichtung
geeignete Leitbahnbereiche.

Kaltluftleitbahnen sind aus klimadkologischer Sicht besonders schiitzenswert und sollten auch zu-
kunftig erhalten bleiben. Der Erhalt von Leitbahnen ist ein wesentlicher Bestandteil zur Schaffung
eines gunstigen Stadtklimas in Nirnberg und somit eine wichtige Aufgabe der raumlichen Planung.
Ebenso wichtig fiir den Luftaustausch in den Siedlungsgebieten sind gem. Stadtklimagutachten die
Kaltluftentstehungs- bzw. Kaltluftliefergebiete im Stadtgebiet. Dazu zahlen das Knoblauchsland, die
angrenzenden Waldflachen und die Hangflachen zur Rednitzniederung. Die zugehdrigen Kaltluftleit-
bahnen sind im Ubersichtsplan dargestellt. Eine Funktionssicherung der im Stadtklimagutachten
2014 identifizierten Kaltluftleitbahnen erfolgt bereits planungsrechtlich auf Ebene des FNP. Die re-
levanten Stromungsbereiche der Kaltluftleitbahnen sind im Planwerk als Grinflachen, Flachen fur
die Landwirtschaft oder planfestgestellte Bahnanlagen (vorwiegend Gleiskérper) dargestellt und der
Bebaubarkeit dauerhaft entzogen.

Im Rahmen einer Aktualisierung / Fortschreibung der Stadtklimaanalyse werden die 2014 ermittel-
ten Kaltluftleitbahnen geman Auftrag des gemeinsamen Ausschusses AfS/UmwA vom 16.11.2023
derzeit Uberprift (Fertigstellung voraussichtlich Herbst 2024). Die inzwischen weiter entwickelten
Moglichkeiten einer modellgestiitzten Analyse ermdglichen dabei eine prazisere raumliche Veror-
tung bzw. Abgrenzung der Kaltluftleitbahnen. Damit soll das Planungsinstrument ,Kaltluftversor-
gung”“ gesichert und gestarkt werden.

2.6. Grundwassernahe Standorte

Grundwassernahe Standorte (Flurabstand 0-1m) sind aus unterschiedlichen Grinden zu schitzen
und von Bebauung freizuhalten. Aufgrund ihres besonderen Bodenaufbaus tibernehmen sie nicht
nur eine wichtige Hochwasserschutzfunktion, sondern stellen auch besondere Lebensraume fir
viele seltene Tier- und Pflanzenarten dar und sind deshalb von besonderer Bedeutung fiir den Bio-
top- und Artenschutz. Gleichzeitig sind sie aufgrund der geringen Filterstrecke zum Grundwasser
besonders empfindlich gegenitiber Schadstoffeintragen und baulichen Einwirkungen. In Nurnberg
sind aufgrund des urbanen Nutzungsdrucks nicht mehr viele naturbelassene grundwassernahe
Standorte verblieben. Daher gilt es diese nach Mdoglichkeit von Bebauung freizuhalten.

2.7 Regionalplan

Planerische Zielsetzungen werden auch durch den Regionalplan des Planungsverbands der Region
Nurnberg vorgegeben. Zu nennen sind neben der Sicherung des Sonderkulturanbaus im Knob-
lauchsland (Kapitel 5.4.2.5; vgl. auch 2.1 oben) hierbei regionale Biotopverbundachsen (Kapitel
7.1.3.4), deren Ziel im Sichern von naturraumubergreifenden, dkologischen Verbindungsstrukturen
von regionaler und Uberregionaler Bedeutung liegt. Bestandteile regionaler Biotopverbundachsen
auf Nurnberger Stadtgebiet bilden die Talrdume von Pegnitz und Regnitz. Im Zuge der 20. Anderung
des Regionalplans fanden weitere Erganzungen statt, die in den Uberarbeiteten Plan mitaufgenom-
men worden sind.
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Im Regionalplan sind seit 2018 sechs Trenngriine auf dem Nurnberger Stadtgebiet dargestellt (Ka-
pitel 7.1.3.3). Das regionalplanerische Trenngrin soll gliedernd zwischen benachbarten Siedlungs-
bereichen wirken und deren Zusammenwachsen zulasten wertvoller FreirAume unterbinden. Die
Trenngrunflachen befinden sich gré3tenteils zwischen den Siedlungsbereichen des Knoblauchslan-
des. Neben den Trenngriinen benennt der Regionalplan auch landschaftliche Vorbehaltsgebiete
(Kapitel 7.1.3.1). In diesen Gebieten besitzen die Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
entwicklung besonderes Gewicht, Der Regionalplan weist hierfur ein Gebiet im Bereich der Grund-
lachauen zwischen Neunhof und Reichswald gemeinsam mit dem Landschaftsbereich zwischen
Kraftshof und Neunhof aus. Eine weitere Ergénzung liegt in der Ausweisung regionaler Griinziige
(Kapitel 7.1.3.2). Letztere werden durch zusammenhéangende Landschaftsraume definiert, die auf-
grund ihrer landschaftsgliedernden, bioklimatischen oder erholungsbezogenen Funktion in der Re-
gion von Bebauung oder ihre Funktion beeintrachtigende anderweitigen Nutzungen freizuhalten
sind. In Nlrnberg betrifft dies die Talraume von Pegnitz und Rednitz.

Als weitere Rahmenbedingung der Bauleitplanung in Nurnberg formuliert der Regionalplan ein
Walderhaltungsziel mit der Konsequenz, dass bei Rodungen im Verdichtungsraum — unabhangig
vom Status Bannwald — eine flachengleiche Ersatzaufforstung obligatorisch ist (Kapitel 5.2.3).

2.8 Uberschwemmungsgebiete®

Jedes Gewasser hat ein potentielles Uberschwemmungsgebiet (USG), welches bei Hochwasserer-
eignissen uberschwemmt wird. Fir Gewasser mit einem potentiell signifikanten Hochwasserrisiko
im Stadtgebiet Niirnbergs wurden deren Uberschwemmungsgebiete gem. den rechtlichen Vorgaben
mithilfe von hydraulischen Berechnungen ermittelt. Diese Uberschwemmungsgebiete wurden unmit-
telbar nach der Ermittlung mittels offentlicher Bekanntmachung vorlaufig gesichert und so bereits
einige rechtliche Beschrankungen fir diese Gebiete (insbes. Verbot der Errichtung baulicher Anla-
gen) in Kraft gesetzt. Nach der vorlaufigen Sicherung werden die Uberschwemmungsgebiete dann
per Verordnung festgesetzt.

Folgende USGs sind in Niirnberg derzeit amtlich festgesetzt. Sie umfassen knapp weniger als 1.000
ha Stadtgebiet (Stand: April 2023):

» Pegnitz inkl. Tiefgraben

Rednitz

Gewassersystem Entengraben
Gewassersystem Langwassergraben
Gewassersystem Griindlach

YV V V V

Folgende USGs sind in Niirnberg derzeit vorlaufig gesichert. Sie umfassen rd. 225 ha Stadtgebiet
(Stand: April 2023):

» Hulzlgraben im Bereich Laufamholz
Gewassersystem Fischbach im Bereich Nirnberg/Ortsteile Fischbach und GleiBhammer
Goldbach im Bereich Nurnberg/Ortsteile Mogeldorf, GleiRhammer und Wohrd

Wetzendorfer Landgraben im Bereich Nurnberg/Grof3reuth h. d. Veste, Kleinreuth h. d.
Veste, Thon, Wetzendorf, Schniegling

» Gewassersystem Bucher Landgraben im Bereich Nurnberg/Buch, Almoshof, Lohe und
Ziegelstein
Bei Nutzungsfestsetzungen in den Folgeplanungen, insbesondere bei Bebauungsplanungen, ist si-
cherzustellen, dass die dabei beabsichtigten Festsetzungen die vorlaufig gesicherten und amtlich
festgesetzten Uberschwemmungsgebiete beriicksichtigen. Insbesondere das Verbot der Festset-
zung neuer Baugebiete im AulRenbereich aus § 78 Abs. 1 WHG ist zu beachten.

Y V V

2.9 Wasserschutzgebiete

6 www.nuernberg.de/internet/'umweltamt/ueberschwemmungsgebiete.html
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Trinkwasser ist das wichtigste Lebensmittel. Die quantitative Sicherung der Trinkwasserversorgung
steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Wasserqualitat. Aus diesem Grund sind Wasser-
schutzgebietsverordnungen fur die Trinkwassergewinnung erlassen worden. In denen Gebote und
Verbote und nur beschrankt zulassige Handlungen und Nutzungen festgelegt werden. So sollen
gesundheitsgefahrdende Organismen und Stoffe sowie Einflisse, die die Wasserbeschaffenheit
nachteilig verandern, aus den fir die Wassergewinnung erforderlichen Bereichen ferngehalten wer-
den.

Die rechtlich festgesetzten Wasserschutzgebiete, die innerhalb der Stadtgrenze rd. 745 ha umfas-
sen, sind nachrichtlich in den FNP Gbernommen. Es handelt sich dabei um

» das Wasserschutzgebiet der Eltersdorfer Gruppe, Bereich Kleingriindlach,

das Wasserschutzgebiet des Wasserverbandes Knoblauchsland, Bereich GroRR3griindlach,
das Wasserschutzgebiet Rednitztal der Stadt Firth, Bereich Gebersdorf,

das Wasserschutzgebiet der Stadt Stein, Bereich Rednitzgrund,

das Wasserschutzgebiet der Stadt Nurnberg, Erlenstegen-Eichelberg.

YV V VYV VY

Bei Nutzungsfestsetzungen in den Folgeplanungen, insbesondere bei Bebauungsplanungen, ist si-
cherzustellen, dass die dabei beabsichtigten Festsetzungen nicht den Schutzzwecken in den Was-
serschutzgebieten widersprechen. Die Wasserschutzgebiete sind in entsprechenden Planen nach-
richtlich darzustellen.

2.10 Flughafen

Die im ersten Bericht beschriebenen regionalplanerischen Larmschutzbereiche des Flughafen Nirn-
bergs wurden durch die Fluglarmschutzverordnung Nurnberg (FluLarmV N) der Bayerischen Staats-
regierung vom 09.September 2014 aul3er Kraft gesetzt.

Fur den Verkehrsflughafen Nurnberg sind auf der Basis des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglarm
(Fluglarmgesetz) und der FluLarmV von 2014 Larmschutzzonen festgelegt worden. Diese Berei-
che werden nach dem Mal der Larmbelastung in mehrere Schutzzonen gegliedert. Schutzzone 1
umfasst das Gebiet, in dem der aquivalente Dauerschallpegel tagstiber 65 dB(A) tbersteigt,
Schutzzone 2 darliberhinausgehend das Gebiet aul3erhalb des Flughafengelandes, in dem der
durch Fluglarm hervorgerufene aquivalente Dauerschallpegel tagstiber 60 dB(A) lbersteigt.
Schutzzone 3 wird durch einen néchtlichen Dauerschallpegel definiert, der Uber 55 dB (A) liegt.
Der Bauschutzbereich nach Luftverkehrsgesetz bedingt Hohenbeschrankungen fir Bauvorhaben.

2.11 StralRen

Entlang von Hauptverkehrsstrallen gelten nach FernstraRengesetz sowie nach Bayerischem Stra-
Ren- und Wegegesetz Abstandsflachen. Aus Grunden der Ubersichtlichkeit sind diese Bauverbots-
zonen und Baubeschrénkungszonen nicht graphisch dargestellt.

Widmung Kreisstrale Staatsstralie BundesstralRe Autobahn
Bauverbotszone 15m 20m 20m 40m
Baubeschrankungszone 30m 40 m 40 m 100 m

Daruber hinaus sind stark befahrene StraRen Larmquellen und haben deshalb teilweise erhebliche
Auswirkungen auf stadtebauliche Planungen. Mit teilweise erheblichem Aufwand mussen Larm-
schutzmalnahmen hergestellt werden, um Bauflachen realisieren zu kdnnen. Im Zuge ihrer gesetz-
lichen Verpflichtung hat die Stadt Nurnberg gem. § 47d BiImschG einen Larmaktionsplan erarbeitet,
der bestehende Larmprobleme erfasst, verortet, Ziele und Strategien zur LA&rmminderung aufzeigt
und hierfir MaRBnahmen festsetzt. Er ist 2016 in Kraft getreten und wird fortgeschrieben. Die Ge-
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samtlange aller Verkehrsstraf3en auf dem Nurnberger Stadtgebiet betrug geman aktuellem Statisti-
schen Jahrbuch der Stadt Nurnberg im Jahr 2021 rd. 1.159 km (die Lange aller Radwege rd. 307
km)

2.12 Leitungstrassen

Im FNP sind die tberdrtlich wichtigen Hauptleitungen fir Strom, Gas und Trinkwasser vermerkt.
Diesen Leitungstrassen sind jeweils Abstandsflachen bzw. Bauverbortszonen zugeordnet, die aus
Griinden der Ubersichtlichkeit nicht graphisch dargestellt werden. Bezuglich moglicher gesundheit-
licher Auswirkungen von elektromagnetischen Feldern von Starkstromleitungen und Umspannanla-
gen wird auf die Verordnung tber elektromagnetische Felder (26. BImSchV) verwiesen. Sie enthalt
Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit vor schadlichen Umwelteinwirkungen und zur Vor-
sorge gegen schadliche Wirkungen durch elektromagnetische Felder bzw. zur Elektromagnetischen
Umweltvertraglichkeit.

2.13 Artenschutz

Mit der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes wurde das deutsche Artenschutzrecht an die
europarechtlichen Vorgaben angepasst. Danach missen Artenschutzbelange bei allen Bauleitplan-
verfahren und Baugenehmigungsverfahren beachtet werden. Hierzu muss eine spezielle arten-
schutzrechtliche Prifung (kurz saP) durchgefiihrt werden, bei der ein naturschutzrechtlich fest um-
rissenes Artenspektrum einem besonderen Prifverfahren unterzogen wird.

Mit der saP besitzt das Artenschutzrecht ein wirksames Instrument zur Sicherung der biologischen
Vielfalt. Es gibt zwar Ausnahmemaglichkeiten, die aber wenig Raum fur planerisches Ermessen las-
sen. Insofern werden sehr hohe Anforderungen an die Bauleitplanung und die Genehmigung von
Vorhaben gestellt: wegen der vielfaltigen Ansatzpunkte flr Verwaltungsstreitverfahren sind die ar-
tenschutzrechtlichen Vorschriften moglichst friihzeitig, sorgfaltig und umfassend zu beachten. Fur
Arten, die herausragende Bedeutung haben, ist ein artenschutzrechtliches Gesamtkonzept erforder-
lich.

Die Belange des Artenschutzes haben erhebliche Auswirkungen auf Bauvorhaben und Bauleitpla-
nung in Nirnberg, inshesondere, wenn diese Belange von raumbedeutsamer Auswirkung sind. Viele
Freiflachen im Knoblauchsland sowie einige Freiflachen im Nurnberger Suden, die im FNP als Fla-
chen fur die Landwirtschaft oder zum Teil auch Siedlungsflachen dargestellt sind, weisen eine hohe
Dichte an streng geschitzte n bodenbritenden Vogelarten (z.B. der Kiebitz) auf. Bauliche
und sonstige Eingriffe in diesen Bereichen sind stets mit hohen Ausgleichserfordernissen verbun-
den, welche aufgrund der u.U. raumgreifenden Lebensform der geschitzten Arten und der geringen
Verflgbarkeit geeigneter Ausgleichsflachen z.T. nur schwierig im Stadtgebiet erbracht werden kén-
nen. Die systematische Handhabung artenschutzrechtlicher Belange, nicht nur im Rahmen der Bau-
leitplanung, obliegt der im Referat fliir Umwelt und Gesundheit 2020 neu geschaffenen Flachenagen-
tur’ (Ref. lll — FA). Die Flachenagentur ist fir das kommunale Kompensationsmanagement verant-
wortlich. Sie verwaltet die Flachen fir artenschutzrechtliche und landschaftspflegerische MalRnah-
men der Stadt NUrnberg sowie die Flachen mit MalBnahmen zur Férderung der Biodiversitat im Rah-
men der Biodiversitatsstrategie.

Um genauere Informationen Uber die Vorkommen und jeweiligen Lebensraume streng geschiitzter
Arten zu erhalten, wurden zwischen 2016 und 2020 Erhebungen durchgefiihrt. Die Ergebnisse der
vom Umweltamt durchgeflihrten Bodenbriterkartierung sind in den Uberarbeiteten Plan aufgenom-
men worden (Stand 2021; derzeit in Uberarbeitung). In diesem Zusammenhang sind auch der Ver-
waltung bekannte arten- und naturschutzrechtliche Ausgleichsflachen im Stadtgebiet aufgenommen
worden, die von bauleitplanerischen Eingriffen herriihren.

7 www.nuernberg.de/internet/'umweltreferat/flaechenagentur.html
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http://de.wikipedia.org/wiki/Elektromagnetisches_Feld

Die im Ubersichtsplan erfolgende Uberlagerung der Ausgleichsflachen mit den Resultaten der Bo-
denbriterkartierungen, bestehenden Gewachshausern bzw. sonstigen landwirtschaftlichen Bauwer-
ken sowie den fachgesetzlich bedingten Schutzbereichen (verdeutlicht:

» wie gering die verbleibenden Handlungsspielrdume fir jegliche Nutzungsanderungen bzw.
Flacheninanspruchnahmen im gegenwartigen Aul3enbereich des Nirnberger Stadtgebiets
sind bzw.

» mit welchem Aufwand und Ausgleichserfordernissen zuklnftige Auf3enbereichsentwicklun-
gen verbunden sind

» dass innovative Losungen gefunden werden missen, um eine weitergehende Versiegelung
zu verhindern, zumindest aber zu reduzieren.

3 R&aumliche Perspektiven der Stadt Nurnberg

Die letzte umfassende planerische Gesamtbetrachtung des Nirnberger Stadtgebiets fand mit der
Neuaufstellung des Flachennutzungsplans (FNP) mit integriertem Landschaftsplan (LP) statt. Das
Planwerk trat am 08. Marz 2006 in Kraft.

Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung haben sich in der Zwischenzeit mit dem novellierten
Landesentwicklungsprogramm (LEP) weiterentwickelt. Mit der Einfihrung einer RichtgroRRe fir die
Flachenneuinanspruchnahme im Bayerischen Landesplanungsgesetz 2021 wurde eine planerische
Vorgabe fir die Inanspruchnahme von Freiflachen im AuBenbereich fur Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke von 5 ha pro Tag landesweit festgehalten und wird landesweit bis 2030 angestrebt.. Das
stadtische Amt fiir Stadtforschung und Statistik fir Nurnberg und Firth (StA) konnte in diesem Kon-
text darlegen, dass der Flachenverbrauch Nurnbergs im Vergleich aller 96 bayerischen Landkreise
und kreisfreien Stadte als ,sparsam® anzusehen ist. Hinsichtlich des Siedlungs- und Verkehrsfla-
chenzuwachs von 2014 bis 2018 lag Nurnberg trotz seines Stadt- und Bevélkerungswachstums auf
Platz 81 von 96, also im hinteren Feld aller betrachteten ,Flachenverbraucher; die Siedlungs- und
Verkehrsflache Nirnbergs nahm in diesem Zeitraum um ca. 1,1 % zu (absolut rd. 126 ha; vgl. StA
,Berichte aus Stadtforschung und Statistik®, M510, 2020, S.5f.). Laut den Werten im Auskunftssys-
tem des Bayerischen Landesamt flr Statistik hat die Siedlungs- und Verkehrsflache in Nirnberg
zwischen 2019 und 2021 um rd. 31 ha zugenommen (ca. 0,27 %), bayernweit wird ist Zunahme um
rd. 8.000 ha (ca. 0,94 %)2 im selben Zeitraum zu verzeichnen.

Ferner wurde das LEP 2023 teilfortgeschrieben, wobei Klimaschutz und Reduzierung des Flachen-
verbrauchs neben einer sicheren Energieversorgung und einer nachhaltigen Mobilitdt wichtige
Schwerpunktthemen waren.

Die Planungsgrundlagen der Bauleitplanung und Landschaftsplanung wurden in Nurnberg ebenso
erganzt und fortgeschrieben (z.B. Masterplan Freiraum, Stadtklimagutachten, Artenschutzkonzept).
Die 32 FNP-Anderungsverfahren sind Ausdruck der Steuerung einer dynamischen Stadtentwick-
lung. Die Zahl der Anderungsverfahren ist nicht mit der Tragfahigkeit eines FNP gleichzusetzen (die
Stadt Munchen bspw. hat ihren wirksamen FNP bereits (iber 600mal geéndert). Die in Nirnberg
erfolgten Anderungen zeugen v.a. von vielen punktuellen Anpassungen des FNP aufgrund zahlrei-
cher Konversionen im Innenbereich sowie von moderaten Arrondierungen an den bestehenden
Siedlungsrandern.

Die Bauflachendarstellungen des FNP bringen Nirnberg heute an den Rand der Wachstumsmadg-
lichkeiten. Das Stadtgebiet ist durch die Darstellungen des FNP zu etwa zwei Dritteln mit Siedlungs-
und Grunflachen tberplant. Fir Wald, Landwirtschaft und Wasserflachen verbleiben etwa ein Drittel.
Und dieses Drittel der Stadtflache unterliegt einer Reihe von konkurrierenden Nutzungsanspriichen
durch Land- und Forstwirtschaft, Freizeit- und Erholungsbereiche, Vorhaben zur Energiegewinnung,

8 https://lwww.statistikdaten.bayern.de/genesis/online
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durch Unterschutzstellungen fur Natur- und Landschaftsschutz, fir Wasserschutz- und Uber-
schwemmungsgebiete und weitere Schutzbereiche nach Fachgesetzen.

Das macht deutlich, dass die Flachenanspriiche im Stadtgebiet in ihrer Gesamtheit kaum oder nicht
mehr zu realisieren sind. Vor dem Hintergrund der Ziele des Stadtratsbeschlusses ,Nurnberg grun
und lebenswert* (UmwA/AFS 03.05.2023, StR 14.06.2023) stehen Aul3en- und Schutzbereiche hier-
far nicht zur Verfagung.

Ziel muss folglich sein, die vorliegenden Bedarfsberechnungen samtlicher Referate fir die Stadt
Nurnberg zu Uberprifen und die raumwirksamen Konsequenzen unter stadtraumlichen Aspekten
aufzuarbeiten (demographischer Wandel, Klimaveranderung, Infrastrukturen etc.). Das Leitbild der
“Dreifachen Innenentwicklung® etwa bote in diesem Kontext Losungsansatze:

» In der dreifachen Innenentwicklung wird das bestehende Leitbild der doppelten Innenent-
wicklung um die rdumliche Dimension der Mobilitat erweitert. Die Stral3enraume und Stell-
platzanlagen als graue Potenzialflachen gewinnen bei der Bewaltigung der bestehenden
Herausforderungen zunehmend an Bedeutung. Sie kdnnen Teil des Freiraumverbundsys-
tems und der Griinen Infrastruktur werden oder durch bauliche Inanspruchnahme mehrfach
genutzt werden.

» Der Umgang mit der Ressource Flache im Hinblick auf die Aufteilung von bebauten und un-
bebauten Flachen wie Griin- und Freirdumen sowie Verkehrsflachen ist eine dringende Ge-
meinschaftsaufgabe, um eine lebenswerte und resiliente Stadt zu entwickeln. Folglich
braucht es eine effizientere, abgestimmte Siedlungs-, Verkehrs- und Freiraumplanung, die
den Herausforderungen des Klima- und Ressourcenschutzes, der Anpassung an die Folgen
des Klimawandels, dem Erhalt der Biodiversitat und der Gesundheitsvorsorge adaquat Rech-
nung tragt.

» stadtvertragliche Mobilitdt und die notwendige Umgestaltung der Stra3enrdume sind essen-
ziell fur eine nachhaltige Flachennutzung. Neben der Bereitstellung von Erholungsflachen
und der Foérderung von Stadtnatur hat der Straf3enraum einen wesentlichen Einfluss auf Kli-
maschutz und -anpassung. Die Flachenaufteilung zugunsten von Grin- und Freiraum sowie
zugunsten von Mobilitatsarten des Umweltverbunds trégt zur Erreichung der Klimaziele bei,
fuhrt zu einer Verbesserung der Luftqualitat und zu einer Minderung der Verkehrslarmbelas-
tung. Damit wird die Lebensqualitat der Bevélkerung gesteigert und ein Betrag zur Verbes-
serung der Gesundheit erreicht.

Die dargestellten Rahmenbedingungen und Fachplanungen machen deutlich, dass die Nirnberger
Stadtplanung eine Vielzahl von Interessen fiir die zukiinftige Stadtentwicklung zwingend berlcksich-
tigen muss. Ebenso sollte deutlich werden, dass die Rahmenbedingungen tendenziell zu- statt ab-
nehmen und einer hohen Dynamik unterliegen. Nicht zuletzt deshalb ist ihre fortlaufende Betrach-
tung, Reflektion ihrer Konsequenzen sowie Formulierung planerischer Optionen und Antworten es-
sentiell.
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Rahmenbedingungen der Stadtplanung

Erklarung der Planzeichen und Darstellungen
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Berichtsvorlage
Ref.111/002/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Bericht
Betreff:

Quantitative Versorgung mit Grin- und Parkanlagen

Anlagen:
Quant. Versorgungsanalyse_Sachverhalt_ NEU

Karte zur Grunflachenversorgung_Planungsbereiche
Erreichbarkeiten 250m NEU
Berechnungstabelle

Bericht:

Mit dem Gesamtstadtischen Freiraumkonzept (siehe Beschluss 2014) wurde eine Berechnung
der quantitativen Versorgung mit Griin- und Parkanlagen fur 2013 durchgefiihrt. Diese wird nun
auf aktueller Datengrundlage fortgeschrieben. Die Analyse wurde um die Aspekte der
Erreichbarkeit und Auslastung von Grin- und Parkanlagen erganzt.

1. Finanzielle Auswirkungen:

] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

XI Nein (— weiter bei2.)
[] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[ ] dauerhaft [ ] nur fir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr
davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr
Seite 1 von 3
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

1 Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

[] Ja

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[ ] RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[

Seite 2 von 3
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Beilage UmwA / AfS 18.04.2024

Anlass

Im Rahmen des Gesamtstadtischen Freiraumkonzepts von 2013/14 wurde eine Berechnung der
quantitativen Versorgung von offentlichen Grin- und Parkanlagen fir das Stadtgebiet Nirnberg
durchgefiihrt. Grundlagen dafir waren die damaligen Bevdlkerungszahlen und Kartierungen
offentlicher Grin- und Parkanlagen flr Nurnberg. Die Versorgungsanalyse liefert wichtige Hinweise
zur Verteilung der Parkanlagen im Stadtgebiet und zeigt die Versorgung und insbesondere Defizite
einzelner Stadtteile diesbezilglich auf. Sie stellt, analog zum Jugendhilfeplan ,Spielen in der Stadt®,
eine wichtige planerische Grundlage zur Bewertung von stadtebaulichen Planungen oder
stadtplanerischen Entwicklungen hinsichtlich der 6ffentlichen Grinflachenversorgung dar.

Die Berechnung wird angesichts des starken Bevdlkerungswachstums und der fortschreitenden
Nachverdichtung in den letzten zehn Jahren nun fortgeschrieben. Neben aktuellen
Bevolkerungszahlen wurde auch die Kartierung offentlicher Grin- und Parkanlagen aktualisiert.
Zudem wurde die Analyse um Aspekte der Erreichbarkeit und Auslastung von Parkanlagen erganzt.

Griin- und Parkanlagen in Niirnberg — Orientierungswerte und Versorgungsebenen

Grunflachen stellen grundsatzlich vielféltige klimatische, dkologische, gesundheitliche und auch
soziale Funktionen in der Stadt bereit. Zur Nlrnberger Freiraumkulisse zahlen nicht nur die
offentlichen Grin- und Parkanlagen und die zweckgebundenen Grinflachen wie zum Beispiel
Kleingartenanlagen, Sportflachen und Friedhdfe. Auch die landwirtschaftlich genutzten Flachen,
Walder, Gewasser und die wertvollen Naturrdume in den Schutzgebieten gehdéren dazu. Erganzt
werden die offentlichen und offentlich zuganglichen Freirdume durch die zahlreichen privaten
Garten, grine Gemeinschaftsflachen im Geschosswohnungsbau oder die gegriinten Freiflachen
entlang der Verkehrsinfrastruktur wie Straf3en und Bahnlinien. Auch diese Flachen tragen wesentlich
dazu bei, dass Nirnberg als grine Stadt wahrgenommen wird. Zusammen ergibt sich eine
Freiraumkulisse, die ca. 47% der Stadtflache einnimmt.?

Das Hauptaugenmerk in der vorliegenden Analyse liegt auf den Erholungsfunktionen von
offentlichen Grunflachen, die durch die Gestaltung von Flachen und Anlagen mit Aufenthalts-, Ruhe-
, Spiel- und Bewegungsmaoglichkeiten bestimmt werden. Dementsprechend werden in der Analyse
nur 6ffentliche Griin- und Parkanlagen betrachtet. Offentliche Griinflachen, die weniger relevant fiir
die Erholungsfunktion sind, wie z.B. Flachen des Verkehrsbegleitgrins oder reine
Abstandsgrinflachen, sind dagegen nicht Bestandteil der Analyse. Auch zweckgebundene oder
teilweise kostenpflichtige Grinflachen, wie Kleingarten, Sportplatze, Freibader, Friedhéfe oder der
Tiergarten werden in der Versorgungsanalyse nicht berticksichtigt, ebenso wenig reine Spielplatze
und Stadtplatze.

Neben oben genannten Grinflaichen besitzt das Stadtgebiet sogenannte ,landschaftlichen
Erholungsflachen®. Diese setzen sich aus Wald-, Wiesen-, Ackerflachen, Auen und Flachen der
freien Landschaft zusammen und umschlieBen die Grofistadt, so auch Nuirnberg. Diese
landschaftlich gepragten Freiflachen sind nicht per se klassische Naherholungsgebiete, bieten
jedoch auch Mdéglichkeiten der Erholungsnutzung, z.B. als Orte zum Spazierengehen, Joggen oder
Radfahren. Wichtig ist eine gute Erreichbarkeit und Anknipfung an das stadtische Ful3- und
Radwegenetz. Beispiele in Nirnberg sind der Reichswald, das Naturschutzgebiet Pegnitztal Ost,
das Knoblauchsland und die landschaftlichen Flachen im Siden der Stadt. Die landschaftlichen
Erholungsflachen werden in der Versorgungsanalyse ebenfalls nicht bertcksichtigt.

1 vgl. Masterplan Freiraum 2014
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In der vorliegenden Analyse betrachtet werden Griin- und Parkanlagen ab einer Grofde von 0,1 ha
(1.000 m?), die allen Blrgerinnen und Birgern jederzeit frei zur Verfligung stehen.

In NUrnberg werden seit langem Orientierungswerte zur Versorgung mit offentlichen Grun- und
Parkanlagen herangezogen (z.B. im Baulandbeschluss), die auch in ahnlicher Form in anderen
Kommunen Anwendung finden und durch aktuelle Publikationen bekraftigt werden.? Stadtische

Grin-

und Parkanlagen werden

in Nidrnberg dabei

Erreichbarkeiten sowie Versorgungswerte kategorisiert:

gemal folgender

Flachengrélen,

Kategorie Nachbarschaftsparks | Quartierparks Stadtteilparks Stadtparks

FlachengroBe 0,1-1ha 1-10 ha 10 -40 ha >40 ha

Erreichbarkeit bis 250 m bis 500 m bis 1.000 m bis 1.000-2.000 m
FuRwegedistanz FuRBwegedistanz | Fullwegedistanz FuRwegedistanz
(ca. 5 min) (ca. 10 min) (ca. 20 min) bzw. OPNV

Griinversorgung | mind. 4 m? mind. 6 m? mind. 7 m? mind. 7 m?

pro EW

Quelle: eigene Darstellung nach Bundesamt flr Naturschutz 2023

Die GroRe ist ein wesentlicher Faktor fur die Nutzbarkeit von Grin- und Parkanlagen fir die
Erholung. Die mit der GroRe haufig verbundene Vielfaltigkeit der Nutzungsmaoglichkeiten werden
bedeutender mit der Aufenthaltsdauer der Erholungssuchenden. Dabei spielen die Zeit und der
Aufwand, mit der die Grlinanlage erreicht wird, ebenso eine Rolle. Die Parkanlagen versorgen dabei
grundsatzlich unterschiedliche Ebenen:

e Kleine Nachbarschaftsparks dienen dem direkten Wohn-, bzw. Arbeitsumfeld und
versorgen damit die direkten = Nachbarschaftsebene. Sie verfigen Uber
Ausstattungsqualitaten und -elemente fir intensivere Nutzungen, Kinderspiel- und
Ruhebereiche und sind insbesondere auch fur wenig mobile Blrgerinnen und Blrger von
groRer Bedeutung. Gerade in Zeiten vermehrter Hitzetage spielen sie eine wichtige Rolle als
alltagliche Entlastungsraume.

Beispiele in Nurnberg sind der Melanchthonplatz, der N&geleinsplatz oder der Heinickeplatz.

e Quartiersparks versorgen uber ihre GréRe und Ausstattung die Wohngebietsebene. Sie
bieten vielfaltig nutzbare Freiflachen und verknipfen idealerweise andere Griinflachen tber
Grunverbindungen. Beispiele in Nirnberg sind der Hasenbuck, der Annapark, die
Rechenberganlage oder der Cramer-Klett-Park.

o GroRere Stadtteilparks bieten ein hohes Aufenthaltspotential mit grof3en intensiv oder
extensiv nutzbaren Freiflachen, Spielplatzen, offenen Wiesen- und Rasenflachen,
baumbestandenen Bereichen etc. Sie versorgen die Stadtteilebene und dienen der
Freizeitnutzung auch fir den ganzen Tag oder am Wochenende, méglichst auch im Winter.
Beispiele in Nurnberg sind die Wohrder Wiese, das Pegnitztal, der Westpark oder der
Stadtpark (nicht zu verwechseln mit der Kategorie Stadtpark).

¢ Die grofiten stadtbezogenen Parkanlagen (Stadtparks) versorgen die Gesamtstadtebene
und werden auch von weit entfernt wohnenden Birgerinnen und Biirgern, auch auf3erhalb
Nurnbergs, aufgesucht. Sie bieten Naherholung am Wochenende, eine gute Ausstattung mir
Kiosken und Lokalen und werden auch fur vielféltige kulturelle Veranstaltungen genutzt. Sie
sollten gut an das stadtische OPNV-Netz und mit Radwegen angebunden sein.

In Nidrnberg gibt es zwei Parkanlagen dieser Kategorie uUber 40 ha: den Volkspark
Marienberg mit 85 ha und den Volkspark Dutzendteich mit knapp tiber 100 ha.

2 Bundesamt fiir Naturschutz 2023: Stadtnatur erfassen, schitzen, entwickeln: Orientierungswerte und
Kenngrof3en fur das offentliche Gruin; BfN-Schriften 653, 2023
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Gemal o.g. Definitionen wurden in der aktuellen Kartierung in Nirnberg 151 Grin- und Parkanlagen
erfasst, davon 80 Nachbarschaftsparks, 59 Quartierparks, 10 Stadtteilparks und 2 Stadtparks. Diese
umfassen eine Gesamtflache von ca. 590 ha.

Quantitative Versorgungsanalyse

Berechnungsgrundlage und -methodik 2013

Fur die Berechnung 2013 im Rahmen des Gesamtstadtischen Freiraumkonzepts wurden die
Einwohnerzahlen von 2012 (509.004 EW), sowie die Kartierung offentlicher Grun- und Parkanlagen
(ca. 660 ha) aus der Flachennutzungstypenkartierung (FNTK) von 2009 herangezogen.

Die quantitative Versorgung von 6ffentlichen Griin- und Parkanagen wurde daraus flr die damals 57
Planungsbereiche / Spielplatzplanungszonen berechnet, um Synergien mit dem Jugendhilfeplan
~opielen in der Stadt* des Jugendamts herzustellen.

Einbezogen wurde aullerdem der Grinflachenbedarf pro Planungsbereich, der sich gemal} den
Richtwerten flur o6ffentliche Grinflachen ableitete: 10 m? o&ffentliche Granflachen pro EW fir
Planungsbereiche mit Uberwiegendem Einfamilienhausbau, 20 m? o&ffentliche Grunflachen fir
Planungsbereiche mit Gberwiegendem Geschosswohnungsbau und daraus abgeleitet rechnerisch
15 m? éffentliche Grinflachen flir Planungsbereiche mit etwa gleichen Anteilen Einfamilienhausbau
und Geschosswohnungsbau.

Als Ergebnis wurde flir jeden Planungsbereich die Versorgung mit o6ffentlichen Griin- und
Parkanlagen und daraus die Grunflachenbilanz in ha berechnet, die die Differenz zwischen dem
rechnerischen Grinflachenbedarf und dem tatsadchlich vorhandenen Bestand an Grin- und
Parkanlagen im Planungsbereich darstellt.

Gesamtstadtisch wurde die durchschnittliche Versorgung mit 6ffentlichen Griin- und Parkanlagen im
Jahr 2013 auf rund 13 m? pro EW berechnet. Die Planungsbereiche weisen jedoch erhebliche
Unterschiede auf. Die grofdten Grunflachendefizite wurden innerhalb der Ringstral’e B4R und der
Sldstadt verzeichnet.

Neuberechnung 2023

Fir die Neuberechnung wurden aktuelle Bevolkerungszahlen von Dezember 2022 (541.103 EW)
verwendet und die Kartierung offentlicher Griin- und Parkanlagen aktualisiert. Die alte Kartierung
aus der FNTK enthielt viele Flachen, die 0.g. Definitionen &ffentlicher Grin- und Parkanlagen nicht
entsprachen. So waren insb. einige Flachen des Verkehrsbegleitgrins oder Abstandsflachen
enthalten. Zudem wurden alle Flachen in der FNTK jeweils bis zur StralRenmitte kartiert, was zu
ungenauen Werten flihrte.

Seit 2013 hat sich die Datenbasis verbessert, so sind z.B. mittlerweile alle vom SOR gepflegten
offentlichen Grunflachen digitalisiert und im Geodaten-System der Stadt eingepflegt. Durch einen
Abgleich verschiedener Datenquellen (FNTK, Griinobjekte SOR, ALKIS-Daten, etc.) wurde von UwA
eine erneute Kartierung durchgefiuhrt. Dabei wurden auch die seit 2013 neu hinzugekommenen
offentliche Grun- und Parkanlagen berucksichtigt.

Die Berechnung wurde wiederum fur die - aktuell 61 - Planungsbereiche / Spielplatzplanungszonen
(siehe Karte als Anlage), sowie auRerdem fur die 87 statistischen Bezirke und 316 statistischen
Distrikte  durchgefuhrt. Die  Berechnungsmethodik und Annahmen  entsprechender
Grunflachenbedarfe ist gegenuber 2013 unverandert geblieben.

Gesamtstadtisch ergibt sich durch die Neuberechnung eine quantitative Versorgung von 11 m?
offentlichen Grun- und Parkanlage pro EW fur das Jahr 2023. Im Gegensatz zum Jahr 2013 liegen
sowohl das gesamtstadtische Grinflachendefizit, als auch die Defizite in den meisten
Planungsbereichen hoher, was zum einen an der Bevdlkerungszunahme und zum anderen aber
auch an der aktualisierten Datengrundlage und Kartiermethodik begrindet ist. Aufgrund der
unterschiedlichen Kartiermethodik ist ein direkter Vergleich der alten und neuen Versorgungswerte

nicht méglich.

Die quantitative Versorgungsanalyse hat grundsatzlich die methodische Einschrankung, dass die
Versorgung von der Abgrenzung der Raumeinheiten (Planungsbereiche, Bezirke, Distrikte)
3
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abhangig ist, je kleiner die Raumeinheit desto starker kommt der Effekt zu tragen. So weisen z.B.
direkt an eine groRere Parkanlage angrenzende Distrikte zum Teil recht hohe Griinflachendefizite
auf, obwohl eine gute Erreichbarkeit dieser grundsatzlich gegeben ist, siche z.B. die Distrikte
Maxfeldstr. und Schopenhauerstr. in der Nahe des Stadtparks.

Deshalb wurde neben der quantitativen Versorgungsanalyse auf Basis einzelner raumlicher
Gebietsgliederungen noch zusatzlich eine Erreichbarkeitsanalyse der Griin- und Parkanlagen auf
Basis der fuRlaufigen Distanzen durchgefuhrt.

Erreichbarkeitsanalyse

Fiar die Erreichbarkeitsanalyse wurden durch das Amt fur Stadtforschung und Statistik die
Einzugsbereiche der Grin- und Parkanlagen anhand o.g. Erreichbarkeiten / FuRwegedistanzen
berechnet, konkret von den jeweiligen Parkzugangen (Startpunkte) zu den einzelnen Adressen mit
Gebaudeschwerpunkten (Endpunkte) entlang der FuBwege (Schulwegenetz) in Nurnberg.

Fir jede Grin- und Parkanlage wurde eine nachbarschaftsbezogene Erreichbarkeit mit der
FuBRwegedistanz von 250 m ermittelt. Zusatzlich wurde eine wohngebietsbezogene Erreichbarkeit
mit der Distanz von 500 m (betrifft nur die Kategorien Quartierspark, Stadtteilpark und Stadtpark)
und eine stadtteilbezogene Erreichbarkeit mit der Distanz von 1.000 m (betrifft nur die Kategorien
Stadtteilpark und Stadtpark) berechnet. Fir jede Parkanlage wurde zudem die Anzahl der EW
innerhalb der Einzugsbereiche ermittelt, die die Grin- und Parkanlage in 250 m, 500 m oder 1.000
m erreichen konnen.

36%

48% 47%

52% 53%
64%
52% DER EINWOHNERINNEN 64% DER EINWOHNERINNEN 53% DER EINWOHNERINNEN
erreichen eine 6ffentliche Griin-und  erreichen einen Quartiers- oder erreichen eine stadtbezogene
Parkanlage innerhalb 250 m FuBweg  Stadtteilpark innerhalb 500 m Parkanlage innerhalb 1.000 m
FuBweg FuBweg

Gemal Orientierungswerten der Stadt Nurnberg sollen alle Einwohnerinnen und Einwohner in einer
fullaufigen Entfernung von maximal 250 m zu 6ffentlichen erholungswirksamen Griinflachen leben.3
Derzeit erreicht etwas Uber die Halfte (62%) der Nurnberger Stadtbevdlkerung eine offentlichen
Grun- und Parkanlage innerhalb von 250 m FuBweg. Der Handlungsbedarf in den einzelnen
Stadtteilen wird in der Ergebniskarte ablesbar. Viele Einwohnerinnen und Einwohner missen
langere Zeiten und einen grofleren Aufwand betreiben, um die nachstgelegene Grun- und
Parkanlage zu erreichen. Daruber hinaus wird deutlich, dass sich in vielen Stadtgebieten, viele
Menschen wenige, oft, kleine Parkanlagen teilen missen, was eine starke Auslastung und
Ubernutzung der Anlagen zur Folge hat. Die angehangte Ergebniskarte zeigt die Wohngebiete auf,
die keine Parkanlage in 250 m Entfernung erreichen kénnen im Detail (siehe Karte als Anlage).

Auslastungsanalyse Sid- und Sudwestadt

Als Erganzung zur Erreichbarkeitsanalyse wurde eine Analyse der Auslastung der Grin- und
Parkanlagen durchgefihrt, die den Nutzungsdruck auf die Anlagen widerspiegelt. Daflr wurden die
Einwohnerinnen und Einwohner ermittelt, die in den jeweiligen Einzugsgebieten um die Parkanlagen
leben. Unter Bericksichtigung der o.g. Mindestwerte der Grinversorgung pro EW sowie der
FlachengréRen der Parkanlagen ergibt sich eine Ideal-Nutzeranzahl der Anlagen. Die Relation der

3 Weiterentwicklung Baulandbeschluss der Stadt Niirnberg (19.7.2023 Stadtrat, Anlage 2), Gesamtstadtische
Leitlinien als Entscheidungshilfe bei Flachenkonkurrenzen: ,Jeder Nirnberger Birger und jede Burgerin
sollen in 5 Minuten FuBweg (ca. 250 Meter) zum nachsten offentlichen Griin- und Freiraum kommen.*
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tatsachlichen EW-Zahl im Einzugsgebiet zur Ideal-Nutzeranzahl ergibt den Auslastungs-/
Ubernutzungsgrad der Parkanlage. Die Berechnung ist aufwendig und ist stadtweit noch nicht
abgeschlossen. Im Rahmen des Freiraumkonzepts Nurnberger Siden wurde die Berechnung
allerdings fur den Untersuchungsraum der Sud- und Studweststadt 2022 fertiggestellt:
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Die Zahlen zeigen, dass die meisten Grin- und Parkanlagen in der Sud- und Sudweststadt eine
Auslastung weit tGber 200% haben. Spitzenreiter ist der Annapark mit einer Auslastung von 577%,
was die die Pflege- und Unterhaltsleistungen des SOR in diesen Parkanlagen vor enorme
Herausforderungen stellt. Gesamtstadtisch weisen die Nachbarschaftsparks und Quartierparks
innerhalb der Ringstralie B2R die héchsten Auslastungsgrade auf. Die Stadtteilparks und Stadtparks
haben aufgrund ihrer Lage und Flachengrofe grundsatzliche einen geringeren Auslastungs-/
Ubernutzungsgrad.

Fazit

Die Analysen zeigen die Schwerpunktrdume zur Verbesserung der Ausstattung mit offentlichen
Grin- und Parkanlagen auf. Viele innenstadtnahe Stadtbereiche, insbesondere in der dicht
besiedelten Sudstadt und Weststadt, weisen sehr hohe Griinflachenflachendefizite auf. Hier sind die
Grunflachenbestande strukturell am geringsten und die Bedarfe aufgrund der Bevdlkerungsdichte
und Bebauungsstruktur am grofdten.
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Mit dem Griin- und Freiraumkonzept Weststadt (2012) und dem Freiraumkonzept Nirnberger Stiden
(2022) wurden die beiden Stadtbereiche mit den hdchsten Handlungsbedarfen untersucht und
konkrete Vorschlage zur Verbesserung der Griin- und Freiraumsituation unterbreitet. Die Anlage des
Quelleparks ist ein Ergebnis des Weststadtkonzepts.

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden in den Stadterweiterungsgebieten Wetzendorf,
Tiefes Feld und Brunecker Stralle zudem drei Stadtteilparkanlagen gesichert und entwickelt, um die
bestehenden Versorgungsliicken zu schlielen. Der Ziricher Park als neuer Quartierspark wird zur
Verbesserung Grinflachenversorgung im Stdwesten beitragen. Auch der aktive Flachenankauf von
potenziellen neuen Grun- und Freiflachen wurde durch aufgestockte finanzielle Mittel bei LA
vorangetrieben. So wird sich z.B. die Versorgungssituation im Sudwesten durch den Erwerb der
Gartnereiflachen im Westpark (2022) verbessern. Gerade auch vor dem Hinblick auf die Anpassung
an die Folgen des Klimawandels (Hitze- und Starkregenereignisse) und die Entwicklung der Stadt
Nurnberg als Schwammstadt ist die Mehrung des 6ffentlichen Grinflachenbestandes wichtig. So
bleibt die Herstellung neuer Grin- und Parkanlagen weiterhin zentrale Aufgabe der Nurnberger
Freiraumplanung.

Durch die Urbane Gartenschau wird die Versorgung mit offentlichen Griinanlagen in Nurnberg und
die Erreichbarkeiten wohnortnaher Erholungsbereiche bis zum Jahr 2030 verbessert. Dies trifft
insbesondere auf die Stadtteile um den Stadtgraben und hier nochmal explizit auf die Stdstadt,
entlang der konzipierten Sudstadt.Klima.Meile, zu. Die Urbane Gartenschau wirkt dabei als
Katalysator, um die Grin- und Freiraumversorgung in den dicht bebauten Stadtteilen auch tGber das
Jahr 2030 hinaus nachhaltig zu verbessern.

Das Tool der Erreichbarkeitsanalyse bietet gegenuber der Betrachtung nach statistischen Bezirken
und Distrikten einen praziseren Blick auf die tatsachliche Versorgung mit Grinflachen und
Parkanlagen im Stadtgebiet und soll zukinftig um weiteren Flachenkategorien wie etwa
zweckgebundene offentliche Grunflachen erweitert werden. Auch die Daten zur Ausnutzung von
Parkanlagen sind wertvoll, die Analysen zur Ausnutzung sollen daher ulber die Sid- und
Sudweststadt hinaus erweitert werden.
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Quantitative Versorgung mit 6ffentlichen Griin- und Parkanlagen

Versorgung mit dffentlichen Griin- und Parkanlagen
bezogen auf den Planungsbereich

Siedlungsflachen...

|:| mit einer guten Versorgung mit dffentlichen Griin- und Parkanlagen
|:| unterversorgt mit 6ffentlichen Griin- und Parkanlagen

- stark unterversorgt mit 6ffentlichen Grun- und Parkanlagen

- sehr stark unterversorgt mit 6ffentlichen Griin- und Parkanlagen
- ohne offentliche Gruin- und Parkanlagen

Planungsbereich / Spielplatzplanungszone

Q -13,5 ha Griinflachendefizit pro Planungsbereich*
0

1 2

4
Kilometer

MaRstab 1:90.000 (DIN A4) [ offentliche Grin- und Parkanlagen Landwirtschaftliche Flachen

Zweckgebundene Griinflachen - Gewasser

(Kleingérten, Friedhofe, Sport- .
platze, Freibader, Tiergarten, etc.) - Industrie- und Gewerbe

Datengrundlagen:
EW-Zahlen 2022 (Amt fur Stadtforschung und Statistik),

Kartierung o6ffentlicher Griin- und Parkanlagen 2023 (Umweltamt), . L . .
Raumbezugssystem Gebietsgliederung (Amt fiir Stadtforschung und Statistik) I waidniachen Eggfﬂ%ﬂiﬁﬁfg@emem
Hintergrundkarte: ALKIS TN, Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung Uberwiegend Grinlandflachen Zwecke

. * Flache des Kreises entspricht der tats. ha GroRe
Umweltamt, Juli 2023 P
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Erreichbarkeiten offentlicher Griun- und Parkanlageh 2

0 1 2
Kilometer

Mafstab 1:90.000 (DIN A4)

Datengrundlagen:
Kartierung offentlicher Griinflachen (Parkanlagen) 2023 (Umweltamt),
Raumbezugssystem Gebietsgliederung (Amt fiir Stadtforschung und Statistik)

Hintergrundkarte: ALKIS TN, Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung
Umweltamt, Juli 2023
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48% der Stadtbevolkerung erreichen
keine offentliche Griin- und Parkanlage
in 250 m FulRwegedistanz

Erreichbarkeiten 6ffentlicher Griin- und Parkanlagen
in 250m FuBwegedistanz

Offentliche Griin- und Parkanlagen:
Il stactoark (> 40 ha)

I stadtteilpark (10 - 40 ha)
I cuartierspark (1 - 10 ha)
|:| Nachbarschaftspark (0,1 - 1 ha)

[ statistischer Bezirk

250m (ca. 5 min) FuBwegedistanz zur Griin- und Parkanlage

Siedlungsflachen versorgt

Siedlungsflachen nicht versorgt

Zweckgebundene Griinflachen
(Kleingarten, Friedhdfe, Sport-
pléatze, Freibéder, Tiergarten, etc.) - Gewasser

- Waldflachen Industrie- und Gewerbe

Landwirtschaftliche Flachen

Uberwiegend Griinlandflachen Einrichtungen fiir Gemein-
. bedarf & 6ffentliche
AuBere Landschaften transparent dargestellt Zwecke




GFK Nirnberg 6.03?024

Quantitative Versorgung mit 6ffentlichen Griin- und Parkanlagen

Griinflachenbestand Grunflach::bedarf n Griinflachenplus o. Defizit

GroR Offentliche Griin- .
Kategorisierung nach Einwohnerzahl (Stand robe niche Brn Offentliche Griin-und 10 m?, 15 m?oder 20 Bestand minus dem  Versorgung bzw.

Pl bereich in  Einwoh h d Parkanl
Siedlungsstruktur 2022) anung;aerelc s e iirhzn age Parkanlage in m? / EW m?/EW Gesamtbedarf in ha Defizit in m2/EW

Planungsbereich

Altstadt

02 St. Johannis / Vogelherd GW 30.764 61,5 -36,6 -11,9
03 Giérten h. d. Veste / Maxfeld GW 32.715 65,4 -42,8 -13,1
04 Rennweg GW 11.782! 23,6 -22,9 -19,4]
05 Wohrd / Tullnau GW 15.747! 31,5 10,6 6,8
06 Glockenhof / GleiBhammer GW 33.095 66,2 -38,1 -11,5
07 GW 39.229 78,5 -71,4 -18,2
08 Steinbiihl / Gibitzenhof GW 21.424 42,8 -41,8 -19,5
09 Werderau / Sandreuth EH/GW 5.066 7,6 -7,6 -15,0
10 Schweinau GW 12.257 24,5 -7,9 -6,5
11 St. Leonhard / Stindersbuhl GW 21.053 42,1 -32,6 -15,5
12 Gostenhof / Barenschanze / Rosenau GW 24.882 49,8 -38,7 -15,6
13 Eberhardshof / Muggenhof / Doos GW 13.540 27,1 -17,0 -12,6
14 UEH 5.516 257,59 5,5 -3,2 -5,9
15 UEH 4.369 192,64 22,7 4,4 0,4 0,9
16 Kleinreuth h. d. V. UEH 4.987 188,87 26,4 5,0 -5,0 -10,0
17 UEH 7.558 373,95 20,2 7,6 -4,6 -6,1
18 |Schoppershof / St. Jobst Gw 21.291 294,99 72,2 17,96 8,4 42,6 3,2 15
19 Mégeldorf UEH 9.208| 305,02 9,2 3,5 3,8
20 EH/GW 14.248 393,36 21,4 -16,1 -11,3
21 Fischbach UEH 5.011 260,87 5,0 -4,0 -8,0
22 UEH 9.653 555,32 9,7 -8,1 -8,4
23 Bauernfeind / Rangierbahnhof-Siedlung GW 4.346 76,87 8,7 -8,7 -20,0
24 Langwasser — Neuselsbrunn GW 7.439 97,48 14,9 -8,3 -11,2
25 Langwasser — Nordost GW 6.895 124,98 13,8 -9,4 -13,6|
26 Langwasser — Mitte / Siidost GW 10.419 405,56 25,7 25,77 24,7 20,8 4,9 4,7
27 Langwasser — Stidwest GW 8.378 283,38 29,6 6,23 7,4 16,8 -10,5 -12,6|
28 Gartenstadt / Falkenheim / Kettelersiedlung UEH 12.629 612,76 20,6 10,60 8,4 12,6 -2,0 -1,6
29 Pillenreuth / Kénigshof / Steinbriichlein EH 1.263 728,81 1,7 4,60 36,4 1,3 3,3 26,4
30 Worzeldorf UEH 1.595 148,22 10,8 0,71 4,5 1,6 -0,9 -5,5
31 Herpersdorf / Weiherhaus UEH 5.368 192,39 27,9 5,4 -1,7 -3,2
32 Gaulnhofen UEH 1.416 235,12 6,0 1,4 -1,4 -10,0]
33 Kornburg EH 3.666! 637,43 5,8 3,7 -3,5 -9,6
34 Katzwang / Neukatzwang UEH 7.565 477,67 15,8 7,6 -6,7 -8,8
35 Maiach / Hafen / Reichelsdorfer Forst EH 1.929 770,11 2,5 1,9 -1,9 -10,0
36 Reichelsdorf, Reichelsdorfer Keller UEH 11.491 390,53 29,4 11,5 -8,1 -7,1
37 Krottenbach, Gerasmiihle, Mihlhof, Holzheim EH 2.391 470,07 2,4 -2,4 -10,0
38 Eibach UEH 11.478 363,58 11,5 27,2 23,7
39 Réthenbach EH/GW 19.230 320,35 28,8 -16,7 -8,7
40 Gebersdorf UEH 4.279 227,31 18,8 4,3 -3,1 -7,3
41 Kleinreuth b. Schw., Hofen, Leyh EH/GW 3.554 276,00 12,9 5,3 -5,3 -15,0
42 Hofles EH 520 167,00 3,1 0,5 -0,5 -10,0]
43 Schnepfenreuth EH 641 152,63 4,2 0,6 -0,6 -10,0
44 Buch EH 740 307,94 2,4 0,7 -0,7 -10,0]
45 Boxdorf EH 2.705 318,80 8,5 2,7 -1,4 -5,2
46 GrofRgrindlach, Reutles EH 5.059 527,38 9,6 5,1 -4,0 -7,8
47 Neunhof EH 1.653 402,60 4,1 1,7 -0,4 -2,1
48 Kraftshof EH 846 239,24 3,5 0,8 -0,8 -10,0|
49 Almoshof, Lohe, Flughafen EH 1.144] 611,06 1,9 1,1 8,5 74,1
50 Buchenbuhl EH 2.238 313,86 7,1 2,2 -1,8 -8,0
51 Erlenstegen UEH 4.412 438,54 10,1 4,4 5,1 11,5
52 Laufamholz, Rehhof UEH 10.039 287,39 34,9 10,0 -6,6 -6,6
53 Brunn, Birnthon EH 981 396,80 2,5 1,0 -1,0 -10,0]
54 Tafelhof GW 1.330] 64,69 20,6 0,00 2,7 -2,7 -20,0]
55  |Dutzendteich GW 1.042 355,98 2,9 103200 9904 2,1 101,1 970,4
56 GW 408 274,41 1,5 0,00 0,8 -0,8 -20,0]
57 EH/GW 6.580] 252,07 26,1 0,51 9,9 -9,4 -14,2
58 UEH 6.405 391,26 16,4 85,81 134,0] 6,4 79,4 124,0
59 GW 4.289) 172,99 24,8 4,96 11,6 8,6 -3,6 -8,4/
60 UEH 6.098 203,95 29,9 11,58 19,0 6,1 5,5 9,0
61 GW 950 207,57 4,6 o,oo— 1,9 1,9 20,0
Kategorisierung Einwohnerdichte Versorgung 20m? Griinflichenbedarf
uberw. bis unter 5 gut versorgt Uber 20 20 m2/EW
Geschosswohnungsbau m?/EW
ca. gleiche Anteile
Geschoss- und 5 bis unter 15 unzterversorgt Lo 15 m?/EW
) " m?/EW
Einfamilienhaus
ij'berw.. : ) stark Unterversorgt )
Einfamilienhausbebauu 15 bis unter 40 510 m2/EW 10 m?/EW
ng
reine
Einfamilienhausbebauu 10 m?/EW
ng
Versorgung 15m?
gut versorgt Uber 15
m?/EW
unterversorgt 15-7,5
m2/EW
stark Unterversorgt 7,5
4 m?/EW
Versorgung 10m?
gut versorgt Uber 10
m?/EW
unterversorgt 10-5
m2/EW
stark Unterversorgt 5-
2,5 m?/EW
bgmr Landschaftsarchitekten 1
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GFK Nirnberg 25.03.2024

Quantitative Versorgung mit 6ffentlichen Griin- und Parkanlagen

Grinflachenbestand Grunflach:;bedarf n Grunflachenplus o. Defizit

Offentliche Griin-
GroRe Bezirk in ha  Einwohner pro ha und Parkanlage
E]

Offentliche Griin-und 10 m?, 15 m? oder 20 Bestand minus dem Versorgung bzw.
Parkanlage in m? / EW m2/EW Gesamtbedarf in ha Defizit in m?/EW

Kategorisierung nach Einwohnerzahl (Stand

Stat. Bezirk (n=87
el B (=7 Siedlungsstruktur 2022)

01 - Altstadt, St. Lorenz

02 - Marienvorstadt GW 1769 3,5 7,5 42,3
03 - Tafelhof GW 1330 2,7 2,5 -19,1
04 - Gostenhof GW 9409 18,8 -17,9 -19,1
05 - Himpfelshof GW 5940 11,9 -4,6 7,8
06 - Altstadt, St. Sebald GW 9227 18,5 -11,3 -12,3
07 - St. Johannis GW 8035 16,1 12,8 -16,0
08 - PirckheimerstralRe GW 7981 3,43 16,0 -12,5 -15,7
09 - Wohrd GW 10214 7,23 20,4 -13,2 12,9
10 - Ludwigsfeld GW 11055 26,05 22,1 3,9 3,6
11 - Glockenhof GW 18249 36,5 -35,7 19,5
12 - GuntherstraRe EH/GW 3791 5,7 -4,4 -11,7
13 - Galgenhof GW 19870 39,7 -36,1 -18,2
14 - Hummelstein GW 11339 3,47 22,7 -19,2 -16,9
15 - GugelstraRe GW 8020 16,0 -16,0 20,0
16 - Steinbiihl GW 13534 1,06 27,1 -26,0 -19,2
17 - Gibitzenhof GW 5522 | 0,00 11,0 -11,0 20,0
18 - Sandreuth GW 413 7,2 038 0,8 20,0
19 - Schweinau GW 5206 2,10 10,4 -8,3 -16,0
20 - St. Leonhard EH/GW 14526 21,8 -16,6 11,4
21 - Siindersbiihl GW 6527 13,1 8,8 13,4
22 - Birenschanze GW 9533 19,1 -16,2 -17,0
23 - Sandberg GW 10923 21,8 12,7 11,7
24 - Bielingplatz EH/GW 5484 8,2 -8,2 -15,0
25 - UhlandstraRe GW 11854 1,60 23,7 22,1 -18,7
26 - Maxfeld GW 10496 17,59 21,0 -3,4 -3,2
27 - Veilhof GW 11927 11,95 23,9 -11,9 -10,0
28 - Tullnau UEH 4026 4,0 8,6 21,4
29 - GleiBhammer UEH 6104 6,1 -4,0 -6,6
30 - Dutzendteich EH/GW 1042 1,6 101,6 975,4
31 - Rangierbahnhof-Siedlung GW 4346 8,7 -8,7 -20,0
32 - Langwasser Nordwest EH/GW 7439 11,2 -4,6 -6,2
33 - Langwasser Nordost EH/GW 6895 10,3 -6,0 -8,6
34 - Beuthener StraRe GW 612 1,2 -1,2 -20,0
35 - Altenfurt Nord EH 1262 226,47 5,6 1,36 10,7 1,3 0,1 0,7
36 - Langwasser Stidost UEH 10419 405,56 25,7 25,77 24,7 10,4 15,3 14,7
37 - Langwasser Stidwest EH/GW 8378 283,38 29,6 12,6 -6,3 -7,6
38 - Altenfurt, Moorenbrunn EH 8320 272,82 8,3 -8,1 -9,8
39 - Gewerbepark Niirnberg-Feucht GW 71 56,04 0,1 -0,1 -20,0
40 - Hasenbuck GW 4055 56,26 8,1 -3,2 7,8
41 - Rangierbahnhof EH/GW 408 274,41 0,6 0,6 -15,0
42 - Katzwanger Stralle GW 234 116,73 0,5 -0,5 -20,0
43 - DianastraRe GW 2368 49,16 4,7 -4,7 -20,0
44 - Trierer StraRe EH 5134 300,03 5,1 -1,6 -3,1
45 - Gartenstadt UEH 7495 312,73 24,0 7,5 0,4 0,6
46 - Werderau UEH 4653 152,00 30,6 4,7 -4,7 -10,0
47 - Maiach EH 1929 502,62 3,8 1,9 -1,9 -10,0
48 - Katzwang, Reichelsdorf Ost, Reichelsdorfer Keller EH 11144 896,30 12,4 11,1 -10,3 -9,2
49 - Kornburg, Worzeldorf EH 13308 1941,96 13,3 -4,1 -3,1
50 - Hohe Marter EH/GW 7051 167,75 14,47 20,5 10,6 3,9 5,5
51 - Rothenbach West EH/GW 9161 152,07 3,97 43 13,7 9,8 -10,7
52 - Rothenbach Ost EH/GW 12719 212,07 8,37 6,6 19,1 -10,7 -8,4
53 - Eibach EH 8828 319,78 38,46 43,6 8,8 29,6 33,6
54 - Reichelsdorf UEH 7912 239,40 33,0 3,36 4,2 7,9 -4,5 5,8
55 - Krottenbach, Miihlhof EH 2391 470,07 5,1 2,4 2,4 -10,0
60 - GroRreuth b. Schweinau EH/GW 6580 252,07 26,1 9,9 9,4 -14,2
61 - Gebersdorf EH 4279 227,31 18,8 43 -3,1 7,3
62 - Gaismannshof EH 6098 203,95 6,1 5,5 9,0
63 - Hofen UEH 3554 3,6 -3,6 -10,0
64 - Eberhardshof GW 10895 21,8 -17,1 -15,7
65 - Muggenhof GW 2645 5,3 0,1 0,3
70 - Westfriedhof EH/GW 3223 4,8 6,9 21,5
71 - Schniegling UEH 3958 115,05 34,4 4,62 11,7 4,0 0,7 1,7
72 - Wetzendorf UEH 9026 381,91 23,6 3,31 3,7 9,0 -5,7 6,3
73 - Buch EH 1901 627,57 3,0 0,00 1,9 -1,9 -10,0
74 - Thon UEH 5515 221,09 24,9 0,07 5,5 5,4 9,9
75 - Almoshof EH 1143 245,25 4,7 8,81 1,1 7,7 67,1
76 - Kraftshof EH 846 239,24 0,8 0,8 -10,0
77 - Neunhof EH 1653 402,60 1,7 0,4 2,1
78 - Boxdorf EH 2899 340,25 2,9 -1,6 5,5
79 - GroRgriindlach EH 4865 505,93 4,9 -3,8 7,7
80 - Schleifweg UEH 4232 50,80 4,2 -4,2 -10,0
81 - Schoppershof EH/GW 8644 90,71 13,0 9,0 -10,4
82 - Schafhof GW 2074 274,51 7,6 4,1 -4,1 -20,0
83 - Marienberg EH 4273 228,99 18,7 43 81,5 190,8
84 - Ziegelstein UEH 5639 194,54 29,0 2,97 5,3 5,6 2,7 -4,7
85 - Mooshof EH/GW 2132 162,26 13,1 0,00 3,2 -3,2 -15,0
86 - Buchenbiihl EH 2238 313,86 7,1 0,44 2,2 -1,8 -8,0
87 - Flughafen 1 365,81 0,0 0,82

90 - St. Jobst EH/GW 10271 183,17 | 56,0 13,98 13,6 154 14 14

bgmr Landschaftsarchitekten 1
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GFK Nurnberg

Quantitative Versorgung mit 6ffentlichen Griin- und Parkanlagen

Stat. Distrikt (n=316)

Kategorisierung nach
Siedlungsstruktur

Einwohnerzahl (Stand
2022)

GroRe Distrikt in ha  Einwohner pro ha

Griinflachenbestand

Offentliche Griin-
und Parkanlage
in ha

Griinflachenbedarf in
ha

Offentliche Griin-und 10 m?, 15 m? oder 20

Parkanlage in m? / EW

m2/EW

25.03.2024

Grinflachenplus o. Defizit

Bestand minus dem
Gesamtbedarf in ha

Versorgung bzw.
Defizit in m2/EW

bgmr Landschaftsarchitekten
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010 - St. Lorenz (Adlerstr.)

011 - St. Lorenz (Josephspl.) GW 646 1,3 -1,3 -19,4
012 - St. Lorenz (Breite Gasse) GW 641 1,3 -1,3 -20,0
013 - St. Lorenz (Lorenzer Pl.) GW 98 0,2 -0,2 -20,0
014 - St. Lorenz (Gewerbemuseum) GW 288 0,6 1,3 45,3
015 - St. Lorenz (Bauhof) GW 162 0,3 -0,3 -20,0
016 - St. Lorenz (Luitpoldstr.) GW 512 1,0 0,3 5,3
017 - St. Lorenz (German. Nationalmuseum) GW 304 0,6 0,7 22,8
018 - St. Lorenz (Jakobsplatz) GW 882 1,8 -0,6 -7,2
019 - St. Lorenz (Westtor) GW 1326 2,7 -0,3 -2,1
020 - Marienvorstadt (GleiRbuhlstr.) GW 839 27,83 30,1 3,95 47,0 1,7 2,3 27,0
021 - Marienvorstadt (Wohrder Wiese) GW 930 19 5,2 56,0
030 - Tafelhof (Hauptbahnhof) GW 83 0,2 0,0 -4,9
031 - Tafelhof (Oper) GW 1174 2,3 -2,3 -20,0
032 - Tafelhof (Hauptglterbahnhof) GW 73 0,1 -0,1 -20,0
040 - Gostenhof (Gostenhofer Hauptstr.) GW 3871 7,7 -7,7 -20,0
041 - Gostenhof (Volksbad) GW 2574 5,1 -5,1 -20,0
042 - Gostenhof (Mittlere Kanalstr.) GW 2964 5,9 -5,1 -17,1
050 - Himpfelshof (Rosenau) GW 1420 2,8 0,5 3,3
051 - Himpfelshof (Deutschherrnstr.) GW 2498 5,0 -5,0 -20,0
052 - Himpfelshof (Versorgungsamt) GW 1282 2,6 -1,9 -14,7
053 - Himpfelshof (Kleinweidenmuhle) EH 271 0,3 0,8 30,9
054 - Himpfelshof (Kontumazgarten) GW 469 0,9 1,2 26,1
060 - St. Sebald (Hauptmarkt) GW 132 0,3 -0,3 -20,0
061 - St. Sebald (Weinstadel) GW 378 0,8 -0,1 -3,1
062 - St. Sebald (Weinmarkt) GW 638 1,3 -0,6 -10,1
063 - St. Sebald (Albrecht-Durer-Str.) GW 921 1,8 -1,0 -11,3
064 - St. Sebald (Burg) GW 637 1,3 1,0 16,4
065 - St. Sebald (Stopselgasse) GW 969 1,9 -1,7 -17,3
066 - St. Sebald (Egidienplatz) GW 546 1,1 -1,0 -18,1
067 - St. Sebald (Universitat) GW 1019 2,0 -1,1 -11,0
068 - St. Sebald (Tucherstr.) GW 2213 4,4 -4,4 -20,0
069 - St. Sebald (Inn.-Cramer-Klett-Str.) GW 1774 3,5 -2,1 -11,8
070 - St. Johannis (Haller Wiese) GW 362 0,7 1,3 36,8
071 - St. Johannis (Am Johannisfriedhof) GW 875 1,8 -0,6 -7,2
072 - St. Johannis (Adam-Kraft-Str.) GW 3332 6,7 -6,7 -20,0
073 - St. Johannis (Wielandstr.) EH/GW 3466 5,2 -5,1 -14,8
080 - PirckheimerstraRe (West) GW 672 1,3 2,0 29,2
081 - PirckheimerstraRe (Mitte) GW 2629 5,3 -5,3 -20,0
082 - PirckheimerstraRe (Ost) GW 4680 9,4 -9,2 -19,7
090 - Wohrd (Rennweg) GW 1847 3,7 -3,0 -16,1
091 - Wohrd (Handwerkskammer) GW 3093 6,2 -6,2 -20,0
092 - Wohrd (Nunnenbeckstr.) GW 2315 4,6 -4,6 -20,0
093 - Wohrd (Zentrum) GW 2252 4,5 -4,5 -20,0
094 - Wohrd (Fachhochschule) GW 707 1,4 5,1 72,2
100 - St. Peter GW 5804 11,6 -11,6 -20,0
101 - Neumarkter Str. GW 3030 6,1 -3,3 -10,9
102 - Bundesanstalt f. Arbeit GW 523 1,0 -1,0 -20,0
103 - Dutzendteichstr. EH/GW 1698 2,5 0,2 1,1
104 - Meistersingerhalle L 0 8

110 - Glockenhof (Harsdérffer Platz) GW 8152 16,3 -15,5 -19,0
111 - Glockenhof (BleiweiR) GW 4179 | 0,00 8,4 -8,4 20,0
112 - Glockenhof (Wilhelm-Spaeth-Str.) GW 5918 | 0,00 11,8 11,8 20,0
120 - GuntherstraRe (Isoldenstr.) EH/GW, 1562 | 0,00 2,3 2,3 -15,0
121 - GuntherstraRe (Dietrichstr.) GW 1759 | 0,00 3,5 35 20,0
122 - GuntherstraRe (Markomannenstr.) UEH 470 18,8 0,5 0,8 16,9
130 - Galgenhof (Wdlckernstr.) GW 6724 13,4 -13,2 -19,7
131 - Galgenhof (AufseBplatz) GW 5583 11,2 -10,0 -18,0
132 - Galgenhof (Lichtenhof) GW 4774 9,5 7,8 -16,3
133 - Galgenhof Siidost (Maffeiplatz) GW 2789 5,6 5,1 -18,2
140 - Hummelstein (Post) GW 1104 | 0,00 2,2 2,2 20,0
141 - Hummelstein (SchénweiRstr.) GW 2618 5,2 3,1 11,8
142 - Hummelstein (Budapester Platz) GW 3698 74 6,3 -17,2
143 - Hummelstein (Neulichtenhof) GW 1562 | 0,00 3,1 3,1 20,0
144 - Hummelstein (Lothringerstr.) GW 2357 4,7 -4,4 -18,8
150 - GugelstraBe (Rabus) GW 4669 | 0,00 9,3 9,3 20,0
151 - GugelstraRe (Schwabenstr.) GW 1154 | 0,00 2,3 2,3 20,0
152 - GugelstraBe (Siemens) GW 2197 | 0,00 4,4 -4,4 20,0
160 - Steinbiihl Nordost (Wiesenstr.) GW 5093 10,2 9,3 -18,3
161 - Steinbiihl Nordwest (An den Rampen) GW 1562 | 0,00 3,1 3,1 20,0
162 - SteinbUhl SGdwest (Leibnizstr.) GW 3734 7,5 -7,3 -19,4
163 - SteinbUhl Stidost (Schwannstr.) GW 3145 6,3 -6,3 -20,0
170 - Gibitzenhof (Alemannenstr.) GW 2071 4,1 -4,1 -20,0
171 - Gibitzenhof (Karlsruher Str.) GW 3451 6,9 -6,9 -20,0
180 - Sandreuth Siid GW 396 0,8 -0,8 -20,0
181 - Sandreuth Nord GW 17 0,0 0,0 -20,0
190 - Schweinau (Industriegebiet Nordost) GW 34 0,1 0,5 157,6
191 - Schweinau (Waldaustr.) GW 1889 3,8 -2,3 -12,1
192 - Schweinau (Holzwiesenstr.) GW 2599 5,2 -5,2 -20,0
193 - Schweinau (Eisenstr.) GW 684 1,4 -1,4 -20,0




Beschlussvorlage

Stpl/003/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Beschluss
Betreff:

Beschluss des Rahmenplans zur Weiterentwicklung Areal Frankenstral3e/Tiroler
Str./Ingolstadter Str., studlich des Z-Baus

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Rahmenplan zur Weiterentwicklung Areal FrankenstraBe vom 26.01.2024, Variante 1
Rahmenplan zur Weiterentwicklung Areal Frankenstraf3e vom 12.03.2024, Variante 2, Parkdeck

Bisherige Beratung(en) Datum TOP
Stadtplanungsausschuss 22.02.2024 2 Vertagt
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024 5

Sachverhalt (kurz):

Fur das 1,4 ha groR3e im stadtischen Eigentum befindliche Areal slidlich der Frankenstral3e,
Ostlich der Tiroler Straf3e und noérdlich der Ingolstadter StraRe wurde ein Rahmenplan erstellt
um die geordnete Weiterentwicklung des Arals in unmittelbarer Nahe zur Gebietsentwicklung
Brunecker Stral3e aufzuzeigen.

Die Planungen bertcksichtigen bestehende Vorhaben wie die Stral3enbahntrasse inklusive der
daraus folgenden Neuordnung von Flachen fiir den Z-Bau und das Bundesamt fiir Migration
und Flichtlinge durch Ausweisung von Frei- und Stellplatzflachen.

Daruiber hinaus dienen die verbleibenden Flachen der Unterbringung neuer gewerblicher
Flachen, hier u.a. einer Metzgerei, sowie der Erweiterung und Erganzung bestehender sozialer,
schulischer und kultureller Bedarfe der Rummelsberger Anstalten und der Stadt Nirnberg. Die
Errichtung eines zweisttckigen Parkdecks wurde geprift, fihrt aber dazu, dass nur 100 - 115
Stellplatze anstelle von 160 offenen Stellplatzen umgesetzt werden kénnten.

Das bestehende Wegenetz wird sinnvoll erganzt. Wegebegleitende Freiflachen dienen
vorrangig als Ausgleichs- und Kompensation fir kinftige Vorhaben im Umgriff. Der
Baumbestand entlang des Grundstticks Tiroler Stral3e 21 bleibt erhalten.

Planerisch zu berticksichtigen war eine laufende Grundwassersanierung.

Seite 1 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/003/2024

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[ ] dauerhaft [ ] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

Seite 2 von 4
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

[] Ja wird im weiteren Verfahren erganzt

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
Vpl

LA

J

XX X [

Seite 3 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/003/2024

Beschlussvorschlag:

Der Stadtplanungsausschuss beschlie3t den Rahmenplan zur Weiterentwicklung des Areals
FrankenstraRe mit Stand vom 26.01.2024 als Grundlage der weiteren planerischen und
baulichen Entwicklung.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:

Beschluss des Rahmenplans zur Weiterentwicklung Areal FrankenstraRe/Tiroler Str./In-
golstadter Str., sudlich des Z-Baus

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation:

Das zu entwickelnde, ca. 1,4 ha gro3e Areal sudlich der Frankenstral3e, 6stlich der Tiroler Str.
und ndrdlich der Ingolstadter Str. istim Flachennutzungsplan als ,Gemischte Bauflache®, ,Flache
fur Gemeinbedarf/ sportliche Zwecke* inklusive Kennzeichnung ,Altlastenverdachtsflache” dar-
gestellt. Vorhaben werden planungsrechtlich nach 834 BauGB beurteilt. Das Areal befindet sich
in stadtischem Eigentum.

Es wurde ein abgestimmter Rahmenplan zur geordneten Weiterentwicklung der Flachen erstellt.
Die in der Anlage beigefligte Planung bertcksichtigt den aktuellen Stand der Einzelvorhaben:

Planerische Randbedingungen:

StralBenbahntrasse und Z-Bau: Die geplante Verlangerung der Stral3enbahnlinie 7, Tristanstr.-
Bauernfeindstr., soll westl. der Bundesanstalt fir Migration und Flichtlinge (BAMF) verlaufen. Die
von der Planfeststellung betroffenen Flachen filhren zu einem Wegfall von Stellplatzen des Z-
Bau. Der Ausbau des Knotens Tiroler Str. / Frankenstr. fuhrt zudem zu einem Entfall des Gartens
des Z-Baus. Stellplatze und Garten Z-Bau sind im Rahmenplan neu nachgewiesen.

Die Errichtung eines zweistdckigen Parkdecks anstelle der offenen Stellplatzanlage mit ca. 160
Stellplatzen wurde geprift. Im Ergebnis ist ein Parkdeck nicht sinnvoll, da die Flache mit ca. 1.800
m? nur fir ca. 100 bis maximal 115 Parkplatze ausreicht, die zudem nicht intensiv genutzt werden.

2 geschossiges
parkdeck mit ca.
110 Stellplatze auf
1.800 m*

e, L
\";.\_ Auggo‘gm%me “
e _© © ©
N £ i @ &']‘
@ ca. 1.500 m?

\

500 M potentielle Uberfahrt ca. 1600 m?
% quqstucks%hﬁ & t l| %, Grundstiicksflache
=c! I
- RNE ca. 1.700 m? K
: \ Grundstiicksflache | ‘\ E— -
5 ; Kinder-Jugend-Hauils
\ Errichtung eines ‘alle Fliichen fiir \ I Variante |
% Geschaftshauses sg{&%&‘}‘: lb%d OCROEIUSgHewh iR iy s ]

]

der Grundschule
l Gertrud-Steini-Strafe
\

Bundesanstalt fiir Migration und Flichtlinge: Optionen der Erweiterungen durch ergédnzende Stell-
platze werden beriicksichtigt.
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Rummelsberger Anstalten: Im sidl. Teilbereich des Gebiets bestehen bereits soz. Infrastruktur-
einrichtungen in Form eines ,Hauses fir Kinder®, einer ,ev. Kita-Arche® und einer Bildungsein-
richtung ,Stitz- und Foérderschule Muschelkinder® der Rummelsberger Diakonie,- genehmigte
Bauvorhaben liegen vor fir die Errichtung eines Wohnheims und einer Forderstatte fir Autisten.
Bestehende Planungen und Erganzungen sind im Planungskonzept dargestellt.

Metzgerei: Fur den nordwestlichen Teilbereich liegt ein Bauvorbescheid zur Errichtung eines Ge-
schaftshauses mit Metzgerei vor. Diese Gewerbeeinheit ist im Konzept nachgewiesen.
Altlasten: Es liegt ein Gutachten zur Sanierung des Areals der ehemaligen Stidkaserne vor (De-
tail: 110 m lange, 70 m breite BTEX/PAK-Schadstofffahne in 6-8 m Tiefe). Die mittelfristig ange-
legte Grundwassersanierung erfolgt parallel zur Bebauung des Areals und ist im Planungskon-
zept berucksichtigt.

Planerische Optionen:

Das Ziel der Planung besteht weiterhin darin, neben der Bericksichtigung der 0.g. Belange auch
eine geordnete Weiterentwicklung zu erméglichen, die soziale, kulturelle, schulische und gewerb-
liche Nutzungen einschlie3t sowie ein ergédnzendes Geh- und Radwegenetz und die Schaffung
von Ausgleichs- und Freiflachen bericksichtigt. Konkrete Schwerpunkte sind:

Gartennachweis fir den Z-Bau: Der entfallene Garten an der Tiroler Straf3e wird sudlich des Z-
Baus neu ausgewiesen.

Ausweisung von Nutzflachen: Etwa 6.100 m?2 werden fir ergédnzende Gewerbe, soziale, schuli-
sche und kulturelle Infrastruktur vorgesehen. Dies beinhaltet unter anderem die 0.g. Gewerbe-
einheit fir ein Geschaftshaus mit etwa 1.500 m2, die potenzielle Ansiedlung eines Kinder- und
Jugend-Hauses auf einer Flache von 1.200-1.600 m2 (opt. Teilflache Tiroler Str. 21 o. sudl. Z-
Bau) sowie erganzende Flachenbedarfe der Grundschule Gertrude-Steinl-Stral3e aus der angren-
zenden Gebietsentwicklung Brunecker Stral3e.

Wegenetz und Freiflachen: Verbesserung des Rad- und FuBwegenetzes mit begleitendem Griin-
zug als Fortfihrung der Griinanlage Hasenbuck, ausgehend von der Tiroler Stral3e zur geplanten
StralRenbahntrasse mit begleitender Wege- und Griinverbindung. Eine Flache von ca. 4.000 m2
soll als Freiflache fur Malinahmen aus bestehenden und zukiinftigen Bauvorhaben einschlieflich
des Erhalts des Baumbestands entlang des Grundstiicks Tiroler Str. 21 vorgehalten werden.

Fazit:

Der Rahmenplan soll die Grundlage darstellen fiir konkretisierende Einzelvorhaben. Es ergeben
sich Flachenpotenziale fir Gewerbe, sozial-schulische-kulturelle Infrastruktur, Grinflachen i.H.v.
insgesamt 9.600mz.

Die Verwaltung empfiehlt dem Stadtplanungsausschuss den Rahmenplan mit Stand vom

26.01.2024 als Grundlage der weiteren planerischen und baulichen Entwicklung zu beschliel3en.
Der Rahmenplan ist Grundlage fiir die Beurteilung von Einzelvorhaben.
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Betreff:

Rahmenplan zur Weiterentwicklung Areal FrankenstraRe/Tiroler Str./Ingolstadter Str.,
sudlich des Z-Baus

hier: Parkdeck auf dem Areal

Fir das Unterbringen von ca. 160 Stellplatzen, welche fur das Areal FrankenstralRe sudlich des
Z-Baus bendtigt werden, ist fir ein zwei geschossiges Parkdeck mit einem Flachenverbrauch von
ca. 2.500 m? zu rechnen. (Vergleichswerte hierfiir wurden aus den bestehenden Parkdecks der
Messe und des Sudklinikums in Nurnberg herangezogen.)

Jedoch sind neben der vorgesehene Durchfahrt Frankenstral’e zu den sidlich angrenzenden
Grundstiicken und der Beachtung der Abstandsflachen eine maximale Flache von ca. 1.800 m?
fur ein Parkdeck verfugbar. Dies ware abzlglich der Rampe eine ausreichende Flache fir ca.
100 bis maximal 115 Parkplatze.

Fazit:

Aufgrund der begrenzten Flache auf dem Areal Frankenstral3e ist die Errichtung eines Parkdecks
fur die geplante Stellplatzanzahl nicht machbar.
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Berichtsvorlage

Stpl/014/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Bericht
Betreff:

Information zum Sozialen Kompetenz-Zentrum Kornburg

Anlagen:
Bericht

Bericht:

Das Gebiet mit ca. 18.000 gm ist bislang unbebaut und befindet sich in stadtischem Besitz. Es
ist ein Gewerbegebiet festgesetzt, in einem Streifen von 25m zur Stral3e "Am Bruckweg"
allerdings immissionsschutzrechtlich eingeschréankt. 10.000 gm der Flachen sollen fur
gewerbliche Nutzungen verwendet werden. Auf 8.000 gm soll ein Soziales Kompetenz-Zentrum
als Kombination Kindertageseinrichtung und Pflegeeinrichtung/Wohngemeinschaft fiir
Pflegebediirftige und Tagespflege entstehen. Hierdurch sollen soziale Bedarfe zur Betreuung
von Kindern und Pflege von Bedirftigen umgesetzt werden. Die Kindertagesstatte ist auf
vorerst 75 Platze abgestimmt, kann aber zuklnftig modular erweitert werden.

Bauplanungsrechtlich ist die Kindertagesstatte gem. § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassig. Die Pflegeeinrichtung ist zwar ebenfalls eine Anlage fir soziale Zwecke, aber im
Gewerbegebiet auch nicht ausnahmsweise zulassig. Zur Umsetzung ist eine Befreiung
erforderlich.

Zur Lésung immissionsschutzrechtlicher Konflikte hat der zukiinftige Betreiber bereits ein
Gutachterbiiro beauftragt, damit das Gewerbe nicht eingeschrankt wird.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
[] Ja
[ ] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

[] Ja wird im weiteren Verfahren ergéanzt

Seite 2 von 4
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4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
WiF

J

Ref. V/ SenA

XX X

Seite 3 von 4
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Beilage

Betreff: Soziales Kompetenz-Zentrum in Kornburg

Bericht zur Entwicklung der Flachen im Bereich des Bebauungsplans 4202

Das zu entwickelnde Areal in Kornburg Am Bruckweg/Kellermannstral3e umfasst eine Flache
von ca. 2 ha (FI.Nr. 572, 574/3, 575, 576, 577, Gem. Kornburg). Im Flachennutzungsplan ist
das Gebiet als Grunflache mit Zweckbestimmung Sportanlage dargestellt.

Die Flache liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans Nr. 4202 , der im
betreffenden Bereich ein Gewerbegebiet festsetzt. Entlang der Stral’e ,Am Bruckweg® sind in
einem Streifen von 25 m Tiefe neben den Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 BauNVO nur Geschafts-
, Blro-, und Verwaltungsgebaude sowie nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe zulassig.
Das Mal3 der baulichen Nutzung ist auf zwei Vollgeschosse sowie eine GRZ von 0,8 und eine
GFZ von 1,6 begrenzt. Der Bauraum wird durch die Festsetzung von Baugrenzen definiert.
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Abbildung 1 Gebietsumgriff im Geltu

Das gesamte Areal befindet sich in stadtischem Eigentum und ist Vorbehaltsflache fir eine
Kita sowie Gewerbeentwicklungen. Die verfluigbare Flache betragt ca. 18.000 m?2.

Im Folgenden sind die Flachenbedarfe zusammengefasst.

Art der Entwicklung Bedarfe Grundstiucksflache
Kindertageseinrichtung in Ca. 8.000 m?
Kombination mit Pflege

Gewerbliche Nutzung Ca. 10.000 m?

Bzgl. der gewerblichen Nutzung liegt eine abschlieRende Konkretisierung der Nutzung
weiterhin nicht vor.

Planungsziel ist die nutzungsvertragliche Weiterentwicklung des Gebietes zum Zwecke der
Arrondierung von sozialen Infrastrukturen in Form einer Kindertageseinrichtung in
Kombination mit einem Pflegeheim/Wohngemeinschaft fur Pflegebedurftige und Tagespflege.

Ein vergleichbares Konzept existiert bislang in Nirnberg nicht.
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Die Realisierung einer Kindertageseinrichtung im Gewerbegebiet ist méglich, da eine solche
als Anlage fur soziale Zwecke durch den Nutzungskatalog der ausnahmsweise zulassigen
Nutzungen gem. § 8 Abs. 3 BauNVO abgedeckt ist.

Fur die Kindertageseinrichtung sind ein dreigruppiger Kinderhort, bestehend aus zwei festen
Hortgruppen sowie einer flexiblen Kindergartengruppe, mit insgesamt 75 Platzen, gefordert.
Der Gebaudekomplex soll so angelegt werden, dass er modular erweiterbar ist.

Planungsrechtlich sind die Ubergange zwischen einem Mehrfamilienhaus mit Uberwiegend
alteren Bewohnern Uber Betreutes Wohnen, Altenwohnheime, Altenheime, Altenpflegeheime,
Pflegestationen, Hospize bis hin zu Fachkrankenhausern fir Geriatrie oder Krankenhauser mit
Pflegeabteilungen flieBend. Je nach Nutzungskonzept bzw. Ausgestaltung erfolgt die
Einstufung als ,Anlage flr soziale Zwecke* oder als Wohnnutzung. Obwohl Pflegeheime
Anlagen flir soziale Zwecke sind, sind sie wegen der dominanten Wohnfunktion in
Gewerbegebieten auch nicht ausnahmsweise zulassig.

Es kommt eine Befreiung nach § 31 Abs. 3 BauGB in Betracht. In Gebieten mit einem
angespannten Wohnungsmarkt kann mit Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall von den
Festsetzungen des Bebauungsplans zugunsten des Wohnungsbaus befristet bis 31.12.2026
befreit werden, wenn die Befreiung auch unter Wirdigung nachbarlicher Interessen mit den
offentlichen Belangen vereinbar ist. Voraussetzung fur eine Befreiung im Sinne des § 31 (3)
BauGB ist im vorliegenden auch der Erhalt der Nutzbarkeit des GE.

Fazit und Vorschlag zum weiteren Vorgehen

Innerhalb der Flache kann die Kita mit Hort in Kombination mit dem Pflegeheim auf einer
Grundsticksflache von ca. 8.000 m? entlang der StralRe Am Bruckweg angesiedelt werden.
Die ostliche Teilflache bietet mit 10.000 m? ausreichend Flache fur die Ansiedlung weiterer
nicht erheblich stérender gewerblicher Nutzungen entlang der KellermannstralRe gegeniber
des bereits bestehenden Gewerbes.

50



Beschlussvorlage

Stpl/012/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Beschluss
Betreff:

Anderung des Bebauungsplans Nr. 3760

fur das Gebiet beiderseits der Elsnerstralie zwischen Rothenburger StralRe, Gostenhofer
HauptstraRe und Bauerngasse

Einleitung und Billigung

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Ubersichtsplan
Entwurf der Satzung
Entwurf der Begriindung

Sachverhalt (kurz):

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3760 beginnt ca. 100 m sudlich des
Verkehrsknotenpunkts Plarrer am westlichen Rand der Nurnberger Altstadt. Er setzt ein
Mischgebiet gem. § 6 Baunutzungsverordnung (BauNVO) fest. Das Plangebiet ist von einer
heterogenen Baustruktur und einem Nutzungsmix aus Wohnen, Biros und sozialen
Einrichtungen gepragt.

In den sudlich an den Plarrers angrenzenden Gebieten kam es in den vergangenen Jahren zu
einer Haufung von Spielhallen und Wettblros. Derartige Betriebe bediirfen einer genauen
raumlichen Steuerung, da sie sich haufig funktionsbezogen und stadtebaulich negativ auf ihr
Umfeld auswirken kdnnen (,trading-down-Effekt").

Im Stadtrat wurde daher am 26.10.2016 das Vergnlgungsstattenkonzept als stadtebauliches
Entwicklungskonzept im Sinne des 8 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. In
dem Konzept werden Zulassigkeitsbereiche fur die Ansiedlung von Vergnigungsstatten (hierzu
zahlen die o0.g. Betriebstypen Spielhalle und Wettbiro) definiert. Der Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 3760 liegt nicht innerhalb eines Zulassigkeitsbereiches fiir
Vergnugungsstatten.

Zwar existieren im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3760 derzeit keine genehmigten
Spielhallen und Wettbiiros, im Kontext der Anderung des Bebauungplans Nr. 3761 und der
Neuaufstellung des Bebauungsplans Nr. 4764 (beide Verfahren zielen auf den Ausschluss von
Spielhallen und Wettbiros ab) soll jedoch von vornherein eine Ansiedlung dieser Betriebe im
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3760 ausgeschlossen werden.

Seite 1 von 4
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1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

Seite 2 von 4
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja siehe Kapitel 1.4.2 der Begriindung "Gender und Diversity"

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
RA

00X O
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Beschlussvorschlag:

1.

Der Stadtplanungsausschuss beschliet die Einleitung der Anderung des Bebauungsplans
Nr. 3760 fur das im Plan des Stadtplanungsamtes vom 12.03.2024 umfasste Gebiet
beiderseits der Elsnerstral3e zwischen Rothenburger Stral3e, Gostenhofer HauptstralRe
und Bauerngasse. Die Anderung des Bebauungsplans soll im vereinfachten Verfahren
nach § 13 Baugesetzbuch (BauGB) durchgefiihrt werden.

Der Stadtplanungsausschuss billigt den Entwurf der Anderung des Bebauungsplans
Nr. 3760 auf Grundlage des Plans vom 12.03.2024 und der Begriindung vom 12.03.2024.

Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t die 6ffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
auf Grundlage des gebilligten Entwurfs.

Dies ist ortstiblich bekannt zu machen.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:

Anderung des Bebauungsplans Nr. 3760

fur das Gebiet beiderseits der Elsnerstral3e zwischen Rothenburger Stral3e, Gostenhofer
HauptstralRe und Bauerngasse

Einleitung und Billigung

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Der Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 3760 (rechtsverbindlich seit
26.03.1969) befindet sich ca. 100 m sudlich des Verkehrsknotenpunkts Plarrer, am stidwestlichen
Rand der Nurnberger Altstadt und setzt fiir diesen Bereich ein Mischgebiet gem. 8 6 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) fest. Das Plangebiet ist von einer heterogenen Baustruktur mit Ge-
bauden zwischen einem und sechs Geschossen gepragt. Im Plangebiet besteht ein Nutzungsmix
aus Wohnen, Buros und sozialen Einrichtungen.

In den letzten Jahren ist in den Bereichen sidlich des Plarrers eine Haufung von sog. Wettblros
und Spielhallen entstanden. Oftmals sind die Grundstiickseigentiimerinnen und - eigentimer auf-
grund der hohen erzielbaren Grundstiickserlése an einer Haufung und Ansiedlung interessiert.
Spielhallen und Wettblros wirken sich jedoch haufig stadtebaulich negativ auf ihnr Umfeld aus und
pragen mit ihrer stadtebaulichen Wirkung ganze Stadtraume und Quartiere. Zu den stadtebaulich-
funktionalen Stérwirkungen zahlen insbesondere:

— Verdrangung von bestehenden und kiinftigen gebietstypischen Nutzungen (Einzelhan-
del, Dienstleistungen, soziale Einrichtungen, Wohnen),

— Trading-Down-Effekte (Einschrankung der Angebotsvielfalt, Spielhallenhdufungen als
Indikator),

— Verzerrung des Boden- und Mietpreisgefliges (moglicher Ausléser von Verdrangungs-
und Trading-Down-Prozessen),

— Imageverlust des Umfeldes (nachbarschaftlicher Konflikt mit ,,seriésen Nutzungen).

DarlUber hinaus bestehen kulturelle, soziale und religiése Konflikte, beispielsweise in der Nach-
barschaft mit Einrichtungen fur Kinder und Jugendliche oder kirchlich/religiosen Einrichtungen.
Die gesellschaftlichen Vorbehalte gegentber Wettbiros und Spielhallen werden h&aufig dadurch
stadtebaulich wirksam, als dass durch die Meidung dieser Raume ein passiver Verdrangungsef-
fekt besteht.

Um die Ansiedlung von Vergniugungsstatten daher gesamtstadtisch besser steuern zu kénnen,
wurde im Stadtrat am 26.10.2016 das Vergnigungsstattenkonzept beschlossen. Hierbei handelt
es sich um ein stadtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetz-
buch (BauGB), das als informelles Planungs- und Steuerungsinstrument bei der Aufstellung von
Bebauungsplanen zu berticksichtigen ist. In dem Konzept werden unter Beriicksichtigung der
nutzungsspezifischen Stdrpotenziale von Vergnlgungsstatten Zulassigkeitsbereiche fur deren
Ansiedlung definiert. Das Plangebiet stellt keinen dieser Zulassigkeitsbereiche fir Vergnigungs-
statten geman Vergnugungsstattenkonzept dar, weshalb diese hier als nicht vertraglich und nicht
gebietstypisch fur das Quartier eingestuft werden.
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Zielsetzung

Aktuell existiert im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3760 keine genehmigte Vergni-
gungsstatte. Im Kontext des geplanten Ausschlusses von Spielhallen und Wettbiros in unmittel-
bar angrenzenden Gebieten (Anderung BP Nr. 3761, BP 4674) soll durch die Anderung des
rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 3760 verhindert werden, dass sich die Neuansiedlung von
Spielhallen und Wettburos auf diesen Bereich verlagert. Der Katalog an zulassigen Nutzungen
wird somit eingeschrankt und die Art der Nutzung konkretisiert, die Ubrigen Festsetzungen des
Bebauungsplans Nr. 3760 bestehen weiterhin.

Kosten
Der Stadt entstehen durch die Aufstellung des Bebauungsplans voraussichtlich keine Kosten.

Planverfahren und zeitliche Umsetzung

Die Anderung des Bebauungsplans Nr. 3760 soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB
durchgefuhrt werden, da die Grundzlige der Planung nicht bertihrt werden. Es soll lediglich die
Art der baulichen Nutzung, bzw. das Nutzungsspektrum von im Mischgebiet zulassigen Nutzun-
gen geringfligig eingeschrankt werden.

Das Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans wird somit ohne Umweltpriifung, Umweltbe-
richt und friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung durchgefihrt. Die weiteren Anwendungsvorausset-
zungen des § 13 Abs. 1 BauGB werden erfullt: mit der Anderung werden keine Vorhaben zuléssig,
die nach Bundesrecht oder Landesrecht zu einer Pflicht zur Durchflihrung einer Umweltvertrag-
lichkeitspriifung unterliegen, noch bestehen Anhaltspunkte zu einer Beeintrachtigung der in
§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgtter oder Anhaltspunkte dafiir, dass bei der Planung
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfallen nach
§ 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind.

Im Anschluss wird der Entwurf der Anderung des Bebauungsplans gem. § 3 Abs. 2 BauGB 6f-
fentlich ausgelegt, die Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB werden beteiligt.

Fazit

Die Anderung des Bebauungsplans Nr. 3760 dient der Verhinderung von ,Trading-Down-Pro-
zesse” im Gebiet sudlich des Plarrers zwischen Rothenburger Stral3e und Gostenhofer Haupt-
stralie.

Die Einleitung des Anderungsverfahrens soll beschlossen und der Entwurf der Anderung gebilligt
werden. Die offentliche Auslegung gem. 8§ 3 Abs. 2 BauGB soll beschlossen werden.
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UBERSICHTSPLAN ZUR ANDERUNG DES
BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

fur das Gebiet beiderseits der Elsnerstrale zwischen Rothenburger Strale, Gostenhofer Hauptstral’e und
Bauerngasse
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SATZUNG ZUR ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS
NR. 3760

fur das Gebiet beiderseits der Elsnerstral3e zwischen Rothenburger Stralie,
Gostenhofer Hauptstrale und Bauerngasse

vom

Die Stadt NuUrnberg erlasst gemal Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom auf Grund
von

88 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176),

folgende Satzung

Artikel 1
§ 3 Nr. 1 der Bebauungsplan-Satzung wird wie folgt erganzt:
Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefigt:

,Im gesamten Plangebiet sind Spielhallen und Wettblros nicht zuléssig.“

Artikel 2

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Nurnberg,
Stadt Nurnberg

Marcus Kdnig
Oberbirgermeister
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BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

fur das Gebiet beiderseits der Elsnerstral3e zwischen Rothenburger Stral3e, Gostenhofer
Hauptstral3e und Bauerngasse

Luftbild Nurnberg Hajo Dietz
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BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

fur das Gebiet beiderseits der Elsnerstral3e zwischen Rothenburger Stral3e, Gostenhofer
Hauptstral3e und Bauerngasse
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QUELLENANGABEN

Vergniigungsstattenkonzept: Gutachten zur Vergnigungsstattenkonzeption fur die Stadt
Nurnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung (NUrnberg) vom 07.12.2015

Einzelhandelskonzept: Gutachten zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept fir die Stadt
Nurnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung (Nurnberg), vom 12.12.2012

Bezirksdatenblatter Nirnberg 2021; Statistischer Bezirk: 04 Gostenhof; Stadt Nirnberg, Amt
fur Stadtforschung und Statistik fur Nurnberg und Furth, Datenstand vom 01.08.2022
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BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

fur das Gebiet beiderseits der Elsnerstral3e zwischen Rothenburger Stral3e, Gostenhofer
Hauptstral3e und Bauerngasse

l. PLANBERICHT

I.1. ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

Der Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 3760 befindet sich ca. 100 m
sudlich des Verkehrsknotenpunkts Plarrer, am stidwestlichen Rand der Nurnberger Altstadt
und setzt fur diesen Bereich ein Mischgebiet gem. § 6 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
fest.

Rechtsgrundlage fiir die Aufstellung und Anderung eines Bebauungsplanes ist das Bauge-
setzbuch (BauGB) und die aufgrund des Baugesetzbuches erlassenen Vorschriften. Zustan-
dig fur die Aufstellung und Anderung von Bebauungsplanen ist die Gemeinde.

Das Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans wird nach den Vorschriften des verein-
fachten Verfahrens gemaf 8§ 13 BauGB durchgefiihrt, da die Grundziige der Planung nicht
berthrt werden. Es soll lediglich das Nutzungsspektrum von im Mischgebiet zuldssigen Nut-
zungen um einen Teilbereich eingeschrankt werden. Der Ausschluss stellt die Zweckbestim-
mung des Mischgebiets nicht in Frage.

Das Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans wird somit ohne Umweltpriifung, Umwelt-
bericht und friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung durchgefihrt. Die weiteren Anwendungsvo-
raussetzungen des § 13 Abs. 1 BauGB werden erfiillt: mit der Anderung werden keine Vor-
haben zulassig, die nach Bundesrecht oder Landesrecht zu einer Pflicht zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriifung unterliegen, noch bestehen Anhaltspunkte zu einer Be-
eintrachtigung der in 81 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgtter oder Anhaltspunkte
dafir, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen
von schweren Unféllen nach 8§ 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind.

1.2. ANLASS ZUR ANDERUNG - PLANUNGSZIELE

Der Plarrer ist aufgrund seiner vielfaltigen Nutzungen ein stark frequentierter Ort in Ntrnberg.
So hat dieser die Funktion eines zentralen Versorgungsbereichs (C-Zentrum ,Plarrer®), ist
ein bedeutender Verkehrsknotenpunkt fir den OPNV und MIV und stellt aufgrund seiner
zentralen Lage an der historischen Stadtmauer und dem Spittlertorturm einen wichtigen
Stadteingang dar.

Das Plangebiet liegt etwa 100 m sudlich des Plarrers und ist durch einen Mix aus Wohnen,
Bilros und sozialen Einrichtungen gekennzeichnet. In den Quartieren sudlich des Plarrers ist
in den letzten Jahren eine Haufung von Spielhallen und Wettbiros deutlich geworden, ins-
besondere entlang der StraRen Frauentorgraben und Am Plarrer. Durch eine Haufung von
Spielhallen und Wettbiiros kommt es oftmals zu einer Verzerrung des Boden- und Mietpreis-
gefuges, da durch diese Betriebstypen auf relativ geringem Raum hohe Grundstiickserltse
erzielt werden kdonnen. Dies wiederum fuhrt zu einem Trading-Down-Effekt im Sinne einer
Einschrankung der Angebotsvielfalt durch Verdrangung von Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsbetrieben. Gesellschaftliche Vorbehalte gegeniiber Spielhallen und Wettbiiros fiihren
zu einem Imageverlust des Gebietes und werden haufig stadtebaulich dadurch wirksam,
dass durch die Meidung dieser Raume ein passiver Verdrangungseffekt entsteht. Aufgrund
der haufig langen Offnungszeiten von Spielhallen und Wettbiiros bestehen zudem Nutzungs-
konflikte mit Wohnnutzungen. Einrichtungen fur Kinder und Jugendliche gelten aufgrund des
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potenziell negativen Einflusses von Spielhallen und Wettbiros als schutzbedrftige Nutzun-
gen (vgl. 8 9 Abs. 2b BauGB).

Auch wenn sich innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 3760 derzeit keine
genehmigte Spielhalle und kein genehmigtes Wettbiro befindet, soll die Ansiedlung dieser
Betriebstypen ausgeschlossen werden, um die o0.g. Nutzungskonflikte und Trading-Down-
Effekte zu verhindern. Zu diesem Zweck soll die Art der baulichen Nutzung im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans Nr. 3760 dahingehend geandert werden, dass Spielhallen und
Wettbiros allgemein unzulassig sind. Dieses Ziel deckt sich mit den Inhalten des 2016 durch
den Stadtplanungsausschuss der Stadt Nirnberg beschlossenen Vergnugungsstéattenkon-
zepts (vgl. 1.3.3.1.a).

GRUNDLAGEN DER PLANUNG

ANALYSE DES BESTANDS

Lage im Stadtgebiet / Topographie

Das Gebiet des Bebauungsplans Nr. 3760 liegt in Innenstadtrandlage zwischen Rothenbur-
ger Stral3e, Gostenhofer Hauptstraf3e und Bauerngasse, ca. 100 m sudlich des Plarrers, der
ein wichtiger Verkehrsknotenpunkt und historischer Platz am Stadteingang zur Altstadt Nurn-
bergs ist. Die Rothenburger StraRe am nérdlichen Rand des Bebauungsplangebietes flhrt
aus dem Westen als Ausfall/Einfallstral3e direkt zum Stadtzentrum.

Der Bebauungsplan befindet sich suidlich des Plarrers im Stadtteil ,Altstadt und engere In-
nenstadt“ und im Bezirk ,04 Gostenhof*. Topografisch betrachtet ist das Gelande nahezu
eben.

Gegenwartige Nutzungen und Baustruktur

Das Bebauungsplangebiet weist eine heterogene Baustruktur auf. Es ist gepragt von Block-
randbebauung. Die Gebaude an der Rothenburger Strafl3e sind tiberwiegend finf- und sechs-
geschossig (Buro- und Wohnkomplex). Der Block westlich der Elsner StralRe wirkt sehr he-
terogen und weist eine ein- bis fiinfgeschossige Geb&audestruktur mit mehreren Baullicken
und einem weitestgehend Uberbauten Innenbereich auf.

Im Plangebiet besteht ein Nutzungsmix aus Wohnen und Buros und sozialen Einrichtungen.
Hierzu gehort eine Kinderkrippe in der Rothenburger StralRe 11 sowie ein Kindergarten in der
ElsnerstralRe 5.

Des Weiteren gibt es in dem Gebiet eine Kfz-Werkstatt, eine Glaserei, einen Supermarkt und

eine Lounge/Café. Teile des Bebauungsplangebiets gehéren zudem zum Zentralen Versor-
gungsbereich ,Plarrer* (C-Zentrum).
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Abbildung 1: Kindergarten und Schulen in der Umgebung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 3760;
GS: Grundschule; H: Kinderhort; HaF: Hort am Forderzentrum; HfK: Haus fur Kinder (Krippe und Kindergarten);
K: Kindergarten; KR: Kinderkrippe; NfK: Netz fur Kinder; SFZ: Sonderpadagogisches Forderzentrum; ST: Schu-
lertreff (Quelle: Stadt NUrnberg; Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung.

Verkehr

Das Plangebiet ist aufgrund der Nahe zum Plarrer sowie zur Innenstadt sehr gut erschlossen.
Hier befinden neben dem gut ausgebauten StraBennetz Haltestellen des OPNV von (Bus,
StraRenbahn, U-Bahn). Die Rothenburger Strale am nordlichen Rand des Bebauungsplan-
gebietes fuhrt aus dem Westen als Ausfall/Einfallsstrale direkt zum Stadtzentrum.

Im nordéstlichen Bereich des Bebauungsplans befindet sich ein grol3es Parkhaus.

Sozialstruktur / Wirtschaftsstruktur

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3760 liegt im Statistischen Bezirk 04 Gosten-
hof. Alle im Folgenden genannten Werte beziehen sich auf das Erhebungsjahr 2021.

Gostenhof hat 9144 Einwohner. Im Vergleich zur Gesamtstadt ist hierbei der relativ hohe
Anteil der mannlichen Bevdlkerung auffallend (Gostenhof 54,9 %, Gesamt-stadt 49,3 %).
Daruber hinaus ist Gostenhof mit einem Anteil von 89,7 % an unter 65-jahrigen von einer
vergleichsweise jungen Bevolkerungsstruktur gepragt (Gesamtstadt 79,8 % unter 65 Jahre).

Fast die Halfte der Bevolkerung im Stadtteil sind Auslander (48,2 %). In der Gesamtstadt
liegt dieser Wert bei 24,9 %.

Die Arbeitslosenquote ist in Gostenhof mit 8,6 % beinahe doppelt so hoch wie die der Ge-
samtstadt (4,5 %). Auffallend ist zudem, dass die Einwohnerzahl Gostenhofs im Zeitraum
zwischen 2016 und 2021 um 3,4 % abgenommen hat, wahrend die Bevdlkerungszahl der

Gesamtstadt im gleichen Zeitraum um 0,2 % leicht angestiegen ist. Dies spricht fir eine ab-
nehmende Attraktivitt dieses Stadtteils.

Wirtschaftlich pragend fur das Plangebiet ist der Zentrale Versorgungsbereich ,Plarrer”, der
im Rahmen des Einzelhandelskonzepts der Stadt Nurnberg als C-Zentrum eingeordnet wor-

den ist (vgl. Einzelhandelskonzept: 25 ff.). Dieses wird unter Punkt 1.3.3.1.b gesondert be-
trachtet.
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Naturliche Grundlagen / Bestandsaufnahme und Bewertung des vorhandenen Zustands
von Natur und Landschaft

Das gesamte Plangebiet ist extrem stark durch anthropogene Einflisse Uberformt, die Nut-
zung fur Wohnen, Verkehr, Einzelhandel und verschiedenste Gewerbebetriebe pragt den
Bereich. Merkmale einer urspriinglichen Natur und Landschaft sind kaum zu erkennen. Es
sind einige Baume als Stral3enbegleitgriin vorhanden.

PLANERISCHE VORGABEN / VORHANDENES PLANUNGSRECHT

Planungsrechtliche Vorgaben
Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP)

Im rechtsverbindlichen Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (rechtswirk-
sam seit 08.03.2006, zuletzt ge&ndert am 17.01.2024) ist der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 3760 als gemischte Bauflache dargestellit.

Bebauungsplane und Veréanderungssperren / Zulassigkeit von Bauvorhaben

Der Bebauungsplan setzt ein Mischgebiet (MI) gem. § 6 BauNVO von 1968 fest. Eine expli-
zite Regelung zur Zulassigkeit von Vergnigungsstatten in Mischgebieten wurde erst mit der
BauNVO von 1990 Uber § 6 Abs. 2 Nr. 8i. V. m. § 4a Abs. 3 Nr. 2 eingefuihrt. In der Version
von 1968 werden nicht kerngebietstypische Vergniigungsstatten als sonstige nicht wesent-
lich stérende Gewerbebetriebe behandelt und sind somit im Mischgebiet zuléassig. Von nicht
kerngebietstypischen Vergnligungsstatten spricht man bei Wettbiros und Spielhallen bis zu
einer GroRe der Nutzflache von 100 m2.

Y
i

Abbi dungZ: Gelngsberelchdes Bebaungsplns Nr. 3760

Zulassigkeit von Bauvorhaben
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3760 erfolgt die planungsrechtliche Beurteilung

von Vorhaben nach § 30 BauGB. Demnach ist ein Vorhaben zuléassig, wenn es den Festset-
zungen des Bebauungsplans nicht widerspricht und die Erschlie3ung gesichert ist.
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Fachplanungsrecht
Denkmalschutz/ Bodendenkméler

Im Plangebiet sind keine Bodendenkmale, Einzeldenkmale oder Gebaude, die unter Ensem-
bleschutz stehen, vorhanden.

Das gesamte Plangebiet gehort zur archéologischen Verdachtsflache Altort Gostenhof sowie
Verdachtsort fur frihneuzeitliche Bestattungen.

SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

Kommunalpolitische Grinde / sonst. Stadtratsbeschlisse
Vergniigungsstattenkonzept

Zur Erhebung und Bewertung der Vergnigungsstatten, insbesondere Spielhallen und Wett-
biros, wurde auf gesamtstadtischer Ebene ein Vergnigungsstattenkonzept erarbeitet und in
der Sitzung des Stadtrats am 26.10.2016 beschlossen. Das Vergnugungsstattenkonzept
stellt somit ein von der Gemeinde beschlossenes stadtebauliches Konzept dar und ist gem.
8§81 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der Aufstellung von Bebauungsplanen zu berlicksichtigen.
Durch die Konzeption werden transparente und einheitliche Entscheidungsregeln fur die Ein-
zelfallbewertung geschaffen. Zur Durchsetzung der stadtebaulichen Ordnung auf der Grund-
lage des Vergnigungsstattenkonzepts kann die Aufstellung von Bebauungsplanen bzw. die
Anderung bestehender Bebauungsplane erforderlich sein.

Ein gesamtstadtisches Vergnigungsstattenkonzept stellt insbesondere Spielhallen, aber
auch stadtebaulich &hnlich zu bewertende Wettbiros in einen stadtebaulichen Kontext inner-
halb der Gesamtstadt. Ziel des Vergnigungsstattenkonzepts ist es, Zulassigkeitsbereiche zu
definieren, in denen eine Ansiedlung dieser Nutzungen den Entwicklungszielen der Stadt
Nurnberg und den Schutzzielen nicht entgegensteht, aber auch Bereiche aufzuzeigen, wo
Handlungsbedarf i.S.v. bauplanungsrechtlichen Regelungen zum Ausschluss erfolgen sollte.
Die Umsetzung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.

Eine Haufung von Spielhallen im Stadtgebiet wurde bei der Bestandsaufnahme flr das Ver-
gnugungsstattenkonzept insbesondere an den Radialen Bucher Stral3e, Bayreuther Stral3e,
Schweinauer Hauptstral3e und Further Stral3e, den Tangentialen Pirckheimerstral3e, Bereich
Wolckernstral3e, Frauentorgraben und am Plarrer festgestellt. Im Rahmen des Vegniigungs-
stattenkonzepts wurden Bereiche abgegrenzt, in denen eine Zulassigkeit von Vergnliigungs-
statten als vertraglich erscheint.

Die Zulassigkeitsbereiche umfassen Teilbereiche nachfolgender Gebiete:

— Hauptgeschaftslage Innenstadt

— sudwestliche Innenstadt

— sudlicher Aufsel3platz

— Frankenzentrum

— Leipziger Platz / AuRRere Bayreuther StraRe (Mercado)
— gewerblicher Bereich sudlich der Laufamholzstralie

— gewerblicher Bereich stidliche Regensburger Stral3e

Im Gebiet am und um den Plarrer wurde durch das Vergniigungsstattenkonzept eine Hau-
fung von Spielhallen und Wettbuiros festgestellt. Diese Haufung wurde aufgrund der Verdran-
gung von Einzelhandel und Dienstleistungen und einem madglichen Imageverlust des Gebiets
als nicht vertraglich eingestuft (vgl. Vergniigungsstattenkonzept, S. 149). Zudem wurden fir
das Gebiet am und um den Plarrer Trading-Down-Tendenzen, Leerstédnde, mogliche weitere
Spielhallenstandorte in der Umgebung und damit ein dringender Handlungsbedarf festge-
stellt.
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3760 liegt nicht in einem der definierten Zu-
lassigkeitsbereiche fir Vergnigungsstatten. In der naheren Umgebung befinden sich jedoch
zwei Zulassigkeitsbereiche (siehe Abbildung 3, Zulassigkeitsbereiche in Rot): Der Zulassig-
keitsbereich Hauptlage Innenstadt sowie der Zulassigkeitsbereich stidwestliche Innenstadt,
der sich in unmittelbarer fuRlaufiger Entfernung zum Plarrer befindet. Somit sind in der Um-
gebung ausreichend Mdglichkeiten flr Angebote von Vergnigungsstatten allgemein gege-

ben.
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Abblldung 3: Nachstgelegene ZuIaSS|gke|tsbere|che far Vergnugungsstatten (rot) im erwelterten Umfeld des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 3760 (blau); (Quelle: eigene Darstellung auf Basis des Gutachtens zur
Vergnigungsstattenkonzeption fiir die Stadt Nirnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung,

2015)

Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Nirnberg

Das Gutachten zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept fir die Stadt Nurnberg wurde am
04.11.2013 durch den Stadtrat als stadtebauliches Entwicklungskonzept gemafR § 1 Abs. 6
Nr. 11 BauGB beschlossen. Die Inhalte des Konzepts sind demnach bei der Aufstellung von

Bebauungsplanen zu beriicksichtigen.

Ziele des Einzelhandelskonzeptes sind unter anderem der Erhalt der polyzentralen Versor-
gungsstrukturen zur Versorgung der Bevolkerung mit mdglichst kurzen Wegen (vgl. Einzel-
handels- und Zentrenkonzept: 18 ff.). Damit soll gewéhrleistet werden, dass auch Menschen,
die aus gesundheitlichen, finanziellen oder sonstigen Griinden weniger mobil sind, einen gu-
ten Zugang zu einer Nahversorgung erhalten. Insbesondere die C- und D-Zentren sollen
kunftig weiter gestarkt werden. Weiterhin sollen die Zentren durch das konzeptionell strin-
gente Handeln der Stadt Nirnberg auf Grundlage des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts
vor ,unfairem Wettbewerb“ geschitzt werden.

Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Nurnberg wurden die Situation des Einzel-
handels in Nurnberg analysiert und Entwicklungsziele aufgestellt. Das Gebiet um den Plarrer
wurde als C-Zentrum der Zentralen Versorgungsbereiche bestimmt. Neben der selbstbinden-
den Wirkung dieses Konzepts fir die Stadt Nurnberg (siehe § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB), wird
dem Erhalt, der Erneuerung, der Fortentwicklung und der Anpassung der Funktion von Zent-
ralen Versorgungsbereichen im BauGB ein besonderer Stellenwert beigemessen (siehe § 1

Abs. 6 Nr. 4 BauGB).

Im Rahmen des Vergniigungsstattenkonzepts wurde festgestellt, dass im Fall des Gebiets
am und um den Plarrer von den Spielhallen und Wettbiiros ein negativer Einfluss auf den

zentralen Versorgungsbereich ausgeht (vgl. Vergniigungsstattenkonzept: 149).
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Abbildung 4: Zentraler Versorgungsbereich C-Zentrum Plarrer (Quelle: Gutachten zum Einzelhandels- und Zen-
trenkonzept fir die Stadt Nirnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung, 2012)

PLANUNGSKONZEPT

NUTZUNGSKONZEPT

Ziel des Bebauungsplans ist es, die bestehenden Mischgebietsnutzungen sowie den zentra-
len Versorgungsbereich zu erhalten und zu starken (vgl. 81 Abs. 6 Nr. 4 BauGB). Der Plarrer
und dessen Umgebung sollen als Ort von geschichtlicher und stadtebaulicher Bedeutung
stadtebaulich aufgewertet werden (vgl. 8 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB).

Ein Trading-Down-Prozess, der durch eine Haufung von Spielhallen und Wettblros entste-
hen kann, sowie negative Auswirkungen auf schitzenswerte Nutzungen in der Umgebung
sollen verhindert werden. Durch Spielhallen und Wettbiiros kann ein Verdrangungseffekt von
Laden beobachtet werden. Der Verdrangungseffekt entsteht erfahrungsgeméanR dadurch,
dass es sich bei Spielhallen und Wettbiiros um Betriebe mit geringem Investitionsbedarf und
vergleichsweise hoher Ertragsstarke handelt. Zu diesem Zweck werden im gesamten Pla-
nungsgebiet Spielhallen und Wettbiros ausgeschlossen.

Die Anderung des vorliegenden Bebauungsplans trifft ausschlieRlich Regelungen zu den
Nutzungen von Spielhallen und Wettburos. Fur das verbleibende Spektrum der Vergnu-
gungsstatten (insbesondere Diskotheken, Tanzlokale, Varietés, Nachtbars aber auch Rot-
lichtangebote) besteht fiir das Plangebiet derzeit kein planungsrechtlicher Regelungsbedarf.

Hinsichtlich weiterer planungsrechtlicher Festsetzungen sind ebenfalls keine Regelungen
vorgesehen, da diese durch den bestehenden Bebauungsplan hinreichend abgedeckt sind.

GENDER UND DIVERSITY

Die festgesetzten Ausschlisse von Spielhallen und Wettbiros haben auf Gender- und Diver-
sity- Belange Einfluss. Der 6ffentliche Raum innerhalb des Plangebietes bleibt dadurch fiir
alle Menschen attraktiver, als dies bei einem sonst zu erwartenden Trading-Down-Prozess
der Fall ware. Durch den Erhalt eines hochwertigen Gebietes wird die Schaffung von Angst-
raumen vermieden.

ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN UND KENNZEICHNUNGEN

Die bestehende Bebauungsplan-Satzung wird in 8 3 Nr. 1 um folgenden Satz erganzt:

,Im gesamten Plangebiet sind Spielhallen und Wettblros nicht zulassig.*
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1.6.1.

1.6.2.

BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

Damit wird der Katalog der zulassigen Nutzungen, der sich aus § 6 BauNVO (1968) ergibt,
gem. § 1 Abs. 9 BauNVO eingeschrénkt. Nach § 1 Abs. 9 BauNVO kann im Bebauungsplan
festgesetzt werden, dass bestimmte Arten der in den Baugebieten allgemein oder ausnahms-
weise zulassigen baulichen oder sonstigen Anlagen zuldssig oder nicht zulassig sind oder
nur ausnahmsweise zugelassen werden kdénnen.

Spielhallen und Wettbiros als eine Unterart von Vergniigungsstatten werden in der BauNVO
von 1968 bis zu einer GroRRe der Nutzflache von 100 m2 als sonstige nicht wesentlich st6-
rende Gewerbebetriebe eingestuft und sind somit im Mischgebiet gem. der im Bebauungs-
plan gultigen BauNVO (1968) nach 8§ 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zulassig.

Planerische Grundlagen sind das in 1.3.3.1 vorgestellte Vergnigungsstatten- sowie das Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzept.

Mit der Festsetzung wird erreicht, dass sich im Geltungsbereich des Bebauungsplans keine
neuen Spielhallen und Wettbiros ansiedeln kénnen.
Damit soll insbesondere der zentrale Versorgungsbereich und Wohnstandort, sowie andere
sensible Nutzungen (vgl. 1.3.1.2) geschiitzt werden.

BETEILIGUNGEN

BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONSTIGEN TRAGER OFFENTLICHER BE-
LANGE (TOB) GEMASS § 4 ABS. 2

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

OFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB
Wird im weiteren Verfahren erganzt.

PLANRECHTFERTIGUNG /AUSWIRKUNGEN/ ABWAGUNG/ MASSNAHMEN

In Nirnberg hat sich gezeigt, dass die bestehenden Vergnigungsstatten insbesondere in
den Innenstadt-Randlagen zu stadtebaulich-funktionalen Unvertraglichkeiten fiihren. Diese
Nutzungskonflikte, die in Teilbereichen schon zu einem fortgeschrittenen Trading-Down-Pro-
zess geflhrt haben, gilt es zuklinftig zu vermeiden. Bei einer weiteren Zunahme von Vergnu-
gungsstatten besteht die Gefahr von Anderungen des Bodenpreisgefiiges, wobei die Boden-
richtwerte deutlich unter denen der Hauptgeschéftslagen der Innenstadt liegen.

Der Erhalt des bereits bestehenden und festgesetzten Mischgebiets macht Regelungen zur
Art der baulichen Nutzung erforderlich. Die stadtebauliche Entwicklung wird dahingehend
gesteuert, dass das Eindringen stérender Nutzungen verhindert wird. Vermieden werden sol-
len insbesondere Stérungen der bestehenden Gewerbebetriebe (Blro- und Dienstleistungs-
nutzungen), Trading-Down-Effekte und Storungen des Bodenpreisgefliges. Dariiber hinaus
soll vor allem der Zentrale Versorgungsbereich C-Zentrum Plarrer erhalten und gestarkt wer-
den, eine Beeintrachtigung des Stadteingangsbereichs Am Plarrer vermieden und die beste-
henden Wohnnutzungen als auch soziale Einrichtungen in der Umgebung geschiitzt werden.

Die nach Anlagentypen differenzierte Ausschlussregelung gemafR? § 1 Abs.9 BauNVO ist
stadtebaulich notwendig, um die gewtinschten Nutzungen zu ermdglichen und lediglich diese
auszuschlieen, die das Gebiet nachhaltig beeinflussen wirden. Ein vollstandiger Aus-
schluss von Vergnigungsstatten im Mischgebiet ist aus stadtebaulicher Sicht jedoch nicht
notwendig. Der Gebietscharakter des Mischgebiets bleibt gewahrt.

Den Eigentumerinnen und Eigentumern verbleibt weiterhin ein grof3es Spektrum der inner-
halb eines Mischgebiets zuldssigen Nutzungen. Die ausgeschlossenen Vergnligungsstatten
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BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3760

bilden nur einen untergeordneten Teil des breiten Nutzungsspektrums der genannten Ge-
biete. Zwar ist es denkbar, dass durch die Vermietung im Rahmen der zulassig verbleibenden
Nutzungen geringere Einnahmen erzielt werden. Damit fihren die Festsetzungen aber noch
zu keinen wesentlichen Einschrankungen des Eigentums oder der Berufsausiibung.

Die innenstadtnahe Lage mit einer hervorragenden Verkehrsanbindung ist fur viele Branchen
und Geschaftsmodelle geeignet, so dass Nutzungen gefunden werden kdnnen, die im Stadt-
gefuge keine negativen Auswirkungen haben. Dem offentlichen Interesse an einer funktio-

nierenden Stadtstruktur ist der Vorrang einzuraumen gegeniber den privaten Interessen der
Eigentimer an einer optimalen Vermietung.

1.8. KOSTEN

Der Stadt Nurnberg entstehen bei der Umsetzung des Bebauungsplans keine Kosten.

Nurnberg, den 12.03.2024
Stadtplanungsamt

gez.

Dengler
Leiter Stadtplanungsamt
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Beschlussvorlage

Stpl/013/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Beschluss
Betreff:

Anderung des Bebauungsplans Nr. 3761

fur das Gebiet stidlich des Plarrers zwischen Rothenburger StraRe und Gostenhofer
Hauptstralle

Einleitung und Billigung

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Ubersichtsplan
Entwurf der Satzung
Entwurf der Begriindung

Sachverhalt (kurz):

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3761 liegt unmittelbar stidlich des Plarrers
zwischen der Rothenburger Strale und Gostenhofer Hauptstra3e. Er setzt ein Kerngebiet
gem. 8 7 Baunutzungsverordnung (BauNVO) fest. Innerhalb des Geltungsbereichs des
Bebauungsplans befinden sich Geschafts-, Bliro- und Verwaltungsgebaude, ein Arztehaus,
Einzelhandel, Schank- und Speisewirtschaften, nicht stérendes Gewerbe und
Dienstleistungsbetriebe, vier genehmigte Spielhallen und ein Parkhaus. In den vom Plarrer
abgewandten Bereichen ist auch Wohnen vorzufinden.

Im Gebiet siidlich des Plarrers kam es in den vergangenen Jahren zu einer Haufung von
Spielhallen und Wettblros. Derartige Betriebe bedirfen einer genauen raumlichen Steuerung,
da sie sich haufig funktionsbezogen und stadtebaulich negativ auf ihr Umfeld auswirken
koénnen.

Im Stadtrat wurde daher am 26.10.2016 das Vergnigungsstattenkonzept als stadtebauliches
Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. In
dem Konzept werden Zulassigkeitsbereiche fir die Ansiedlung von Vergniigungsstatten (hierzu
z&hlen die 0.g. Betriebstypen Spielhalle und Wettburo) definiert. Der Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 3761 liegt nicht innerhalb eines Zulassigkeitsbereiches fiir
Vergnigungsstatten.

Ziel und Inhalt der Anderung des Bebauungsplans Nr. 3761 ist daher der Ausschluss weiterer
Spielhallen und Wettbiros, um eine Haufing dieser Betriebe und die damit einhergehenden
negativen Auswirkungen auf das Gebiet zu verhindern.
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/013/2024

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/013/2024

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja siehe Kapitel 1.4.3 der Begriindung "Gender und Diversity"

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
RA

00X O
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/013/2024

Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtplanungsausschuss beschlieRt die Einleitung der Anderung des Bebauungsplans
Nr. 3761 fur das im Plan des Stadtplanungsamtes vom 12.03.2024 umfasste Gebiet
sudlich des Plarrers zwischen Rothenburger Stral3e und Gostenhofer Hauptstraf3e. Die
Anderung des Bebauungsplans soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch
(BauGB) durchgefiuhrt werden.

2. Der Stadtplanungsausschuss billigt den Entwurf der Anderung des Bebauungsplans
Nr. 3761 auf Grundlage des Plans vom 12.03.2024 und der Begriindung vom 12.03.2024.

3. Der Stadtplanungsausschuss beschlie3t die offentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
auf Grundlage des gebilligten Entwurfs.

Dies ist ortsuiblich bekannt zu machen.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:

Anderung des Bebauungsplans Nr. 3761

fur das Gebiet sudlich des Plarrers zwischen Rothenburger Strale und Gostenhofer
Hauptstralle

Einleitung und Billigung

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Der Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 3761 (rechtsverbindlich seit
11.06.1969) befindet sich unmittelbar sidlich des Plarrers im Bezirk Gostenhof. Es ist ein
Kerngebiet gem. § 7 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Das Plangebiet weist eine
heterogene Baustruktur mit einem bis acht Geschossen auf. Im Geltungsbereich befinden sich
Geschafts-, Biiro- und Verwaltungsgebaude, die Polizei, ein Arztehaus, Einzelhandel, Schank-
und Speisewirtschaften, nicht stérendes Gewerbe und Dienstleistungsbetriebe, vier genehmigte
Spielhallen und ein groRes Parkhaus. In den vom Plarrer abgewandten Bereichen ist auch
Wohnen vorzufinden. Die Nutzungen entsprechen dem planungsrechtlich zulassigen
Nutzungsspektrum im festgesetzten Kerngebiet. Die Bebauungsplansatzung lasst Wohnen
ausdricklich als zulassige Nutzung zu. Der nérdliche Teil des Geltungsbereichs ist Bestandteil
des Zentralen Versorgungsbereichs ,Plarrer (C-Zentrum).

In den letzten Jahren ist insbesondere in dem den Hauptverkehrsstral3en zugewandtem Bereich
eine Haufung von sog. Wettbliros und Spielhallen entstanden. Oft sind die Grundstucks-
eigentiimer aufgrund der hohen erzielbaren Grundstiickserldse an einer Haufung und Ansiedlung
interessiert. Spielhallen und Wettbiros wirken sich jedoch haufig stadtebaulich negativ auf ihr
Umfeld aus und pragen mit ihrer stadtebaulichen Wirkung ganze Stadtraume und Quartiere. Zu
den stadtebaulich-funktionalen Stérwirkungen zahlen insbesondere:

— Verdrangung von bestehenden und kiinftigen gebietstypischen Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetrieben

— Trading-Down-Effekte (Einschrénkung der Angebotsvielfalt, Spielhallenh&ufungen als
Indikator)

— Verzerrung des Boden und Mietpreisgefiiges (mdglicher Ausléser von Verdrangungs-
und Trading-Down-Prozessen).

— Imageverlust des Umfeldes (nachbarschaftlicher Konflikt mit ,,seridsen* Nutzungen).

Daruiber hinaus bestehen kulturelle, soziale und religiose Konflikte, beispielsweise in der
Nachbarschaft mit Einrichtungen fir Kinder und Jugendliche oder kirchlich/ religidsen
Einrichtungen. Die gesellschaftlichen Vorbehalte gegeniiber Wettbiiros und Spielhallen werden
haufig dadurch stadtebaulich wirksam, dass durch die Meidung dieser Raume ein passiver
Verdréngungseffekt besteht.

Um die Ansiedlung von Vergnugungsstatten daher gesamtstadtisch besser steuern zu kénnen,
wurde im Stadtrat am 26.10.2016 das Vergnigungsstattenkonzept beschlossen. Hierbei handelt
es sich um ein stadtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetz-
buch (BauGB), das bei der Aufstellung von Bebauungsplanen als informelles Planungs- und
Steuerungsinstrument zu bericksichtigen ist. In dem Konzept werden unter Beriicksichtigung der
nutzungsspezifischen Storpotenziale von Vergnlgungsstatten Zulassigkeitsbereiche fur deren
Ansiedlung definiert. Das Plangebiet stellt keinen Zulassigkeitsbereich fir Vergnigungsstatten
gemal Vergnigungsstattenkonzept dar. Aufgrund der bereits einsetzenden Trading-Down-
Effekte wird fir diesen Bereich prioritarer Handlungsbedarf gesehen. Es wird im
Vergnugungsstattenkonzept dazu geraten, den Handlungswillen der Stadt Nurnberg durch
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Aufstellungsbeschliisse fiir die Aufstellung/ Anderung entsprechender Bebauungsplane zu
dokumentieren.

Zielsetzung

Auf der Grundlage der Handlungsempfehlungen des Vergniigungsstattenkonzepts soll der
Bebauungsplan Nr. 3761 fir das Gebiet stdlich des Plarrers zwischen Rothenburger Stral3e und
Gostenhofer Hauptstral3e dahingehend ge&ndert werden, dass zukinftig die Ansiedlung weiterer
Spielhallen und Wettburos innerhalb des Geltungsbereichs unzulassig ist. Der Katalog an
zulassigen Nutzungen wird somit geringfligig eingeschrankt bzw. konkretisiert, die Ubrigen
Festsetzungen des Bebauungsplans bleiben unberthrt.

Kosten
Der Stadt entstehen durch die Aufstellung des Bebauungsplans voraussichtlich keine Kosten.

Planverfahren und zeitliche Umsetzung

Die Anderung des Bebauungsplans Nr. 3761 soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB
durchgefuhrt werden, da die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden. Es soll lediglich das
Nutzungsspektrum von im Mischgebiet zulassigen Nutzungen geringfiigig eingeschréankt werden.

Das Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans wird somit ohne Umweltpriifung, Umwelt-
bericht und friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung durchgefiihrt. Die weiteren Anwendungs-
voraussetzungen des § 13 Abs. 1 BauGB werden erfiillt: mit der Anderung werden keine
Vorhaben zuldssig, die nach Bundesrecht oder Landesrecht zu einer Pflicht zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen, noch bestehen Anhaltspunkte zu einer
Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgiiter oder Anhaltspunkte
dafur, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von
schweren Unféallen nach § 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind.

Im Anschluss wird der Entwurf der Anderung des Bebauungsplans gem. § 3 Abs. 2 BauGB
offentlich ausgelegt, die Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB werden beteiligt.

Fazit

Die Anderung des Bebauungsplans Nr. 3761 dient der Verhinderung weiterer Trading-Down-
Prozesse im Gebiet sldlich des Plarrers zwischen Rothenburger StraRe und Gostenhofer
HauptstraBe. Die Einleitung des Anderungsverfahrens soll beschlossen und der Entwurf der
Anderung gebilligt werden. Die offentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB soll beschlossen
werden.
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SATZUNG ZUR ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS

NR. 3761
far ein Gebiet stdlich des Plarrers zwischen Rothenburger Strafle und Gostenhofer
HauptstralRe
vom
Die Stadt NuUrnberg erlasst gemal Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom auf Grund

von

88 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176),

folgende Satzung

Artikel 1
§ 3 Nr. 1 der Bebauungsplan-Satzung wird wie folgt erganzt:
Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefigt:

,Im gesamten Plangebiet sind Spielhallen und Wettblros nicht zuléssig.“

Artikel 2

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Nurnberg,
Stadt Nurnberg

Marcus Kdnig
Oberbirgermeister
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Stadtplanungsamt NURNBERG

BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3761

fur das Gebiet sudlich des Plarrers zwischen Rothenburger StralRe und Gostenhofer Haupt-
stral3e

Stand: Marz 2024

o=

Luftbild Nurnberg Hajo Dietz
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BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3761

fur das Gebiet sudlich des Plarrers zwischen Rothenburger Strafl3e und Gostenhofer Haupt-

stralRe

INHALTSVERZEICHNIS

l. PLANBERICHT

I.1. ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

1.2. ANLASS ZUR ANDERUNG - PLANUNGSZIELE

1.3. GRUNDLAGEN DER PLANUNG

1.3.1. ANALYSE DES BESTANDS

1.3.2. PLANERISCHE VORGABEN / VORHANDENES PLANUNGSRECHT

1.3.3. SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

1.4. PLANUNGSKONZEPT

1.4.1. NUTZUNGSKONZEPT

1.4.2. SPIELHALLEN UND WETTBUROS IM BESTAND

1.4.3. GENDER UND DIVERSITY

1.5. ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN UND KENNZEICHNUNGEN

1.6. BETEILIGUNGEN

1.6.1. BETEILIGUNG DER BE_HORDEN UND DER SONSTIGEN TRAGER OFFENTLICHER
BELANGE (TOB) GEMASS § 4 ABS. 2

1.6.2. OFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB

1.7. PLANRECHTFERTIGUNG /AUSWIRKUNGEN/ ABWAGUNG/ MASSNAHMEN:

KOSTEN
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BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3761

QUELLENANGABEN

Vergniigungsstattenkonzept: Gutachten zur Vergnigungsstattenkonzeption fur die Stadt
Nurnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung (Nirnberg), Langfassung;
vom 24.06.2013 und vom 07.12.2015

Einzelhandelskonzept: Gutachten zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept fir die Stadt
Nurnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung (Ntrnberg), vom 12.12.2012

Bezirksdatenblatter Nirnberg 2021; Statistischer Bezirk: 04 Gostenhof; Stadt Nirnberg, Amt
fur Stadtforschung und Statistik fur Nirnberg und Firth, Datenstand vom 01.08.2022
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BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3761

fur das Gebiet sudlich des Plarrers zwischen Rothenburger Stral3e und Gostenhofer Haupt-
stralRe

l. PLANBERICHT

I.1. ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

Der Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 3761 befindet sich unmittelbar
sudlich des Verkehrsknotenpunkts Plarrer, am stidwestlichen Rand der Nurnberger Altstadt
und setzt fir diesen Bereich ein Kerngebiet gem. § 7 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
fest.

Rechtsgrundlage fiir die Aufstellung und Anderung eines Bebauungsplanes ist das Bauge-
setzbuch (BauGB) und die aufgrund des Baugesetzbuches erlassenen Vorschriften. Zustan-
dig fur die Aufstellung und Anderung von Bebauungsplanen ist die Gemeinde.

Das Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans wird nach den Vorschriften des verein-
fachten Verfahrens gemaf 8§ 13 BauGB durchgefiihrt, da die Grundziige der Planung nicht
berthrt werden. Es soll lediglich das Nutzungsspektrum von in Kerngebiet zuldssigen Nut-
zungen um einen Teilbereich eingeschrankt werden.

Das Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans wird somit onne Umweltpriifung, Umwelt-
bericht und friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung durchgefihrt. Die weiteren Anwendungsvo-
raussetzungen des § 13 Abs. 1 BauGB werden erfullt: mit der Anderung werden keine Vor-
haben zulassig, die nhach Bundesrecht oder Landesrecht zu einer Pflicht zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriifung unterliegen, noch bestehen Anhaltspunkte zu einer Be-
eintrachtigung der in 81 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgtter oder Anhaltspunkte
dafir, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen
von schweren Unféllen nach 8§ 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind.

1.2. ANLASS ZUR ANDERUNG - PLANUNGSZIELE

Der Plarrer ist aufgrund seiner vielfaltigen Nutzungen ein stark frequentierter Ort in Nurnberg.
So hat dieser die Funktion eines zentralen Versorgungsbereichs (C-Zentrum ,Plarrer®), ist
ein bedeutender Verkehrsknotenpunkt fiir den OPNV und MIV und stellt aufgrund seiner
zentralen Lage an der historischen Stadtmauer und dem Spittlertorturm einen wichtigen
Stadteingang dar.

Im Bereich stdlich des Plarrers ist in den letzten Jahren eine Haufung von Spielhallen und
Wettbiros, insbesondere entlang der StraRen Frauentorgraben und Am Pléarrer deutlich ge-
worden. Durch eine Haufung von Spielhallen und Wettbiros kommt es oftmals zu einer Ver-
zerrung des Boden- und Mietpreisgefiiges, da durch diese Betriebstypen auf relativ geringem
Raum hohe Grundstiickserlose erzielt werden kdnnen. Dies wiederum fuhrt zu einem Tra-
ding-Down-Effekt im Sinne einer Einschrankung der Angebotsvielfalt durch Verdrangung von
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieben. Gesellschaftliche Vorbehalte gegeniiber die-
sen Nutzungen in gehaufter Anzahl fihren zu einem Imageverlust des Gebietes und werden
haufig stadtebaulich dadurch wirksam, dass durch die Meidung dieser Raume ein passiver
Verdrangungseffekt entsteht.

Die Nutzungskonflikte, die bereits zu einem Trading-Down-Prozess gefiihrt haben, gilt es in
Zukunft zu vermeiden. Ziel und Inhalt der Anderung des Bebauungsplans Nr. 3761 ist daher
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der Ausschluss von weiteren Spielhallen und Wettbiros. Dieses Ziel deckt sich mit den In-
halten des am 26.10. 2016 durch den Stadtplanungsausschuss der Stadt Nirnberg beschlos-
senen Vergnugungsstattenkonzepts (vgl. 1.3.3.1.a).

Durch den Ausschluss weiterer Spielhallen und Wettblros soll die nachteilige Haufung von
Vergniugungsstatten verhindert und damit die vorhandene Funktion des Gebiets geschitzt
werden. Die Qualitdt des 6ffentlichen Raums, die unter der mangelnden Gestaltung der
Schaufenster von Vergnigungsstatten und Wettburos leidet, soll verbessert werden. Somit
soll eine weitere Beeintrachtigung des schitzenswerten Stadteingangs am Plarrer vermieden
werden. Das Bodenpreisgefiige und die Funktion des zentralen Versorgungsbereichs sollen
geschuitzt werden.

GRUNDLAGEN DER PLANUNG

ANALYSE DES BESTANDS

Lage im Stadtgebiet / Topographie

Das Gebiet des Bebauungsplans Nr. 3761 liegt in Innenstadtrandlage, sudlich der histori-
schen Stadtmauer mit dem Spittlertorturm und direkt angrenzend am Plarrer, der ein wichti-
ger Verkehrsknotenpunkt und historischer Platz am Stadteingang zur Altstadt Nirnbergs ist,
sowie neben den historischen und stadtbildpragenden Gebauden des Planetariums und des
Volksbades. Die am Plarrer beginnende Strale Ludwigstor bzw. Ludwigstraf3e fuhrt direkt
bis in das Geschaftszentrum der Stadt Nirnberg.

Der Bebauungsplan befindet sich stdlich des Plarrers, zwischen Rothenburger Strafl3e und
Gostenhofer Hauptstralde, liegt im Stadtteil ,Altstadt und engere Innenstadt” und im Bezirk
,04 Gostenhof“. Topografisch betrachtet ist das Geldnde nahezu eben.

Gegenwartige Nutzungen und Baustruktur

Das Plangebiet weist eine sehr heterogene Baustruktur auf. Die StraRen Am Pléarrer, Rot-
henburger Str. und die Gostenhofer HauptstralRe sind von einer Blockrandbebauung gepragt.
Am Plarrer ist diese 8-geschossig, in der Rothenburger StralRe 6-geschossig, in der Gosten-
hofer Hauptstraf3e hingegen nur 5-geschossig. Nordlich der Gostenhofer Schulgasse domi-
nieren mit dem Buro- und Wohnkomplex (6-geschossig) und dem Parkhaus (1-3-geschossig)
grolRe Bauformen.

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 3761 befinden sich Geschafts-,
Biro- und Verwaltungsgebaude, eine Polizeidienststelle, ein Arztehaus, Einzelhandel,
Schank- und Speisewirtschaften, nicht stérendes Gewerbe und Dienstleistungsbetriebe, vier
genehmigte Spielhallen und ein groRes Parkhaus. In den vom Plarrer abgewandten Berei-
chen — zu den angrenzenden Mischgebieten hin — ist auch Wohnen in Form von Geschoss-
wohnungsbau vorzufinden. Die Nutzungen entsprechen dem planungsrechtlich zulassigen
Nutzungsspektrum in einem Kerngebiet. Die Bebauungsplansatzung lasst Wohnen aus-
driicklich als zulassige Nutzung zu.

Die genehmigten Spielhallen befinden sich an folgenden Adressen:

— Am Plarrer 31
— Am Plarrer 33 (zwei Spielhallen)
— Gostenhofer Hauptstral3e 22

Am Plarrer sowie in der Gostenhofer Hauptstral3e befindet sich ein zentraler Versorgungs-
bereich (,C-Zentrum® Plarrer), der sich Uber den Bebauungsplan hinweg noch weiter sudlich
in die Gostenhofer Hauptstral3e als auch weiter nach Osten erstreckt. Er deckt fast das ge-
samte Gebiet des Bebauungsplanes ab. Lediglich das grol3e Geschéfts- und Wohnhaus in
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der Rothenburger Strafe und die Wohnbebauung in der Gostenhofer Schulgasse liegen au-
Berhalb des Zentralen Versorgungsbereichs.

Im naheren Umkreis des Geltungsbereichs befinden sich zudem mehrere schutzbedurftige
Nutzungen fur Kinder und Jugendliche (vgl. Abb. 1). Durch den Ausschluss von weiteren

Wettbiros und Spielhallen sollen diese Einrichtungen bestmdglich vor negativen Einfllissen
geschuitzt werden.
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nehmigte Spielhallen (Quelle: Stadt Nirnberg; Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung)

Verkehr

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an den wichtigen Verkehrsknotenpunkt Plarrer an. Der
Plarrer ist ein wichtiger Umsteigepunkt des OPNV, aber auch eine wichtige Zielhaltestelle fur
Personen mit dem Ziel Innenstadt oder dem Zentralen Versorgungsbereich am Plarrer.

Hier befinden sich Haltestellen aller drei U-Bahn-Linien, dreier StraRenbahnlinien und zweier
Buslinien.

Der Plarrer liegt am siidwestlichen Rand des Nirnberger Altstadtrings, zu dem der Spittler-
torgraben (von Nordosten) und der Frauentorgraben (von Osten) gehéren. Durch das Aufei-
nandertreffen von vier wichtigen Straf3en kommt es zu einem hohen Verkehrsaufkommen

des motorisierten Individualverkehrs. Im sidlichen Bereich des Bebauungsplans existiert zu-
dem ein groRes Parkhaus.

Sozialstruktur / Wirtschaftsstruktur

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3761 liegt im Statistischen Bezirk 04 Gosten-
hof. Alle im Folgenden genannten Werte beziehen sich auf das Erhebungsjahr 2021.

Gostenhof hat 9.144 Einwohner. Im Vergleich zur Gesamtstadt ist hierbei der relativ hohe
Anteil der mannlichen Bevolkerung auffallend (Gostenhof 54,9 %, Gesamtstadt 49,3 %). Dar-
tber hinaus ist Gostenhof mit einem Anteil von 89,7 % an unter 65-jahrigen von einer ver-
gleichsweise jungen Bevoilkerungsstruktur gepragt (Gesamtstadt 79,8 % unter 65 Jahre).
Fast die Halfte der Bevolkerung im Stadtteil sind Auslander (48,2 %). In der Gesamtstadt
liegt dieser Wert bei 24,9 %. Die Arbeitslosenquote ist in Gostenhof mit 8,6 % beinahe dop-
pelt so hoch wie die der Gesamtstadt (4,5 %). Auffallend ist zudem, dass die Einwohnerzahl
Gostenhofs im Zeitraum zwischen 2016 und 2021 um 3,4 % abgenommen hat, wahrend die
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Bevolkerungszahl der Gesamtstadt im gleichen Zeitraum um 0,2 % leicht angestiegen ist.
Dies spricht fur eine abnehmende Attraktivitat dieses Stadtteils.

Wirtschaftlich pragend fiir das Plangebiet ist der Zentrale Versorgungsbereich ,Plarrer®, der
im Einzelhandelskonzepts der Stadt Nirnberg als C-Zentrum eingeordnet worden ist (vgl.
Einzelhandelskonzept: 25 ff.). Dies wird unter Punkt 1.3.3.1.b gesondert betrachtet.

Naturliche Grundlagen / Bestandsaufnahme und Bewertung des vorhandenen Zustands
von Natur und Landschaft

Das gesamte Plangebiet ist extrem stark durch anthropogen tberformt, die Nutzung fiir Woh-
nen, Verkehr, Einzelhandel und verschiedenste Gewerbebetriebe pragt den Bereich. Merk-
male einer ursprunglichen Natur und Landschaft sind kaum zu erkennen. Es sind einige
Baume als Strafl3enbegleitgriin vorhanden.

PLANERISCHE VORGABEN / VORHANDENES PLANUNGSRECHT

Planungsrechtliche Vorgaben
Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP)

Im Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (rechtswirksam seit 08.03.20086,
zuletzt geandert am 17.01.2024) ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3761 als
gemischte Bauflache dargestellt.

Bebauungsplane und Veréanderungssperren / Zulassigkeit von Bauvorhaben

Der Bebauungsplan setzt ein Kerngebiet (MK) gem. BauNVO von 1968 fest. Darliber hinaus
trifft der Bebauungsplan Regelungen zur Art der baulichen Nutzung, zum Maf3 der baulichen
Nutzung, zur Bauweise, zu den Nebenanlagen, zu abweichenden Abstandsflachen, zur au-
Beren Gestaltung der Nordseite der 8-geschossigen Bauanlage, zur Beteiligung an der Ge-
meinschaftsgarage und den Gemeinschaftsstellplatzen, sowie zu den lGberbaubaren Grund-
stucksflachen und zu den Verkehrsflachen.
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Abbildung 2: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3761 (Quelle: Stadt Nirnbe
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Zulassigkeit von Bauvorhaben

Im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans Nr. 3761 erfolgt die planungsrechtli-
che Beurteilung von Vorhaben nach § 30 Abs. 1 BauGB. Demnach ist ein Vorhaben zulés-
sig, wenn es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht und die Erschlie-
Bung gesichert ist.

Fachplanungsrecht
Denkmalschutz/ Bodendenkmaéler

Im Plangebiet sind keine Bodendenkmale, Einzeldenkmale oder Gebaude, die unter Ensem-
bleschutz stehen, vorhanden.

Das gesamte Plangebiet gehort zur arch&ologischen Verdachtsflache Altort Gostenhof sowie
Verdachtsort fur frihneuzeitliche Bestattungen.

SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

Kommunalpolitische Grinde / sonst. Stadtratsbeschllsse
Vergnigungsstattenkonzept

Zur Erhebung und Bewertung der Vergnlgungsstatten, insbesondere Spielhallen und Wett-
biros, wurde auf gesamtstadtischer Ebene ein Vergnigungsstattenkonzept erarbeitet und in
der Sitzung des Stadtrats am 26.10.2016 beschlossen. Das Vergnigungsstéattenkonzept
stellt somit ein von der Gemeinde beschlossenes stadtebauliches Konzept dar und ist gem.
§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der Aufstellung von Bebauungsplanen zu berticksichtigen.
Durch die Konzeption werden transparente und einheitliche Entscheidungsregeln fir die Ein-
zelfallbewertung geschaffen. Zur Durchsetzung der stadtebaulichen Ordnung auf der Grund-
lage des Vergnigungsstattenkonzepts kann die Aufstellung von Bebauungsplanen bzw. die
Anderung bestehender Bebauungsplane erforderlich sein.

Ein gesamtstadtisches Vergnigungsstattenkonzept stellt insbesondere Spielhallen, aber
auch stadtebaulich &hnlich zu bewertende Wettbiros in einen stadtebaulichen Kontext inner-
halb der Gesamtstadt. Ziel des Vergnlgungsstattenkonzepts ist es, Zulassigkeitsbereiche zu
definieren, in denen eine Ansiedlung dieser Nutzungen den Entwicklungszielen der Stadt
Nurnberg und den Schutzzielen nicht entgegenstehen, aber auch Bereiche aufzuzeigen, wo
Handlungsbedarf i.S.v. bauplanungsrechtlichen Regelungen zum Ausschluss erfolgen sollte.
Die Umsetzung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.

Eine Haufung von Spielhallen im Stadtgebiet wurde bei der Bestandsaufnahme fir das Ver-
gnugungsstattenkonzept insbesondere an den Radialen Bucher Stral3e, Bayreuther Stral3e,
Schweinauer Hauptstral3e und Further Stral3e, den Tangentialen Pirckheimerstral3e, Bereich
Woalckernstral3e, Frauentorgraben und am Plarrer festgestellt. Im Rahmen des Vergnigungs-
stattenkonzepts wurden Bereiche abgegrenzt, in denen eine Zulassigkeit von Vergnigungs-
statten als vertraglich erscheint.

Die Zulassigkeitsbereiche umfassen Teilbereiche nachfolgender Gebiete:

— Hauptgeschaftslage Innenstadt

— sudwestliche Innenstadt

— sudlicher Aufsel3platz

— Frankenzentrum

— Leipziger Platz / AuRere Bayreuther StraRe (Mercado)
— gewerblicher Bereich sidlich der Laufamholzstralie

— gewerblicher Bereich stidliche Regensburger Stral3e
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Im Gebiet am und um den Plarrer wurde durch das Vergnigungsstattenkonzept eine Hau-
fung von Spielhallen und Wettbtiros festgestellt. Diese Haufung wurde aufgrund der Verdran-
gung von Einzelhandel und Dienstleistungen und einem mdglichen Imageverlust des Gebiets
als nicht vertraglich eingestuft (vgl. Vergniigungsstattenkonzept, S. 149). Zudem wurden fir
das Gebiet am und um den Plarrer Trading-Down-Tendenzen, Leerstande, moégliche weitere
Spielhallenstandorte in der Umgebung und damit ein dringender Handlungsbedarf festge-
stellt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3761 liegt nicht in einem der definierten Zu-
lassigkeitsbereiche fir Vergnigungsstatten. In der ndheren Umgebung befinden sich jedoch
zwei Zulassigkeitsbereiche (siehe Abbildung 3, Zulassigkeitsbereiche in Rot): Der Zulassig-
keitsbereich Hauptlage Innenstadt sowie der Zulassigkeitsbereich stidwestliche Innenstadt,
der sich in unmittelbarer ful3laufiger Entfernung zum Plarrer befindet. Somit sind in der Um-
gebung ausreichend Mdglichkeiten flr Angebote von Vergnigungsstatten allgemein gege-
ben.
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Abbildung 3: Nachstgelegene Zulassigkeitsbé”réiche far VergnUgung;stétten (rot) im erweiterten Umfeld des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 3761 (blau); (Quelle: eigene Darstellung auf Basis des Gutachtens zur
Vergniigungsstattenkonzeption fiir die Stadt Nirnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung,
2015)

Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Nirnberg

Das Gutachten zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept fir die Stadt NUrnberg wurde am
04.11.2013 durch den Stadtrat als stadtebauliches Entwicklungskonzept gemaf § 1 Abs. 6
Nr. 11 BauGB beschlossen. Die Inhalte des Konzepts sind demnach bei der Aufstellung von
Bebauungsplanen zu bericksichtigen.

Ziele des Einzelhandelskonzeptes sind unter anderem der Erhalt der polyzentralen Versor-
gungsstrukturen zur Versorgung der Bevolkerung mit mdglichst kurzen Wegen (vgl. Einzel-
handels- und Zentrenkonzept: 18 ff.). Damit soll gewéhrleistet werden, dass auch Menschen,
die aus gesundheitlichen, finanziellen oder sonstigen Griinden weniger mobil sind, einen gu-
ten Zugang zu einer Nahversorgung erhalten. Insbesondere die C- und D-Zentren sollen
kunftig weiter gestarkt werden. Weiterhin sollen die Zentren durch das konzeptionell strin-
gente Handeln der Stadt Nirnberg auf Grundlage des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts
vor ,unfairem Wettbewerb“ geschitzt werden.

Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Nurnberg wurden die Situation des Einzel-
handels in Nurnberg analysiert und Entwicklungsziele aufgestellt. Das Gebiet um den Plarrer

wurde als C-Zentrum der Zentralen Versorgungsbereiche bestimmt. Neben der selbstbinden-
den Wirkung dieses Konzepts fur die Stadt Nurnberg (siehe § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB), wird
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dem Erhalt, der Erneuerung, der Fortentwicklung und der Anpassung der Funktion von Zent-
ralen Versorgungsbereichen im BauGB ein besonderer Stellenwert beigemessen (siehe § 1
Abs. 6 Nr. 4 BauGB).

Im Rahmen des Vergniigungsstattenkonzepts wurde festgestellt, dass im Fall des Gebiets
am und um den Plarrer von den Spielhallen und Wettbiros ein negativer Einfluss auf den
zentralen Versorgungsbereich ausgeht (vgl. Vergniigungsstattenkonzept: 149).
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Abbildung 4: Zentraler Versorgungsbereich C-Zentrum Plarrer (Quelle: Gutachten zum Einzelhandels- und Zen-
trenkonzept fur die Stadt Nirnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung, 2012)

Integriertes Stadtentwicklungskonzept Weststadt

In der Vergangenheit richteten sich viele MalRnahmen auf dem Plarrer vor allem nach den
infrastrukturellen und verkehrlichen Erfordernissen. Als Folge dieser verkehrstechnisch ori-
entierten Sichtweise der 1970er Jahre ist ein Ort entstanden, der vom Verkehr dominiert wird
und sich sowohl gestalterisch als auch funktional unbefriedigend darstellt.

Als Reaktion darauf wurde der Plarrer durch die 2015 beschlossene Erweiterung des Stadt-
erneuerungsgebietes ,Weststadt” in den Umgriff des Stadterneuerungsgebietes aufgenom-
men. Hier ist die Aufwertung des Plarrers in der Funktion einer Nahtstelle zur Weststadt als
Entwicklungsleitlinie verankert. Im Rahmen der Vorbereitenden Untersuchungen zur Erwei-
terung des Sanierungsgebiets wurde fiir den Bereich Plarrer als Sanierungsziel eine Aufwer-
tung und Neugestaltung festgelegt. Das Sanierungsgebiet Uberlagert sich nur in einem klei-
nen Teilbereich mit dem Bebauungsplan, grenzt aber unmittelbar an den zu andernden Be-
bauungsplan an. Somit wirkt sich die Entwicklung sudlich des Plarrers innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 3761 auch auf das Sanierungsgebiet aus.

Beim genannten Integrierten Stadtentwicklungskonzept (INSEK) handelt es sich um ein von
der Gemeinde beschlossenes Konzept, das als solches gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei
der Aufstellung bzw. der Anderung eines Bebauungsplans insbesondere zu beriicksichtigen
ist.

Auf Grundlage des INSEKs wurde 2020 ein Wettbewerb ausgelobt, mit dem Ubergeordneten
Ziel der Stadt, den Plarrer als zentralen Stadtraum an der Schnittstelle zwischen Altstadt und
dem anschlieBenden Stadtgeflige zumindest teilweise zurtickzugewinnen sowie eine Auf-
wertung der Funktionen fur Kunden des OPNV, FuBganger und Radfahrer zu erreichen. Der
Plarrer soll als Ort 6ffentlichen Lebens neu gestaltet werden und Méglichkeiten der Begeg-
nung schaffen. Die stadtebauliche Qualitat soll deutlich verbessert werden. Der neue Ort soll
auch dem Stadtteil Gostenhof zur Verbesserung des Wohnumfeldes dienen.
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1.4.1.

1.4.2.

1.4.3.

BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3761

PLANUNGSKONZEPT

NUTZUNGSKONZEPT

Ziel des Bebauungsplans ist es, die bestehenden Kerngebietsnutzungen sowie den zentralen
Versorgungsbereich zu erhalten und zu starken (vgl. 81 Abs. 6 Nr. 4 BauGB). Der Plarrer
und seine Umgebung sollen als Ort von geschichtlicher und stadtebaulicher Bedeutung stad-
tebaulich aufgewertet werden (vgl. 81 Abs. 6 Nr. 5 BauGB). Ein Trading-Down-Prozess, der
durch eine Haufung von Spielhallen und Wettbiros entstehen kann, sowie negative Auswir-
kungen auf schitzenswerte Nutzungen in der Umgebung sollen verhindert werden. Zu die-
sem Zweck werden im gesamten Planungsgebiet Spielhallen und Wettbiros ausgeschlos-
sen.

Im Rahmen der Empfehlung des Vergniigungsstéttenkonzepts trifft die Anderung des vorlie-
genden Bebauungsplans ausschlief3lich Regelungen zu den Nutzungen von Spielhallen und
Wettblros. Fur das verbleibende Spektrum der Vergnigungsstatten (insbesondere Disko-
theken, Tanzlokale, Varietés, Nachtbars aber auch Rotlichtangebote) besteht fir das Plan-
gebiet derzeit kein planungsrechtlicher Regelungsbedarf.

Hinsichtlich weiterer planungsrechtlicher Festsetzungen sind ebenfalls keine Regelungen
vorgesehen, da diese durch den bestehenden Bebauungsplan hinreichend abgedeckt sind.

SPIELHALLEN UND WETTBUROS IM BESTAND

Aktuell bestehende Spielhallen und Wettbtiros, die baurechtlich und gliickspielrechtlich ge-
nehmigt sind, genieRen einen Bestandsschutz. Nutzungsanderungen fuhren zu einem Ver-
lust dieses Schutzstatus. Weitere Ansiedlungen von Spielhallen und Wettbiros werden durch
den Bebauungsplan ausgeschlossen.

GENDER UND DIVERSITY

Die festgesetzten Ausschliisse von Spielhallen und Wettbiros haben auf Gender- und Diver-
sity- Belange Einfluss. Der o6ffentliche Raum zwischen Plarrer, Rothenburger Strafl3e und
Gostenhofer Hauptstral3e bleibt dadurch fiir alle Menschen attraktiver, als dies bei einem
sonst zu erwartenden Trading-Down-Prozess der Fall ware. Durch den Erhalt eines hoch-
wertigen Gebietes wird die Schaffung von Angstraumen vermieden.

ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN UND KENNZEICHNUNGEN

Die bestehende Bebauungsplan-Satzung wird in 8 3 Nr. 1 um folgenden Satz erganzt:
,Im gesamten Plangebiet sind Spielhallen und Wettbiros nicht zulassig.”

Damit wird der Katalog der zulassigen Nutzungen, der sich aus § 6 BauNVO (1968) ergibt,
gem. 8 1 Abs. 9 BauNVO eingeschrankt. Nach § 1 Abs. 9 BauNVO kann im Bebauungsplan
festgesetzt werden, dass bestimmte Arten der in den Baugebieten allgemein oder ausnahms-
weise zulassigen baulichen oder sonstigen Anlagen zuldssig oder nicht zulassig sind oder
nur ausnahmsweise zugelassen werden kdénnen.

Spielhallen und Wettblros sind eine Unterart der Vergnigungsstatten, die im Kerngebiet
gem. der im BP giltigen BauNVO (1968) gem. § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulassig
sind.

Planerische Grundlagen sind das in 1.3.3.1 vorgestellte Vergnigungsstatten- sowie das Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzept.
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1.6.1.

1.6.2.

BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3761

Mit der Festsetzung wird erreicht, dass sich im Geltungsbereich des Bebauungsplans keine
neuen Spielhallen und Wettbiros ansiedeln kénnen.
Damit soll insbesondere der zentrale Versorgungsbereich und Wohnstandort, sowie andere
sensible Nutzungen (vgl. 1.3.1.2) geschitzt werden.

BETEILIGUNGEN

BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONSTIGEN TRAGER OFFENTLICHER BE-
LANGE (TOB) GEMASS § 4 ABS. 2

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

OFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB
Wird im weiteren Verfahren erganzt.

PLANRECHTFERTIGUNG /AUSWIRKUNGEN/ ABWAGUNG/ MASSNAHMEN

In Nidrnberg hat sich gezeigt, dass die bestehenden Vergnigungsstatten insbesondere in
den Innenstadt-Randlagen zu stadtebaulich-funktionalen Unvertraglichkeiten fiihren. Diese
Nutzungskonflikte, die in Teilbereichen schon zu einem fortgeschrittenen Trading-Down-Pro-
zess geflhrt haben, gilt es zuklinftig zu vermeiden. Bei einer weiteren Zunahme von Vergnu-
gungsstatten besteht die Gefahr von Anderungen des Bodenpreisgefiiges, wobei die Boden-
richtwerte deutlich unter denen der Hauptgeschéftslagen der Innenstadt liegen.

Bestehende, genehmigte Betriebe genieRen Bestandsschutz. Diese kdnnen zukinftig im ge-
nehmigten Umfang weiterbetrieben werden.

Der Erhalt des bereits bestehenden und festgesetzten Kerngebiets macht Regelungen zur
Art der baulichen Nutzung erforderlich. Die stadtebauliche Entwicklung wird dahingehend
gesteuert, dass das Eindringen weiterer stérender Nutzungen verhindert wird. Vermieden
werden sollen insbesondere Stérungen der bestehenden Gewerbebetriebe (Biro- und
Dienstleistungsnutzungen), Trading-Down-Effekte und Stérungen des Bodenpreisgefuges.
Dartuber hinaus soll vor allem der Zentrale Versorgungsbereich C-Zentrum Pléarrer erhalten
und gestarkt werden, eine Beeintrachtigung des Stadteingangsbereichs Am Plarrer vermie-
den und die bestehenden Wohnnutzungen als auch soziale Einrichtungen in der Umgebung
geschuitzt werden.

Die nach Anlagentypen differenzierte Ausschlussregelung gemaf § 1 Abs. 9 BauNVO st
stadtebaulich notwendig, um die gewilinschten bzw. fiir das Gebiet unschadlichen kernge-
bietstypischen Nutzungen zu ermdglichen und lediglich diese auszuschliel3en, die das Gebiet
nachhaltig negativ beeinflussen wiirden. Ein vollstandiger Ausschluss von Vergnligungsstat-
ten im Kerngebiet ist aus stadtebaulicher Sicht jedoch nicht notwendig. Der Gebietscharakter
der Kerngebiete bleibt trotz der Ausschlisse von Spielhallen und Wettbiros gewahrt.

Den Eigentimerinnen und Eigentiimern verbleibt weiterhin ein groRes Spektrum der inner-
halb eines Kerngebiets zuldssigen Nutzungen. Die ausgeschlossenen Vergnigungsstatten
bilden nur einen untergeordneten Teil des breiten Nutzungsspektrums in Kerngebieten. Zwar
ist es denkbar, dass durch die Vermietung im Rahmen der zuléssig verbleibenden Nutzungen
geringere Einnahmen erzielt werden. Damit fihren die Festsetzungen aber noch zu keinen
wesentlichen Einschrankungen des Eigentums oder der Berufsaustibung.

Die innenstadtnahe Lage mit einer hervorragenden Verkehrsanbindung ist fiir viele Branchen
und Geschaftsmodelle geeignet, so dass Nutzungen gefunden werden kénnen, die im Stadt-
geflige keine negativen Auswirkungen haben. Dem offentlichen Interesse an einer funktio-
nierenden Stadtstruktur ist der Vorrang einzuraumen gegeniiber den privaten Interessen der
Eigentimer an einer optimalen Vermietung.
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BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3761

1.8. KOSTEN

Der Stadt Nurnberg entstehen bei der Umsetzung des Bebauungsplans keine Kosten.

Nurnberg, den 12.03.2024
Stadtplanungsamt

gez.

Dengler
Leiter Stadtplanungsamt
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Beschlussvorlage

Stpl/011/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Beschluss
Betreff:

Bebauungsplan Nr. 4674 "Plarrer - Vergniigungsstéatten”

fur ein Gebiet stidlich des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der ZeltnerstralRe und
der ZufuhrstralRe, nordlich der Sandstrafe und der KohlenhofstraRe und dstlich der
Bauerngasse

Einleitung und Billigung

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Ubersichtsplan
Entwurf der Satzung
Entwurf der Begriindung

Sachverhalt (kurz):

Das Plangebiet, das sich unmittelbar stidlich des Verkehrsknotenpunkts Plarrer befindet, ist
durch eine dichte Blockrandbebauung mit gemischten Nutzungen aus Wohnen, Gewerbe und
Gastronomie gekennzeichnet. Insbesondere an der Hauptverkehrsstral3e "Am Plarrer" sowie
am "Frauentorgraben" haben sich vermehrt Spielhallen und Wettbiiros angesiedelt. Derartige
Betriebe bedlrfen einer genauen raumlichen Steuerung, da sie sich haufig funktionsbezogen
und stadtebaulich negativ auf ihr Umfeld auswirken kénnen.

Im Stadtrat wurde daher am 26.10.2016 das Vergnlgungsstattenkonzept als stadtebauliches
Entwicklungskonzept im Sinne des 8 1 Abs. 6 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. In
dem Konzept werden Zulassigkeitsbereiche fir die Ansiedlung von Vergnigungsstatten (hierzu
zahlen die o0.g. Betriebstypen Spielhalle und Wettblro) definiert. Das Plangebiet des
vorliegenden Bebauungsplans Nr. 4674 liegt nicht innerhalb eines Zulassigkeitsbereiches fir
Vergnigungsstatten. Die hier festgestellte Haufung von Spielhallen und Wettbiros wird
aufgrund der Verdrangungspotenziale von Einzelhandel und Dienstleistungen sowie des
Imageverlustes des Gebietes als nicht vertraglich eingestuft. Im Plangebiet befinden sich
zudem neben Wohnnutzungen mehrere schutzbedurftige Nutzungen wie Kindergarten oder
Kinderhorte.

Durch den Bebauungsplan sollen daher Spielhallen und Wettbiros im Plangebiet
ausgeschlossen werden. Bestehende, genehmigte Nutzungen dieser Art geniel3en
bauordnungsrechtlichen Bestandsschutz. Der Bebauungsplan soll im vereinfachten Verfahren
nach § 13i.V.m. § 9 Abs. 2b BauGB aufgestellt werden.
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/011/2024

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/011/2024

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja siehe Kapitel 1.4.4. der Begrindung "Gender und Diversity

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
RA

00X O
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/011/2024

Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t, dass fir das im Plan des Stadtplanungsamtes
vom 12.03.2024 umfasste Gebiet siidlich des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich
der ZeltnerstralRe und der Zufuhrstraf3e, nordlich der SandstraRe und der Kohlenhofstraf3e
und dstlich der Bauerngasse der Bebauungsplan Nr. 4674 "Plarrer - Vergnlgungsstatten"
mit Festsetzungen nach 8 9 Abs. 2b Baugesetzbuch (BauGB) aufzustellen ist. Der
Bebauungsplan soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt werden.

2. Der Stadtplanungsausschuss billigt den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4674 "Plarrer -
Vergniugungsstatten" auf Grundlage des Plans vom 12.03.2024 und der Begriindung vom
12.03.2024

3. Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t die offentliche Auslegung gem. 8§ 3 Abs. 2 BauGB
auf Grundlage des gebilligten Entwurfs.

Dies ist ortstiblich bekannt zu machen

Seite 4 von 4

95



Beilage
Betreff:

Bebauungsplan Nr. 4674 ,,Plarrer — Vergniigungsstatten“ fiir ein Gebiet sidlich des
Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der Zeltnerstral3e und der Zufuhrstralle,
noérdlich der SandstralRe und der KohlenhofstraRe und 6stlich der Bauerngasse
Einleitung und Billigung

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Das Plangebiet mit einer Gréf3e von ca. 15 ha befindet sich unmittelbar sidlich des Plarrers und
ist durch eine dichte Blockrandbebauung gepragt. Die insgesamt hohe Baudichte wird durch die
Uberbauung vieler Blockinnenbereiche zusétzlich verstarkt. Die an die HauptverkehrsstraRen
»,Am Plarrer” und ,Frauentorgraben® angrenzenden Gebiete werden Uberwiegend gewerblich
genutzt. Die Erdgeschosse sind hier haufig mit Einzelhandelsnutzungen, Gaststatten oder
Vergniugungsstatten belegt, die oberen Geschosse werden meist als Biros, in seltenen Féllen
zum Wohnen genutzt. In ihrer Nutzungsstruktur entsprechen diese Bereiche somit einem
Kerngebiet gem. § 7 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Der Wohnanteil erhdht sich in den
abseits der Hauptverkehrsstraf3en gelegenen Blocken. Aufgrund des in etwa ausgewogenen
Verhaltnisses zwischen gewerblichen und dem Wohnen dienenden Nutzungen entsprechen
diese Teilgebiete Mischgebieten gem. § 6 BauNVO.

Die planungsrechtliche Beurteilung von Vorhaben erfolgt derzeit nach § 34 Baugesetzbuch
(BauGB) in Verbindung mit den Festsetzungen aus den Ubergeleiteten Baulinienplanen, die
lediglich Festsetzungen zu den Uberbaubaren Grundstiicksflachen treffen.

Ein Vorhaben ist gemald § 34 BauGB dann zuldssig, wenn es sich nach Art und Mal3 der
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstiicksflache, die Uberbaut werden soll, in die
Eigenart der naheren Umgebung einfligt und die ErschlieBung gesichert ist.

In den letzten Jahren kam es insbesondere in dem den Hauptverkehrsstralen zugewandtem
Bereich zu einer Haufung von sog. Wettbiros und Spielhallen. Oft sind die Grundstiicks-
eigentiimerinnen und -eigentiimer aufgrund der hohen erzielbaren Grundstlickserlése an einer
Haufung und Ansiedlung interessiert. Spielhallen und Wettblros wirken sich jedoch meist
stadtebaulich haufig negativ auf ihr Umfeld aus und pragen mit ihrer stadtebaulichen Wirkung
ganze Stadtraume. Zu den stadtebaulich-funktionalen Stérwirkungen zéhlen insbesondere:

— Verdrangung von bestehenden und kiinftigen gebietstypischen Nutzungen
(Einzelhandel, Dienstleistungen, soziale Einrichtungen, Wohnen),

— Trading-Down-Effekte (Einschrankung der Angebotsvielfalt, Spielhallenhdufungen als
Indikator),

— Verzerrung des Boden- und Mietpreisgefliges (moglicher Ausléser von Verdrangungs-
und Trading-Down-Prozessen),

— Imageverlust des Umfeldes (nachbarschaftlicher Konflikt mit ,seriésen Nutzungen).

Daruiber hinaus bestehen kulturelle, soziale und religiose Konflikte, beispielsweise in der
Nachbarschaft mit Einrichtungen fur Kinder und Jugendliche oder kirchlich/religiosen
Einrichtungen. Die gesellschaftlichen Vorbehalte gegeniiber Wettbiros und Spielhallen werden
haufig dadurch stadtebaulich wirksam, dass durch die Meidung dieser Raume ein passiver
Verdréngungseffekt besteht.

Um die Ansiedlung von Vergnugungsstatten daher gesamtstadtisch besser steuern zu kénnen,
wurde im Stadtrat am 26.10.2016 das Vergnigungsstattenkonzept beschlossen. Hierbei handelt
es sich um ein stadtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB, das
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bei der Aufstellung von Bebauungsplanen als informelles Planungs- und Steuerungsinstrument
zu berlcksichtigen ist. In dem Konzept werden unter Bertcksichtigung der nutzungsspezifischen
Storpotenziale von Vergnigungsstatten Zulassigkeitsbereiche fur deren Ansiedlung definiert.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4674 stellt keinen Zuldssigkeitsbereich fir
Vergnugungsstatten gemal’ Vergnlgungsstattenkonzept dar. Aufgrund der bereits einsetzenden
Trading-Down-Effekte wird fur diesen Bereich prioritdrer Handlungsbedarf gesehen. Es wird im
Vergniigungsstattenkonzept u.a. dazu geraten, den Handlungswillen der Stadt Nurnberg durch
Aufstellungsbeschliisse fir die Aufstellung/Anderung entsprechender Bebauungsplane zu
dokumentieren.

Zielsetzung

Auf der Grundlage der Handlungsempfehlungen des Vergnigungsstattenkonzepts soll fir das
Gebiet sudlich des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der Zeltnerstralle und der
ZufuhrstralRe, nordlich der Sandstral3e und der Kohlenhofstral3e und 6stlich der Bauerngasse ein
Bebauungsplan aufgestellt werden. Dieser soll die Ansiedlung weiterer Spielhallen und Wettbiros
in diesem Bereich kunftig ausschlieen. Es sollen lediglich Festsetzungen zur Zulassigkeit
bestimmter Arten von Vergniigungsstétten getroffen werden, also eine Differenzierung zur Art der
baulichen Nutzung. Die weitere Zulassigkeit von Vorhaben richtet sich im Ubrigen nach § 34
BauGB in Verbindung mit den bestehenden Ubergeleiteten Baulinienplanen im Plangebiet.

Die auszuschliel3enden Nutzungstypen entsprechen an diesem Ort nicht den stadtebaulichen
Zielen der Stadt. Im beschlossenen Vergnligungsstattenkonzept ist das Plangebiet als Bereich
definiert, in dessen Umgriff Spielhallen und Wettblros negative Auswirkungen haben. Unmittelbar
nordlich des Plarrers hingegen befindet sich ein Zulassigkeitsbereich nach dem
Vergniigungsstattenkonzept sowie auf der Grundlage des bestehenden Baurechts nach § 34
BauGB fir entsprechende Nutzungen (hier auch fur Spielhallen und Wettbiros).

Kosten
Der Stadt entstehen durch die Aufstellung des Bebauungsplans voraussichtlich keine Kosten.

Planverfahren und zeitliche Umsetzung

Der Bebauungsplan soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 i.Vv.m. 8 9 Abs. 2b BauGB
aufgestellt werden. § 9 Abs. 2b BauGB gibt den Gemeinden die Mdglichkeit, Bebauungsplane
aufzustellen, in denen allein die Zulassigkeit oder Nichtzuldssigkeit von Vergniigungsstatten oder
bestimmter Arten von Vergnigungsstétten geregelt wird. Voraussetzung ist, dass es sich um
einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil (§ 34 BauGB) handelt. Ziel eines solchen
Bebauungsplans ist es, die Beeintrachtigung von Wohnnutzungen oder anderen
schutzbedurftigen Anlagen oder eine Beeintrachtigung der sich aus der vorhandenen Nutzung
ergebenden stadtebaulichen Funktion des Gebiets (hier Kerngebiet MK sowie Mischgebiet MI)
zu verhindern.

Im Anschluss wird der Entwurf des Bebauungsplans gem. 8 3 Abs. 2 BauGB 6ffentlich ausgelegt,
die Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB werden beteiligt.

Fazit

Der Bebauungsplan Nr. 4674 ,Plarrer — Vergniigungsstatten® dient der Verhinderung weiterer
Trading-Down-Prozesse im Gebiet stdlich des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der
Zeltnerstral3e und der Zufuhrstral3e, nérdlich der Sandstral3e und der Kohlenhofstraf3e und dstlich
der Bauerngasse.

Die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens soll beschlossen und der Entwurf des
Bebauungsplans gebilligt werden. Die 6ffentliche Auslegung gem. 8 3 Abs. 2 BauGB soll
beschlossen werden.
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UBERSICHTSPLAN ZUM
BEBAUUNGSPLAN NR. 4674

"PLARRER VERGNUGUNGSSTATTEN"

fur ein Gebiet stdlich des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der ZeltnerstraRe und der Zufuhrstralle, nérdlich der SandstralRe und der Kohlenhofstrae und &stlich der
Bauerngasse
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BEBAUUNGSPLAN-SATZUNG
NR. 4674 ,,PLARRER - VERGNUGUNGSSTATTEN*

far ein Gebiet stdlich des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der
Zeltnerstral3e und der Zufuhrstral3e, nérdlich der SandstralRe und der
KohlenhofstralRe und 6stlich der Bauerngasse

vom

Die Stadt Nurnberg erlasst gemaf Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom auf Grund
von

88 9 Abs. 2b, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)

folgende

Bebauungsplan-Satzung Nr. 4674

81
Fur das im Planteil durch die Grenze des raumlichen Geltungsbereiches bestimmte Gebiet siidlich
des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der Zeltnerstral3e und der Zufuhrstraf3e, nérdlich der
Sandstrale und der KohlenhofstraRe und 6stlich der Bauerngasse wird ein Bebauungsplan
aufgestellt. Der Planteil ist Bestandteil der Satzung.

§2
Im Geltungsbereich sind Spielhallen und Wettbiiros nicht zuldssig.

§3

Nachrichtliche Ubernahme

Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmaler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische
Landesamt fir Denkmalpflege (Dienststelle Nurnberg) oder die Untere Denkmalschutzbehdrde.

84

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.
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Nurnberg,
Stadt Nurnberg

Marcus Konig
Oberbirgermeister
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Stadtplanungsamt NURNBERG

BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANS NR. 4674

+PLARRER — VERGNUGUNGSSTATTEN*

fur ein Gebiet sudlich des Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der ZeltnerstraRe und der
Zufuhrstral3e, ndrdlich der Sandstra3e und der KohlenhofstraRe und 6stlich der Bauerngasse

Stand: Marz 2024

Luftbild Nirnberg Hajo Dietz
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BEGRUNDUNG

ZUM ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANS NR. 4674
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QUELLENANGABEN

Fachgutachten

Vergniigungsstattenkonzept: Gutachten zur Vergnigungsstattenkonzeption fur die Stadt
Nurnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung (Nurnberg), Langfassung;
vom 24.06.2013 und vom 07.12.2015

Einzelhandelskonzept: Gutachten zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept fir die Stadt
Nurnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung (Nurnberg), vom 12.12.2012

Bezirksdatenblatter Nirnberg 2021; Statistischer Bezirk: 03 Tafelhof; Stadt Nurnberg, Amt
fur Stadtforschung und Statistik fur Nurnberg und Furth, Datenstand vom 01.08.2022

Bezirksdatenblatter Nurnberg 2021; Statistischer Bezirk: 04 Gostenhof; Stadt Nurnberg, Amt
fur Stadtforschung und Statistik fur Nurnberg und Furth, Datenstand vom 01.08.2022
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PLANBERICHT

ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar stidlich des Verkehrsknotenpunkts Plarrer, am sid-
westlichen Rand der Nurnberger Altstadt, direkt am Further Tor. Der Verkehrsknotenpunkt
Plarrer war schon friiher ein viel genutzter Platz im stadtischen Geflige und wird heute ins-
besondere als Verkehrsknoten, sowohl fir den motorisierten Individualverkehr (MIV), als
auch fur den OPNV als Umsteigepunkt zwischen U-Bahn, StraRenbahn und Bus, genutzt. Im
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4674 liegt der zentrale Versorgungsbereich ,Plar-
rer, der als C-Zentrum eine wichtige Bedeutung im Rahmen der Nahversorgung einnimmt
(vgl. Einzelhandelskonzept: 23ff.). Das Gebiet um den Plarrer ist dadurch in den Bereichen,
die dem Plarrer zugewandt sind, ein stark frequentierter Bereich der Stadt. Entlang der
Hauptverkehrsachse befinden sich einige Spielhallen und Wettbiros. Dieser Bereich ent-
spricht in seinen Nutzungen einem Kerngebiet gem&R § 7 Baunutzungsverordnung
(BauNVO). Der vom Plarrer abgewandte Teil des Geltungsbereichs ist vor allem durch eine
gemischte Nutzung (Ml gemaf3 § 6 BauNVO) gepragt. Das Gebiet ist mit einer Blockrandbe-
bauung dicht bebaut, wobei die Innenhdfe zusatzlich Gberbebaut sind.

Aktuell wird die Zulassigkeit von Vorhaben nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. den
bestehenden, Ubergeleiteten Baulinienpléanen beurteilt.

Innerhalb des Geltungsbereichs haben sich vermehrt Spielhallen und Wettbiros angesiedelt.
Durch den Bebauungsplan soll eine weitere Ansiedlung von Spielhallen und Wettbiros im
Geltungsbereich ausgeschlossen werden.

8§ 9 Abs. 2b BauGB gibt den Gemeinden die Moglichkeit, Bebauungsplane aufzustellen, in
denen allein die Zulassigkeit oder Nichtzuldssigkeit von Vergniigungsstatten oder bestimmter
Arten von Vergniigungsstéatten geregelt wird. Voraussetzung ist, dass es sich um einen im
Zusammenhang bebauten Ortsteil (§ 34 BauGB) handelt. Ziel eines solchen Bebauungs-
plans ist es, die Beeintrachtigung von Wohnnutzungen oder anderen schutzbedurftigen An-
lagen oder eine Beeintrachtigung der sich aus der vorhandenen Nutzung ergebenden stad-
tebaulichen Funktion des Gebiets zu verhindern.

Grundlage fur das planerische Ziel, bestimmte Arten von Vergniigungsstéatten im Plangebiet
auszuschlie3en ist das am 26.10.2016 im Stadtrat beschlossene Vergnigungsstattenkon-
zept.

Das Bebauungsplanverfahren wird nach den Vorschriften des vereinfachten Verfahrens ge-
maR § 13 BauGB ohne Umweltpriifung, Umweltbericht und frithzeitiger Offentlichkeitsbetei-
ligung durchgefiihrt. Das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB kann u.a. angewandt wer-
den, wenn der Bebauungsplan lediglich Festsetzungen gemaf § 9 Abs. 2b BauGB enthdlt.

Weitere Anwendungsvoraussetzungen sind, dass die geplanten Vorhaben weder nach Bun-
desrecht noch nach Landesrecht zu einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglich-
keitsprifung fuhren, keine Anhaltspunkte zu einer Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7b
BauGB genannten Schutzgiter bestehen und keine Anhaltspunkte bestehen, dass bei der
Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfal-
len nach 8§ 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind. Im Fall das Bebauungsplans Nr. 4674
,Plarrer Vergnugungsstatten® besteht keine Beeintrachtigung der genannten Punkte, wes-
halb der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren gem. 8§ 13 BauGB aufgestellt wird.
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ANLASS ZUR AUFSTELLUNG - PLANUNGSZIELE

Im Plangebiet ist in den letzten Jahren eine Haufung von Spielhallen und Wettbiros, insbe-
sondere entlang der Stral3en Frauentorgraben und Am Plarrer deutlich geworden.

Am 26.10.2016 wurde durch den Stadtplanungsausschuss der Stadt Nirnberg ein Vergni-
gungsstattenkonzept als stadtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr.
11 BauGB beschlossen. Das Vergniugungsstattenkonzept stellt die Grundlage zur konzepti-
onellen raumlichen Steuerung der Ansiedlung von Vergnigungsstatten dar.

Das Vergnugungsstattenkonzept definiert Bereiche im Stadtgebiet, in denen die Ansiedlung
von Vergnugungsstatten gebietsvertraglich ist. Eine Ansiedlung von Vergnigungsstétten au-
Rerhalb dieser Vertraglichkeitsbereiche fuhrt zu staddtebaulich-funktionalen Unvertréaglichkei-
ten. Kommt es dennoch zu einer gehauften Ansiedlung aufRerhalb der definierten Vertrag-
lichkeitsbereiche, entsteht fur die Stadt Handlungsbedarf. Das Plangebiet des Bebauungs-
plans Nr. 4674 ,Plarrer Vergnugungsstatten® zahlt laut dem Vergnugungsstattenkonzept
nicht zu einem Gebiet der Stadt NUrnberg, in dem eine Ansiedlung von Vergnigungsstatten
als vertraglich eingestuft werden kann.

Im Plangebiet wurde sowohl im Rahmen der Bestandaufnahmen fir das Vergnigungsstat-
tenkonzept, als auch bei einer erneuten Bestandsaufnahme im Sommer 2022 eine sich ne-
gativ auf das Gebiet auswirkende Haufung von Spielhallen und Wettbiros festgestellt. Durch
eine Haufung dieser Nutzungen kommt es oftmals zu einer Verzerrung des Boden- und Miet-
preisgefliges, da durch diese Betriebstypen auf relativ geringem Raum hohe Grundstlickser-
|0se erzielt werden kdnnen. Dies wiederum fuhrt zu einem Trading-Down-Effekt im Sinne
einer Einschrankung der Angebotsvielfalt durch Verdrangung von Einzelhandels- und Dienst-
leistungsbetrieben. Gesellschaftliche Vorbehalte gegeniber diesen Nutzungen flhren zu ei-
nem Imageverlust des Gebietes und werden haufig stadtebaulich dadurch wirksam, dass
durch die Meidung dieser Raume ein passiver Verdrangungseffekt entsteht. Aufgrund der
langen Offnungszeiten sind grundsétzlich Unvertraglichkeiten mit Wohnnutzungen anzuneh-
men. Zudem ist die Nahe derartiger Betriebe zu Einrichtungen fir Kinder und Jugendliche
sowie kirchlichen bzw. religidsen Einrichtungen kritisch zu bewerten.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4674 sollen daher entsprechende Regelungen
zur Art der baulichen Nutzung getroffen werden: es werden bestimmte Arten von Vergnu-
gungsstatten, konkret in diesem Fall Spielhallen und Wettbiros, als nicht zulassig festge-
setzt.

Planungsziel ist es, die Struktur des bestehenden Gewerbes und Einzelhandels im zentralen
Versorgungsbereich ,Plarrer” und in den Mischgebieten, sowie die vorhandene Wohnnut-
zung und Einrichtungen fir Kinder und Jugendliche zu schiitzen. So sollen die Funktionen
im Sinne der Stadt der kurzen Wege langfristig gesichert werden. Weiterhin soll eine Beein-
trachtigung des wichtigen Stadteingangs im Bereich der OPNV-Haltestellen vermieden wer-
den. Das Bodenpreisgeflige soll geschiitzt und einem in Teilen des Plangebiets bereits vor-
liegenden Trading-Down-Effekt entgegengewirkt werden.

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 4674 wird begleitet durch weitere

Planverfahren, in denen die Bebauungsplane Nr. 3760 und Nr. 3761 geandert werden, um
auch in diesen eine Ansiedlung weiterer Spielhallen und Wettbiros auszuschliel3en.

GRUNDLAGEN DER PLANUNG

ANALYSE DES BESTANDS

Lage im Stadtgebiet/ Topografie

Der Bebauungsplan Nr. 4674 ,Plarrer - Vergnigungsstatten“ umfasst das Gebiet stdlich des
Frauentorgrabens und Am Plarrer, westlich der ZeltnerstraRe und der Zufuhrstral3e, nérdlich
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der SandstralRe und der KohlenhofstraRe und 6stlich der Bauerngasse. Das Plangebiet be-
findet sich stdlich des Verkehrsknotenpunkts Plarrer und grenzt an die Altstadt an. Auf der
nordlichen Seite des Plarrers und des Frauentorgrabens verlaufen der Graben und die Stadt-
mauer, die die Nlrnberger Altstadt begrenzen. Das Plangebiet gehort zu den Bezirken 03
Tafelhof und 04 Gostenhof, die durch Wohn- und Mischnutzungen in einer griinderzeitlichen
Blockrandstruktur gepragt sind. Sudlich der KohlenhofstraRe, auRerhalb des Plangebiets,
entsteht derzeit auf dem ehemaligen Geldnde des Nurnberger Hauptglterbahnhofs ein
neues Buroquatrtier.

Topografisch betrachtet ist das Gelande nahezu eben.

Gegenwartige Nutzungen und Baustruktur

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist, bis auf kleinere Baullicken, mit einer gemisch-
ten Nutzung abschlieRend bebaut. Die Bebauungsstruktur entspricht einer Blockrandbebau-
ung mit insgesamt 13 Baublocken. Die hohe Baudichte wird durch die Uberbauung vieler
Blockinnenbereiche verstarkt. Das Plangebiet weist aufgrund der rdumlichen Nahe zur In-
nenstadt und zum Verkehrsknotenpunkt Plarrer eine besondere Lagegunst auf.

Die Bereiche, die direkt an die Stralten ,Am Plarrer und ,Frauentorgraben® angrenzen, ent-
sprechen in ihrer Nutzungsstruktur einem faktischen Kerngebiet entsprechend § 7 BauNVO.
Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der zentra-
len Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und Kultur (vgl. 8 7 BauNVO). Die Erdge-
schosse dieser Gebaude sind meist mit einer Nutzung fir Einzelhandel oder Gastronomie,
teilweise als Vergnugungsstatte belegt. Die oberen Geschossen werden meist als Biro oder
in seltenen Fallen auch fir zum Wohnen genutzt. Auffallig ist die Haufung von Spielhallen
entlang der Hauptverkehrsstral3en ,Am Plarrer und ,Frauentorgraben®. Meist befinden sich
die Spielhallen in ehemaligen Ladenlokalen. Die groRen Schaufenster sind verklebt oder ab-
gedunkelt, sodass von aul3en keine Einsehbarkeit mdglich ist. Dies ist aus stadtgestalteri-
schen Grinden kein gewiinschtes Erscheinungsbild an diesem Ort.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4674 befinden sich derzeit (Stand August 2023)
sechs genehmigte Spielhallen mit den Adressen:

- Frauentorgraben 71 (zwei Spielhallen)
- Am Plarrer 7

- Am Plarrer 11 (zwei Spielhallen)

- Frauentorgraben 61

Die Blocke, die abseits der Hauptverkehrsstral3e liegen, entsprechen in ihren Nutzungen ei-
nem faktischen Mischgebiet entsprechend § 6 BauNVO. Mischgebiete dienen dem Wohnen
und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stéren (vgl.
§ 6 BauNVO). Entlang der Gostenhofer HauptstralRe ist das Mischgebiet durch Einzelhan-
delsangebote und Gastronomiebetriebe Uberwiegend gewerblich gepragt. Dartber hinaus
befinden sich in der Gostenhofer HauptstralRe verschiedene durch die Heilsarmee betriebene
Einrichtungen: Ubernachtungsmoglichkeiten fur wohnungslose Menschen, Angebote zur
Suchtpravention und andere Beratungsangebote. In den anderen Straf3en gibt es neben dem
Wohnen haufig auch die Nutzung durch kleine, nicht stérende Gewerbebetriebe (z.B. Kfz-
Werkstétten), kleinere Laden, Gastgewerbe und Bironutzungen. Somit ergibt sich auch hier
eine Mischnutzung, in der zum Teil das Wohnen Uberwiegt, man es aber noch gem. § 34
Abs. 2 BauGB einem Mischgebiet zuordnen wirde.

Um eine Aufwertung des Gebiets am und um den Plarrer umzusetzen, soll (unabhangig des
Bebauungsplans Nr. 4674) unter anderem der oberirdische Bereich der OPNV-Haltestellen
kinftig umgestaltet und starker begriint werden.
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Abbildung 1: Einstufung der Gebietstypen gemaf § 34 BauGB in Verbindung mit 88 2-9 BauNVO im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans Nr. 4674 (Quelle: Stadt Nirnberg; Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsver-
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waltung)
Als Anwendungsbereich des § 9 Abs. 2b BauGB wird unter Nr. 1 die Verhinderung von Be-
eintrachtigungen von Wohnnutzungen oder anderen schutzbedirftigen Anlagen wie Kirchen,

Schulen und Kindertagestatten genannt.
Innerhalb des Plangebietes befinden sich neben Wohnnutzungen mehrere der genannten
anderen schutzbeduirftigen Nutzungen:

Kinderhort mit Schiilertreff (Gostenhofer Hauptstrafl3e 50, 90443 Nirnberg)

Kinderkrippe (SandstraRe 11, 90443 Nurnberg)
Kinderkrippe mit Netz fir Kinder (Gostenhofer Hauptstral3e 61, 90443 Nirnberg)

Kindergarten (Leonhardstraf3e 11, 90443 Nirnberg)
Haus fur Kinder (Dammstral3e 9, 90443 Nurnberg)

Durch den Ausschluss von weiteren Wettbiros und Spielhallen sollen die 0.g. Einrichtungen
geschuitzt werden.
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Abbildung 2: Kindergarten und Schulen in der Umgebung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 4674;
H: Kinderhort; HfK: Haus fur Kinder (Krippe und Kindergarten); K: Kindergarten; KR: Kinderkrippe; NfK: Netz fir
Kinder; ST: Schilertreff; gelb: genehmigte Spielhallen (Quelle: Stadt Nurnberg; Geobasisdaten: Bayerische Ver-
messungsverwaltung)

Verkehr

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an den wichtigen Verkehrsknotenpunkt Plarrer an. Der
Plarrer ist ein wichtiger Umsteigepunkt des OPNV, aber auch eine wichtige Zielhaltestelle fur
Personen mit dem Ziel Innenstadt oder dem Zentralen Versorgungsbereich am Plarrer.

Hier befinden sich Haltestellen aller 3 U-Bahn-Linien, dreier Stral3enbahnlinien und zweier
Buslinien.

Der Plarrer liegt am stidwestlichen Rand des Nurnberger Altstadtrings, zu dem der Spittler-
torgraben (von Nordosten) und der Frauentorgraben (von Osten) gehéren. Durch das Aufei-
nandertreffen von vier wichtigen StraRen kommt es zu einem hohen Verkehrsaufkommen
des motorisierten Individualverkehrs. Von Stiden kommt die Steinbuhler Straf3e aus der Stid-
stadt und von Westen verlauft die Firther Stral3e von Firth aus zum Plarrer. Entlang der
Steinbihler StraRe und der Strafl3e Spittlertorgraben verlaufen zudem die Gleise der Stra-
Renbahn (Linien 4, 6 und 10).

Die Gostenhofer Hauptstraf3e verlauft mittig durch das Plangebiet. Sie ist weniger durch den
motorisierten Individualverkehr (MIV) und starker durch den Radverkehr und durch Fu3gan-
ger gepragt und damit deutlich ruhiger. Entlang dieser Stral3e ist aufgrund der Pragung durch
Geschéfte und Gastronomie der zentrale Versorgungsbereich ,Plarrer” verortet.

Im Suden verlauft die Kohlenhofstral3e entlang des Geltungsbereichs des Bebauungsplans.
Sie ist eine Verbindungsstraf3e zum Frankenschnellweg und entsprechend stark frequentiert.
Die Bauerngasse im Osten des Geltungsbereichs ist eine verkehrsberuhigte Spielstral3e. Die
Stral3en, die innerhalb des Geltungsbereichs liegen (Dammstraf3en, Petzoltstral3e, Leon-
hardstraRe, Gartenstrale, Feuerweg, Schanzackerstralle, Zufuhrstrale und Sandstral3e),
sind wenig befahren und dienen hauptsachlich der ErschlieRung der im Gebiet liegenden
Geb&ude und Nutzungen.
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Sozialstruktur / Wirtschaftsstruktur

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4674 liegt in den Statistischen Bezirken 03
Tafelhof und 04 Gostenhof. Alle im Folgenden genannten Werte beziehen sich auf das Er-
hebungsjahr 2021.

Tafelhof hat 1.191 Einwohner, Gostenhof ist mit 9.144 Einwohnern deutlich bevélkerungsrei-
cher. In beiden Bezirken fallt im Vergleich zur Gesamtstadt der relativ hohe Anteil der mann-
lichen Bevolkerung auf (Tafelhof 55,1 %, Gostenhof 54,9 %, Gesamtstadt 49,3 %). DarlUber
hinaus sind beide Stadtteile mit Anteilen von 88,9 % (Tafelhof) und 89,7 % (Gostenhof) an
unter 65-jahrigen von einer vergleichsweise jungen Bevolkerungsstruktur gepragt (Gesamt-
stadt 79,8 %). Der Anteil an Ausléndern ist in beiden Stadtteilen sehr hoch, wobei der Anteil
in Gostenhof mit 48,2 % nochmal deutlich GUber dem von Tafelhof mit 44,9 % liegt. In der
Gesamtstadt liegt dieser Wert bei 24,9 %.

Die Arbeitslosenquote liegt in Tafelhof bei 13,4 %, in Gostenhof bei 8,9 % und somit in beiden
Fallen deutlich iber dem stadtweiten Durchschnitt von 4,5 %. Die Einwohnerzahl nahm so-
wohl in Tafelhof, als auch in Gostenhof im Zeitraum zwischen 2016 und 2021 ab (-9,2 %
Tafelhof, -3,4 % Gostenhof), wohingegen die Gesamtstadt im selben Zeitraum einen leichten
Bevolkerungszuwachs erfahren hat (+0,2 %).

Wirtschaftlich pragend fir das Plangebiet ist der Zentrale Versorgungsbereich ,Plarrer®, der
im Rahmen des Einzelhandelskonzepts der Stadt Nurnberg als C-Zentrum eingeordnet wor-
den ist (vgl. Einzelhandelskonzept: 25 ff.). Dieses wird unter Punkt 1.3.3.1.b gesondert be-
trachtet.

Naturliche Grundlagen / Bestandsaufnahme und Bewertung des vorhandenen Zustands
von Natur und Landschaft

Das gesamte Plangebiet ist extrem stark durch anthropogene Einflisse Uberformt, die Nut-
zung fur Wohnen, Verkehr, Einzelhandel und verschiedenste Gewerbebetriebe pragt den
Bereich. Merkmale einer urspringlichen Natur und Landschaft sind kaum zu erkennen.

Es sind einige Baume als Stral3enbegleitgriin vorhanden.

PLANERISCHE VORGABEN / VORHANDENES PLANUNGSRECHT

Planungsrechtliche Vorgaben
Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP)

Im wirksamen Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (rechtswirksam seit
08.03.2006, zuletzt geandert am 17.01.2024) ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans
Nr. 4674 als gemischte Bauflache dargestellt (siehe Abbildung 3). Weiterhin sind fur den
Geltungsbereich des Bebauungsplans im Flachennutzungsplan sozialen Zwecken dienende
Einrichtungen dargestellt.
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Abbildung 3: Ausschnitt aus dem rechtsverbindlichen Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
rechtswirksam gemaR § 6 Abs. 5 BauGB am 08.03.2006, zuletzt geandert am 13.04.2022, Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 4674 (Quelle: Stadt Nurnberg; Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung)

1.3.2.1.b. Bebauungspléane und Veranderungssperren

Im Geltungsbereich bestehen Uibergeleitete Baulinienplane. Diese sind einfache Bebauungs-
plane, die lediglich Festsetzungen zu den Uberbaubaren Grundstiicksflachen treffen. Diese
haben auch weiterhin Bestand.

Abblldung 4: Rechtskrafnge Ubergeleitete Baullnlenplane im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4674 und
Bebauungsplane im Umfeld (Quelle: Stadt Nirnberg; Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung)
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Zulassigkeit von Bauvorhaben

Aktuell erfolgt die Bewertung der Zulassigkeit von Vorhaben nach § 34 BauGB, in Verbindung
mit den Festsetzungen aus den Baulinienpléanen, die lediglich Festsetzungen zu den Uber-
baubaren Grundstucksflachen treffen.

Ein Vorhaben ist gemaf § 34 BauGB dann zulassig, wenn es sich nach Art und Mald der
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundsticksflache die Uberbaut werden soll, in
die Eigenart der ndheren Umgebung einflgt und die ErschlieBung gesichert ist. Fir die Be-
wertung der Art der baulichen Nutzung werden die bestehenden Nutzungen im Gebiet erho-
ben und, wenn mdglich, gem. § 34 Abs. 2 BauGB einem Baugebiet der BauNVO (88 2 bis 9
BauNVO) zugeordnet. Ist eine solche Zuordnung mdglich, dann richtet sich der Katalog der
zulassigen Nutzungen nach den Vorgaben der BauNVO.

Zum Zeitpunkt einer Erhebung im Sommer 2022 wurde das Plangebiet folgendermafien ein-
gestuft: Im nérdlichen Teil entspricht das Gebiet in seinen Nutzungen einem Kerngebiet gem.
§ 7 BauNVO, im stdlichen Teil entspricht es einem Mischgebiet gem. § 6 BauNVO. An dieser
Einstufung hat sich nichts gedndert.

Fachplanungsrecht
Denkmalschutz/ Bodendenkmaler

Im Plangebiet sind Bodendenkmale, Einzeldenkmale und Geb&ude, die unter Ensemble-
schutz stehen, vorhanden.

Bei den Bodendenkmalen handelt es sich um einen Bereich in der Gartenstral3e, wo eine
Siedlung des spaten Mittelalters belegt ist (Aktennummer D-5-6532-0473) und um unterta-
gige Befunde der frihneuzeitlichen Vorbefestigung der Stadt Nurnberg (Aktennummer D-5-
6532-0557), die entlang der Schanzéackerstral3e, der Camerariusstral3e und der Sandstral3e
im Plangebiet verlauft.

Folgende Einzeldenkmale sind im Plangebiet vorhanden:

— Gostenhofer HauptstralRe 24, 26 ,29, 50, 54, 55, 56, 57, 58, 69, 71, 73
— Bauerngasse 17, 19, 26
— Petzoltstrale 3, 4, 6, 7, 9, 10, 11, 12, 14

Der westliche Teil des Plangebiets gehért zum Bauensemble Ortskern Gostenhof, das sich
Richtung Westen bis zur Rothenburger StralRe erstreckt. Auszug aus der Ensemblebeschrei-
bung: ,Das Teilensemble Ortskern Gostenhof umfasst die Uberwiegend im spaten 19./friihen
20. Jahrhundert entstandene historistische Mietshausbebauung des historischen Dorfkerns
sowie den aus dem Spatmittelalter stammenden St. Rochusfriedhof. Die unmittelbar vor dem
Spittlertor gelegene Vorstadt Gostenhof erwuchs aus einer 1311 erstmals erwahnten dorfli-
chen Ansiedlung. Im Jahr 1427 durch Kauf an die Reichsstadt Niurnberg gekommen, war die
weitere Geschichte des unmittelbar im Vorfeld der Stadtmauern gelegenen Dorfes eng mit
der Geschichte der Stadt verbunden. Im Jahr 1477 erhielt Gostenhof ein eigenes reichsstad-
tisches Pflegamt, kirchenrechtlich gehérte es zur Pfarrei St. Lorenz. [...] Die heutige, das
historische Erscheinungsbild des Ensembles pragende Bebauung stammt Uberwiegend aus
dem spaten 19./friihen 20. Jahrhundert und ist durch zumeist viergeschossige, in einem rei-
chen Historismus ausgefiihrte Mietswohnh&user mit zum Teil charakteristischer Hofbebau-
ung gekennzeichnet. An die vorindustrielle Zeit erinnern der St. Rochusfriedhof sowie das
StralRengefiige: Gostenhofer Hauptstral3e, Leonhardstral3e, Rothenburger Stral3e, Hirten-
gasse und, als einstige Hauptachse des Dorfes, Bauerngasse folgen bis heute ihrem histori-
schen Verlauf.*
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Das gesamte Plangebiet gehdrt zur archéologischen Verdachtsflache Altort Gostenhof sowie
Verdachtsort fur frihneuzeitliche Bestattungen.

Aufgrund der archéologischen Verdachtsflache wird ein Erlaubnisvorbehalt gem. Art. 8
BayDSchG in den Hinweisen zum Bebauungsplan aufgenommen.

SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

Kommunalpolitische Grinde / sonst. Stadtratsbeschliisse
Vergniugungsstattenkonzept

Zur Erhebung und Bewertung der Vergnlgungsstatten, insbesondere Spielhallen und Wett-
buros, wurde auf gesamtstadtischer Ebene ein Vergnigungsstéattenkonzept erarbeitet und in
der Sitzung des Stadtrats am 26.10.2016 beschlossen. Das Vergnugungsstattenkonzept
stellt somit ein von der Gemeinde beschlossenes stadtebauliches Konzept dar und ist gem.
§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der Aufstellung des Bebauungsplans zu beriicksichtigen. Durch
die Konzeption werden transparente und einheitliche Entscheidungsregeln fir die Einzelfall-
bewertung geschaffen. Zur Durchsetzung der stadtebaulichen Ordnung auf der Grundlage
des Vergniigungsstattenkonzepts kann die Aufstellung von Bebauungsplanen bzw. die An-
derung bestehender Bebauungsplane erforderlich sein.

Ein gesamtstadtisches Vergnlgungsstattenkonzept stellt insbesondere Spielhallen, aber
auch stadtebaulich &hnlich zu bewertende Wettbiros in einen stadtebaulichen Kontext inner-
halb der Gesamtstadt. Ziel des Vergnigungsstattenkonzepts ist es, Zulassigkeitsbereiche zu
definieren, in denen eine Ansiedlung dieser Nutzungen den Entwicklungszielen der Stadt
Nurnberg und den Schutzzielen nicht entgegenstehen, aber auch Bereiche aufzuzeigen, wo
Handlungsbedarf i.S.v. bauplanungsrechtlichen Regelungen zum Ausschluss erfolgen sollte.
Die Umsetzung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.

Eine Haufung von Spielhallen im Stadtgebiet wurde bei der Bestandsaufnahme fir das Ver-
gnugungsstattenkonzept insbesondere an den Radialen Bucher Stral3e, Bayreuther Stral3e,
Schweinauer Hauptstrafl3e und Further Stral3e, den Tangentialen Pirckheimerstral3e, Bereich
Walckernstral3e, Frauentorgraben und am Plarrer festgestellt. Im Rahmen des Vergnligungs-
stattenkonzepts wurden Bereiche abgegrenzt, in denen eine Zulassigkeit von Vergnigungs-
statten als vertraglich erscheint.

Die Zulassigkeitsbereiche umfassen Teilbereiche nachfolgender Gebiete:

— Hauptgeschaftslage Innenstadt

— sldwestliche Innenstadt

— sudlicher Aufsel3platz

— Frankenzentrum

— Leipziger Platz / AuRRere Bayreuther StraRe (Mercado)
— gewerblicher Bereich sudlich der Laufamholzstra3e

— gewerblicher Bereich stdliche Regensburger Stral3e

Im Gebiet am und um den Plarrer wurde durch das Vergniigungsstéattenkonzept eine Hau-
fung von Spielhallen und Wettbuiros festgestellt. Diese Haufung wurde aufgrund der Verdran-
gung von Einzelhandel und Dienstleistungen und einem mdglichen Imageverlust des Gebiets
als nicht vertraglich eingestuft (vgl. Vergniigungsstattenkonzept, S. 149). Zudem wurden fr
das Gebiet am und um den Plarrer Trading-Down-Tendenzen, Leerstande, mogliche weitere
Spielhallenstandorte in der Umgebung und damit ein dringender Handlungsbedarf festge-
stellt.
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Das Plangebiet dieses Bebauungsplans liegt nicht in einem der definierten Zulassigkeitsbe-
reiche fur Vergnigungsstatten. In der ndheren Umgebung befinden sich jedoch zwei Zulas-
sigkeitsbereiche (siehe Abbildung 5, Zulassigkeitsbereiche in Rot): Der Zulassigkeitsbereich
Hauptlage Innenstadt sowie der Zulassigkeitsbereich stidwestliche Innenstadt. Der Zulassig-
keitsbereich stdwestliche Innenstadt befindet sich in unmittelbarer fuRlaufiger Entfernung
zum Plarrer. Somit sind in der Umgebung ausreichend Mdglichkeiten fur Angebote von Ver-
gnugungsstatten allgemein gegeben.
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Abblldung 5: Nachstgelegene Zula55|gke|tsbere|che fur Vergnigungsstatten (rot) im erweiterten Umfeld des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 4674 (blau); (Quelle: Gutachten zur Vergnigungsstattenkonzeption fir
die Stadt Nirnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung, 2015)

[.3.3.1.b. Einzelhandels- und Zentrenkonzept

Das Gutachten zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept fir die Stadt Nurnberg wurde am
04.11.2013 durch den Stadtrat als stadtebauliches Entwicklungskonzept gemaR § 1 Abs. 6
Nr. 11 BauGB beschlossen. Die Inhalte des Konzepts sind demnach bei der Aufstellung von

Bebauungsplanen zu bertcksichtigen.

Ziele des Einzelhandelskonzeptes sind unter anderem der Erhalt der polyzentralen Versor-
gungsstrukturen zur Versorgung der Bevolkerung mit moglichst kurzen Wegen (vgl. Einzel-
handels- und Zentrenkonzept: 18 ff.). Damit soll gewéhrleistet werden, dass auch Menschen,
die aus gesundheitlichen, finanziellen oder sonstigen Griinden weniger mobil sind, einen gu-
ten Zugang zu einer Nahversorgung erhalten. Insbesondere die C- und D- Zentren sollen
kunftig weiter gestarkt werden. Weiterhin sollen die Zentren durch das konzeptionell strin-
gente Handeln der Stadt Nurnberg auf Grundlage des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts
vor ,unfairem Wettbewerb“ geschitzt werden.

Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Nurnberg wurden die Situation des Einzel-
handels in NUrnberg analysiert und Entwicklungsziele aufgestellt. Das Gebiet um den Plarrer
wurde als C-Zentrum der Zentralen Versorgungsbereiche bestimmt. Neben der selbstbinden-
den Wirkung dieses Konzepts fir die Stadt Nirnberg (siehe § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB), wird
dem Erhalt, der Erneuerung, der Fortentwicklung und der Anpassung der Funktion von Zent-
ralen Versorgungsbereichen im BauGB ein besonderer Stellenwert beigemessen (siehe 8§ 1

Abs. 6 Nr. 4 BauGB).

Im Rahmen des Vergniigungsstéattenkonzepts wurde festgestellt, dass im Fall des Gebiets
am und um den Plarrer von den Spielhallen und Wettbiros ein negativer Einfluss auf den
zentralen Versorgungsbereich ausgeht (vgl. Vergniigungsstéattenkonzept: 149).
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Abblldung 6: Zentraler Versorgungsbereich C-Zentrum Plarrer (Quelle: Gutachten zum Elnzelhandels und Zen-
trenkonzept fiir die Stadt Nirnberg; Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung, 2012)

PLANUNGSKONZEPT

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 4674 fihrt die Haufung von Spiel-
hallen und Wettbiros zu Trading-Down-Prozessen des Umfelds. Unter einem "Trading-
Down-Effekt" lasst sich ein Qualitatsverlust der Nutzungsvielfalt durch Verdrangung von her-
kémmlichen, gebietstypischen Nutzungen verstehen. Diese Verdrangung resultiert aus der
Konkurrenzsituation zwischen Betrieben mit typischerweise geringem Investitionsbedarf und
vergleichsweise hoher Ertragsstéarke gegeniiber Nutzungen mit deutlich héherem Investiti-
onsbedarf und geringerer Ertragsstarke. Dies ist insbesondere anhand der Gebaudesub-
stanz sowie der Struktur des Einzelhandels zu erkennen. So sind zahlreiche Geb&ude au-
genscheinlich stark sanierungsbedurftig. Die Angebote des Einzelhandels befinden sich
Uberwiegend im Niedrigpreissegment.

Die Spielhallen und Wettbliros am Plarrer stehen insofern in Konkurrenz mit den Laden im
zentralen Versorgungsbereich, als dass durch die Spielhallen und Wettbiiros ein Verdran-
gungseffekt von Laden beobachtet werden kann. Es wird zudem befiirchtet, dass eine wei-
tere Ausbreitung von Spielhallen und Wettbiros und deren hohe Mietzahlungsfahigkeit das
Mietpreisgeflige und die Funktion des zentralen Versorgungsbereichs nachhaltig schadigt.
Zudem sollen die schutzbedurftigen Nutzungen im Plangebiet (vgl. Abbildung 2) vor negati-
ven Einflissen durch die Ansiedlung weiterer Spielhallen und Wettbiros geschitzt werden.

Im Plangebiet soll aus den oben genannten Griinden die Ansiedlung weiterer Spielhallen und
Wettbiiros ausgeschlossen werden. Genehmigte Spielhallen und Wettbiiros unterliegen dem

Bestandsschutz.

Durch das Vergnigungsstattenkonzept werden Bereiche im Stadtgebiet definiert, in denen
Spielhallen und Wettbiros als vertraglich eingestuft werden. In der Umgebung zum Gel-
tungsbereich bestehen in der Altstadt und am Aufsel3platz zwei Zulassigkeitsbereiche fir
diese Nutzungen. Ein vollstandiger Ausschluss von Spielhallen und Wettbiros innerhalb des
Geltungsbereichs dieses Bebauungsplans ist vor dem Hintergrund einer gesamtstadtischen

Betrachtung angemessen.
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NUTZUNGSKONZEPT

Zur Sicherung des zentralen Versorgungsbereichs ,Plarrer”, schutzbedurftiger Einrichtungen
wie bspw. Kindertagesstatten und zum Schutz der Wohnfunktion, sind Spielhallen und Wett-
biros im gesamten Plangebiet auszuschlieRen. Alle Gbrigen Bauvorhaben werden weiterhin
nach § 34 BauGB beurteilt.

Mit dem Ausschluss eines Teils mdglicher Betriebstypen der Vergniigungsstétten bleiben die
Gebietscharaktere gewahrt und die Grundstiickseigentimer haben weiterhin vielfaltige Mog-
lichkeiten ihre Geb&ude zu nutzen.

Da keine negativen Auswirkungen auf die stadtebauliche Funktion des Gebiets durch andere
Arten von Vergnugungsstatten festgestellt werden kénnen, besteht hierfir kein Regelungs-
bedarf.

ANGESTREBTE BAUSTRUKTUR

Wie in der Bestandsaufnahme herausgestellt wurde, ist das Plangebiet, bis auf wenige Bau-
lucken, abschlielBend bebaut. Der Bebauungsplan trifft keinerlei Festsetzungen zum Maf3 der
baulichen Nutzung oder zur Uberbaubaren Grundstucksflache. Beurteilungsmal3stab fur Vor-
haben im Plangebiet in Bezug auf das MalR der baulichen Nutzung und der Uberbaubaren
Grundsticksflache ist weiterhin § 34 BauGB in Verbindung mit den bestehenden lbergelei-
teten Baulinienpléanen.

VERKEHRLICHE ERSCHLIESSUNG

Die ErschlieBung des Gebiets ist gesichert. Die Satzung trifft keine Vorgaben zur Erschlie-
Bung des Gebiets.

GENDER UND DIVERSITY

Die festgesetzten Ausschliisse von Spielhallen und Wettbiros haben auf Gender- und Diver-
sity- Belange Einfluss. Der 6ffentliche Raum innerhalb des Plangebietes bleibt dadurch fir
alle Menschen attraktiver, als dies bei einem sonst zu erwartenden Trading-Down-Prozess
der Fall ware. Durch den Erhalt eines hochwertigen Gebietes wird die Schaffung von Angst-
rdumen vermieden.

SPIELHALLEN UND WETTBUROS IM BESTAND

Aktuell bestehende Spielhallen und Wettbuiros, die baurechtlich und gliickspielrechtlich ge-
nehmigt sind, genieRen einen Bestandsschutz. Nutzungsanderungen fiihren zu einem Ver-
lust dieses Schutzstatus. Weitere Ansiedlungen von Spielhallen und Wettbiros werden durch
den Bebauungsplan ausgeschlossen.

ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN UND KENNZEICHNUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Fur den Geltungsbereich wird folgende Festsetzung getroffen:
»Im gesamten Plangebiet sind Spielhallen und Wettbiiros nicht zulassig.”

Die Erméachtigung fir die Festsetzung findet sich in 8 9 Abs. 2b BauGB, wonach ,,... in einem
Bebauungsplan [...], festgesetzt werden (kann), dass Vergnugungsstatten oder bestimmte
Arten von Vergnigungsstatten zulassig oder nicht zuldssig sind ...“. Das Ziel des Bebau-
ungsplans ist es, den Versorgungsbereich des C-Zentrums ,Plarrer” zu schitzen, und die
stadtebauliche Funktion des Gebiets nicht zu beeintrachtigen (vgl. 8 9 Abs. 2b Nr. 2 BauGB).
Dartber hinaus soll die vorhandene Wohnnutzung sowie die vorhandenen Einrichtungen far
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Kinder und Jugendliche (vgl. 1.3.1.2) im Plangebiet vor Beeintrachtigungen geschitzt wer-
den.

Planerische Grundlagen sind das in 1.3.3.1 vorgestellte Vergnugungsstatten- sowie das Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzept.

Mit Rechtskraft des Bebauungsplans &ndert sich der Zulassigkeitsmal3stab von Vorhaben
dahingehend, dass der Bebauungsplan als Beurteilungsmaf3stab herangezogen wird und im
Ubrigen § 34 BauGB gilt (vgl. § 30 Abs. 3 BauGB). Dariiber hinaus sind die tibergeleiteten
Baulinienplane (vgl. 1.3.2.1.b) zu beachten.

Der Bebauungsplan trifft nur eine Festsetzung: den Ausschluss von Spielhallen und Wettba-
ros als Unterart der Vergniigungsstatten im gesamten Geltungsbereich.

Mit der Festsetzung wird erreicht, dass sich im Geltungsbereich des Bebauungsplans Spiel-
hallen und Wettbiros nicht ansiedeln kdnnen.

Damit soll insbesondere der zentrale Versorgungsbereich und Wohnstandort, sowie andere
sensible Nutzungen geschutzt werden.

BETEILIGUNGEN

BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONSTIGEN TRAGER OFFENTLICHER BE-
LANGE (TOB) GEMASS § 4 ABS. 2

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

OFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.
PLANRECHTFERTIGUNG /AUSWIRKUNGEN/ ABWAGUNG/ MASSNAHMEN

Mit dem Bebauungsplan Nr. 4674 wird das Vergniigungsstattenkonzept fir einen weiteren
Teilbereich umgesetzt. Eine weitere Ansiedlung von Spielhallen und Wettbiros ist danach
nicht mehr maoglich.

Bestehende, genehmigte Betriebe geniefRen Bestandsschutz. Diese kdnnen zukinftig im ge-
nehmigten Umfang weiterbetrieben werden. Der Ausschluss von Neuansiedlungen weiterer
Spielhallen und Wettbiiros ist erforderlich, um dem Fortschreiten des Trading-Down Prozes-
ses im Plangebiet entgegenzuwirken (vgl. 1.4).

Aufgrund der des Ausschlusses von nur zwei Betriebstypen (Spielhallen und Wettbliros) ver-
bleibt ein groRes Angebot an zulassigen Nutzungen im Plangebiet, so dass eine Weiterent-
wicklung des Gebaudebestands mdglich ist. Den Eigentiimerinnen und Eigentimern ver-
bleibt weiterhin ein grof3es Spektrum der innerhalb eines Kerngebiets bzw. Mischgebiets zu-
lassigen Nutzungen. Die ausgeschlossenen Vergniigungsstatten bilden nur einen unterge-
ordneten Teil des breiten Nutzungsspektrums der genannten Gebiete. Zwar ist es denkbar,
dass durch die Vermietung im Rahmen der zulassig verbleibenden Nutzungen geringere Ein-
nahmen erzielt werden. Damit fiihren die Festsetzungen aber noch zu keinen wesentlichen
Einschrankungen des Eigentums oder der Berufsausiibung.

Die innenstadtnahe Lage mit einer hervorragenden Verkehrsanbindung ist fuir viele Branchen
und Geschaftsmodelle geeignet, so dass Nutzungen gefunden werden kdnnen, die im Stadt-
geflige keine negativen Auswirkungen haben. Dem offentlichen Interesse an einer funktio-
nierenden Stadtstruktur ist der Vorrang einzuraumen gegeniber den privaten Interessen der
Eigentiimer an einer gewinnoptimierten Vermietung.
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Im erweiterten Umfeld des Plangebiets existieren zwei Zulassigkeitsbereiche, einer davon
unmittelbar noérdlich an das Plangebiet angrenzend. Insofern bestehen fir Betreiber von
Spielhallen und Wettbiros ausreichend Ansiedlungsmdéglichkeiten.

Fur Teile des Plangebiets bestand das Sanierungsgebiet Gostenhof Ost im Zeitraum von
1986 — 2008. Hierbei wurden erhebliche 6ffentliche und private Mittel in das Gebiet und des-
sen Sanierung investiert. Der Bebauungsplan leistet auch einen Beitrag zur Sicherung der
damaligen Erfolge der Stadtebauférderung.

1.8. KOSTEN
Der Stadt NuUrnberg entstehen bei der Umsetzung des Bebauungsplans keine Kosten.

Nurnberg, den 12.03.2024
Stadtplanungsamt

gez.

Dengler
Leiter Stadtplanungsamt
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Beschlussvorlage

Stpl/015/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Beschluss
Betreff:

Satzung Nr. 74 "Rothenburger Strafl3e" zur Aufhebung der planungsrechtlichen
Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 fur die Teilflachen der Fl. Nrn.
129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185 und 713/48, Gmkg. GroRRreuth b. Schweinau,

umfassend die Rothenburger Stral3e und angrenzende Flachen

Einleitung und frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Ubersichtsplan

Entwurf der Satzung
Entwurf der Begriindung
Entwurf Umweltbericht

Sachverhalt (kurz):

Fur Teilgebiete der Geltungsbereiche der Bebauungspléne Nr. 3894 und Nr. 3914 soll das
Verfahren zur Aufstellung der Aufhebungssatzung Nr. 74 eingeleitet und die friihzeitige
Offentlichkeitsbeteiligung beschlossen werden.

Das Plangebiet liegt zwischen Herbststral3e, Rothenburger Stral3e und der Bebauung nérdlich
der Zuricher und Appenzeller Stral3e. Der Bebauungsplan Nr. 3914 setzt in diesem Bereich
eine Stralenverkehrsflache flr die Rothenburger Strafe fest, die mit dem tatsachlichen
Ausbau der Straf3e nicht tbereinstimmt und somit obsolet geworden ist. Der Bebauungsplan
Nr. 3894 setzt eine Grunflache als Parkanlage mit Spielplatz fest, was an dieser Stelle
ebenfalls weder den Gegebenheiten vor Ort, noch den Zielen der Stadt fir die Flache
entspricht.

Mittelfristiges Ziel der Stadt Nirnberg ist die Errichtung eines Kinder- und Jugendhauses mit
jugendkultureller Nutzung sowie einer Trendsporthalle mit AuRenbereich flr urbane
Bewegungskultur stidlich der bestehenden Rothenburger Stral3e. Da die Festsetzungen der
Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 hinsichtlich der tatsdchlichen Gegebenheiten vor Ort
obsolet geworden sind und zudem dem Ziel der Errichtung eines Kinder- und Jugendhauses
mit Trendsporthalle entgegenstehen, sollen die Festsetzungen der 0.g. Bebauungsplane
innerhalb des Geltungsbereichs der Satzung Nr. 74 aufgehoben werden.

Die planungsrechtliche Beurteilung des Gebiets erfolgt nach Aufhebung der Festsetzungen
nach § 34 BauGB.
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/015/2024

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

Seite 2 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/015/2024

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:
(] Ja Die Aufhebungssatzung hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf das Thema
Diversity.

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[[] RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Stpl/015/2024

Beschlussvorschlag:

1.

Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t die Einleitung des Verfahrens Satzung Nr. 74
"Rothenburger Straf3e" zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen der
Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 fir die Teilflachen der FI. Nrn. 129/2, 160, 166,
180, 180/2, 185 und 713/48, Gmkg. Grofdreuth b. Schweinau, umfassend die Rothenburger
Stral3e und angrenzende Flachen.

Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t, auf Grundlage des Plans vom 12.03.2024, der
Begrindung vom 12.03.2024 und dem 1. Entwurf des Umweltberichts vom 12.03.2024 die
frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren.

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung soll in folgender Form erfolgen:

Dauer der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung: 4 Wochen.,

Foérmliche Bekanntmachung im Amtsblatt mit Hinweis auf die Ziele, sowie Hinweis auf Ort
und Zeit der Einsichtnahme in die 0.g. Unterlagen und auf Erérterungs- und
AuRerungsmaoglichkeit

AulRRerdem erfolgt eine Information der Arbeitsgemeinschaft der Blrger- und
Vorstadtvereine (AGBV).

Dies ist ortstiblich bekannt zu machen.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:

Satzung Nr. 74 "Rothenburger Straf3e" zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festset-
zungen der Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 fur die Teilflachen der Fl. Nrn. 129/2,
160, 166, 180, 180/2, 185 und 713/48, Gmkg. GrofRreuth b. Schweinau, umfassend die Rot-
henburger StralRe und angrenzende Flachen

Ausgangssituation

Fur das Plangebiet gelten derzeit die planungsrechtlichen Festsetzungen der qualifizierten Be-
bauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914. Der Bebauungsplan Nr. 3894 ist mit Veroffentlichung im
Amtsblatt der Stadt Nirnberg Nr. 1 vom 11.01. 1978 in Kraft getreten und setzt fur das Plangebiet
der Satzung Nr. 74 im Norden eine StraRenverkehrsflache und sidlich davon eine 6&ffentliche
Griunflache als Parkanlage mit Spielplatz fest. Der tatsachliche Verlauf der Rothenburger StralRe
weicht von den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3894 ab. Auch wurde die 6ffentliche
Grunflache sidlich davon nicht als solche hergestellt. Im Bestand handelt es sich hierbei um eine
Brachflache mit vorhandener Vegetation, allerdings ohne Aufenthaltsqualitdt und Durchwegung.

Der Bebauungsplan Nr. 3914 ist mit Veroffentlichung im Amtsblatt der Stadt Nirnberg Nr. 12 vom
15.06.1977 in Kraft getreten und setzt fir das Plangebiet eine StraRenverkehrsflache (Rothen-
burger StralRe) fest. Diese Festsetzung zur Rothenburger StraRe weicht géanzlich vom tatsachli-
chen Verlauf der Strafl3e ab. Im Bestand handelt es sich hierbei um den sudlichen Teil der oben
beschriebenen Brachflache mit Vegetation und ohne Durchwegung. Hinsichtlich ihrer Festset-
zungen sind somit sowohl der Bebauungsplan Nr. 3894, als auch der Bebauungsplan Nr. 3914
heute obsolet geworden.

Seitens der Stadt Nurnberg ist derzeit geplant, auf der Flache sidlich der bestehenden Rothen-
burger Stral3e ein Kinder- und Jugendhaus mit jugendkultureller Nutzung sowie eine Trendsport-
halle mit Au3enbereich fiir urbane Bewegungskultur zu errichten. Diese Nutzung ist mit den ob-
solet gewordenen Festsetzungen der 0.g. Bebauungsplane nicht vereinbar. Nach Aufhebung der
planungsrechtlichen Festsetzungen werden Vorhaben im Geltungsbereich der Satzung Nr. 74
nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB) beurteilt.

Zielsetzung

Mit der Satzung Nr. 74 wird das Ziel verfolgt, die obsolet gewordenen Festsetzungen der Bebau-
ungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 sowie die dem Bau eines Kinder- und Jugendhauses mit Trend-
sporthalle entgegenstehenden Festsetzungen aufzuheben.

Kosten
Durch die Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen entstehen der Stadt Nirnberg
keine Kosten.

Zeitliche Umsetzung

Nach dem Beschluss zur Einleitung und frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung wird dieser im
Amtsblatt bekanntgemacht. Im Anschluss daran wird die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung
gem. 8§ 3 Abs. 1 BauGB sowie die friihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt.

Fazit

Die Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 sind im Geltungsbereich der Sat-
zung Nr. 74 obsolet geworden. Gleichzeitig widersprechen diese Festsetzungen dem Ziel der
Stadt Nurnberg, an dieser Stelle perspektivisch ein Kinder- und Jugendhauses mit jugendkultu-
reller Nutzung sowie einer Trendsporthalle mit Auf3enbereich fir urbane Bewegungskultur zu er-
richten. Durch die Satzung Nr. 74 sollen daher die planungsrechtlichen Festsetzungen der o0.g.
Bebauungsplane aufgehoben werden.
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UBERSICHTSPLAN ZUR
SATZUNG NR. 74
"ROTHENBURGER STRASSE"

zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 fiir die
Teilflachen der FI. Nrn. 129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185 und 713/48, Gmkg. GroRreuth b. Schweinau,
umfassend die Rothenburger Stralle und angrenzende Flachen
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Vorentwurf

SATZUNG NR. 74 ,,Rothenburger StraRe*

zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen der Bebauungspléne Nr. 3894
und Nr. 3914 fiur die Teilflachen der FI. Nrn. 129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185 und 713/48,
Gmkg. Grof3reuth b. Schweinau, umfassend die Rothenburger Stral3e und
angrenzende Flachen

Die Stadt NUrnberg erlasst gemaf Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom .............cccc......
auf Grund von

88 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geédndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)

folgende

Satzung Nr. 74

Art. 1

In dem im Planteil durch die Grenze des raumlichen Geltungsbereichs bestimmte Gebiet der
Teilflachen der Fl. Nrn. 129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185 und 713/48, Gmkg. Grofreuth b.
Schweinau, umfassend die Rothenburger Strale und angrenzende Flachen werden die
Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 3894 vom 09.01.1978 und Nr. 3914 vom 10.06.1977
aufgehoben.

Der Planteil ist Bestandteil dieser Satzung.

Art. 2

Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Nurnberg,
Stadt Nirnberg

Marcus Konig
Oberbirgermeister
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Stadtplanungsamt NURNBERG

BEGRUNDUNG
ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*“

zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen der Bebauungspléne Nr. 3894 und Nr.
3914 fur die Teilflachen der FI. Nrn. 129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185 und 713/48, Gmkg. Grol3-
reuth b. Schweinau, umfassend die Rothenburger Stral3e und angrenzende Flachen

Stand: Méarz 2023

j

125



BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

BEGRUNDUNG

ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER

STRASSE"
zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen der Bebauungsplane Nr.
3894 und Nr. 3914 fiir die Teilflachen der FI. Nrn. 129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185
und 713/48, Gmkg. GroR3reuth b. Schweinau, umfassend die Rothenburger Stral3e
und angrenzende Flachen

INHALTSVERZEICHNIS

1.2.

1.2.1.
1.2.2.
1.2.3.

1.5.

1.5.1.

1.5.2.

1.5.3.

1.5.4.

PLANBERICHT
ALLGEMEINES / ANLASS DER PLANUNG- PLANUNGSZIELE

GRUNDLAGEN DER PLANUNG

ANALAYSE DES BESTANDS

PLANERISCHE VORGABEN/ VORHANDENES PLANUNGSRECHT
SONSTIGE RAHMENBEDINGEUNGN

PLANUNGSKONZEPT UND AUSWIRKUNGEN
ZUSAMMENFASSUNG UMWELTBERICHT

BETEILIGUNGEN

FRUHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONSTIGEN
TRAGER OFFENTLICHER BELANGE GEMASS § 4 ABS. 1 BAUGB

FRUHZEITIGE OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG GEMASS § 3 ABS. 1
BAUGB

BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONTIGEN TRAGER
OFFENTLICHER BELANGE (TOB) GEMASS § 4 ABS.2 BAUGB

OFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB

KOSTEN
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BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

BEGRUNDUNG
ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,,ROTHENBURGER
STRASSE*“

zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen der Bebauungsplane Nr.
3894 und Nr. 3914 fiir die Teilflachen der FI. Nrn. 129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185
und 713/48, Gmkg. Grof3reuth b. Schweinau, umfassend die Rothenburger Stral3e
und angrenzende Flachen

PLANBERICHT

ALLGEMEINES / ANLASS DER PLANUNG- PLANUNGSZIELE

Fur das Plangebiet gelten derzeit die planungsrechtlichen Festsetzungen der
rechtsverbindlichen Bebauungsplane Nr. 3894 fur das Gebiet zwischen Zucker-
mandelweg, Lehrberger Stral3e, der geplanten neuen Rothenburger Stral3e und
Ringbahn und Nr. 3914 fur das Gebiet stdlich der Rothenburger Stral3e zwischen
Herbst- und Hartungstral3e.

Im Plangebiet verlauft heute die Rothenburger Stral3e, stidlich davon grenzen un-
genutzte Grunflachen an. Zukunftig sollen stdlich der Rothenburger Stral3e ein
Kinder- und Jugendhaus mit jugendkultureller Nutzung sowie eine Trendsporthalle
mit AuRenbereich flr urbane Bewegungskultur errichtet werden. Der Standort be-
findet sich an der Schnittstelle der 0.g. Bebauungsplane. Der nérdliche Bereich
befindet sich im Geltungsbereich des BP Nr. 3894, der hierfir eine Stral3enver-
kehrsflache und sidlich davon eine Griunflache als Parkanlage mit Spielplatz fest-
setzt. Fur den sudlichen Bereich ist eine StralRenverkehrsflache im BP Nr. 3914
festgesetzt. Zum damaligen Zeitpunkt war hier die Rothenburger Stral3e geplant.

Da die Festsetzungen zur Rothenburger StraRe mit dem jetzigen Verlauf der
Straf3e obsolet geworden sind und die Festsetzungen beider Bebauungsplane der
geplanten Errichtung eines Kinder- und Jugendhauses mit Trendsporthalle entge-
genstehen, sollen die planungsrechtlichen Festsetzungen dieser Bebauungsplane
aufgehoben werden.

Nach der Aufhebung werden Vorhaben im Plangebiet planungsrechtlich nach § 35
BauGB beurteilt.

Rechtsgrundlage fir die Aufstellung der Satzung sind das BauGB und die auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften. Zustandig fur die Aufstellung von
Satzungen ist die Gemeinde. Das Verfahren fir die partielle Aufhebung des Be-
bauungsplans wird gemal? § 1 Abs. 8 BauGB nach den gleichen Vorschriften
durchgefihrt, wie auch eine Aufstellung eines Bebauungsplans. Fur die Verfahren
wurde das Normalverfahren gewahlt, welches in den 88 1 bis 10 BauGB geregelt
ist.
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1.2.1.

1.2.1.1.

1.2.1.2.

1.2.1.3.

1.2.1.4.

BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

GRUNDLAGEN DER PLANUNG

ANALAYSE DES BESTANDS

Lage im Stadtgebiet/ Topografie

Das Satzungsgebiet befindet sich im Stadtteil Westliche AuRenstadt und umfasst
eine Flache von ca. 30.900 m2. Das Gebiet wird im Osten durch die HerbststralRe
und im Norden durch die Rothenburger StraRe begrenzt, wobei im Nordwesten ein
Streifen Stral3enbegleitgriin enthalten ist. Im Westen endet der Satzungsbereich
auf Hohe der Einmundung der Zuricher in die Rothenburger Stral3e, im Stden wird
er durch die bestehende Wohnsiedlung begrenzt. Das Gebiet ist von einer ebenen
Topographie gepragt.
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Abbildung 1: Geltungsbereich der Aufhebungssatzung Nr. 74
Quelle: Stadt Nirnberg, Geobasisdaten Bayrische Vermessungsverwaltung

Gegenwartige Nutzung und Baustruktur

Im nordwestlichen und nordéstlichen Teil des Satzungsgebietes befinden sich
Teilflichen der Rothenburger Straf3e. Die tbrigen Bereiche sind 6ffentliche Grin-
flachen, allerdings teilweise versiegelt, ohne Aufenthaltsqualitat und tberwiegend
ohne Durchwegung. Diese Bereiche werden daher entsprechend wenig genutzt.
Eine Bebauung mit Gebauden ist innerhalb des Satzungsgebietes nicht vorhan-
den.

Verkehrliche Erschlie3ung

Die Rothenburger Stral3e, die durch Teilbereiche des Gebietes verlauft, ist eine
tiberortliche VerkehrsstraRe. Uber die StraRe werden die Ortschaften Oberasbach
und Zirndorf erreicht.

Sie Ubernimmt keine ErschlieBungsfunktion fur die sudlich des Satzungsbereichs
anschliel3ende Wohnbebauung. Diese wird von Stiden her erschlossen, von daher
gibt es mit Ausnahme der o.g. Teilbereiche der Rothenburger Stral3e im Geltungs-
bereich keine weiteren ErschlieBungsflachen.

Naturliche Grundlagen / Bestandsaufnahme und Bewertung des vorhandenen
Zustands von Natur und Landschaft

4/9

128



1.2.1.5.

1.2.2.

1.2.2.1.
.2.2.1.a.

1.2.2.1.b.

BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

Das Gebiet der Satzung Nr. 74 ist grof3tenteils unbebaut und unversiegelt, lediglich
die StraRBenverkehrsflachen im Umgriff weisen einen hohen Versiegelungsgrad
auf. Zur detaillierten Betrachtung wird auf Kapitel 2 des Umweltberichts verwiesen.

Vorbelastungen
Larm

Die Rothenburger Stral3e als Hauptverkehrsstral3e ist in der Larmkarte des LfU
(2022) aufgenommen und sehr larmbelastet. Der Gber 24 Stunden gemittelte Im-
missionspegel liegt im Satzungsgebiet zwischen 60 und 75 dB(A).

Luft

Die lufthygienische Belastung (Stickstoffdioxid- und Feinstaubkonzentration)
durch den motorisierten Individualverkehr (MIV) ist in dem betroffenen Abschnitt
der Rothenburger StralRe hoch. Die ca. 1 km entfernte Lutfmesstation an der Von-
der-Tann-Stral3e (Kreuzung Rothenburger StralRe) wies in Zeitraum 12/2023 bis
02/2024 eine durchschnitliche NO2-Konzentration von 25,4 pg/m3 bzw.
Feinstaubkonzentration PM10 von 14,3 ug/m3 auf. In Spitzenzeiten liegt die Kon-
zentration bzgl. NO2 ca. dreimal bzw. fir PM10 ca. zehnmal so hoch.

PLANERISCHE VORGABEN/ VORHANDENES PLANUNGSRECHT

Planungsrechtliche Vorgaben
Regionalplan Planungsverband Region Nirnberg

Der Geltungsbereich der Satzung Nr. 74 liegt raumstrukturell in der Gebietskate-
gorie grofRer Verdichtungsraum Nurnberg / Furth / Erlangen. Zentral6rtlich wird das
Plangebiet der Metropole Nurnberg/Furth/Erlangen/Schwabach zugeordnet. Die
Metropolen sollen als landes- und bundesweite Bildungs-, Handels-, Kultur-,
Messe-, Sport-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Wissenschaftsschwerpunkte wei-
terentwickelt werden. Sie sollen zur raumlichen und wirtschaftlichen Starkung der
Metropolregionen und ganz Bayerns in Deutschland und Europa beitragen (LEP
2.1.10).

Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan

Der wirksame Flachennutzungsplan stellt im nérdlichen Bereich des Plangebietes
die Rothenburger StralRe in ihrem tatsachlichen Verlauf als tberdrtliche u. értliche
Hauptverkehrsstral3e dar. Der sudliche Bereich ist als Grunflache mit der Zweck-
bestimmung Sportanlage dargestellit.

Die Darstellungen und Zielsetzungen des Flachennutzungsplans stehen der Auf-
hebung der planerischen Festsetzungen nicht entgegen.

5/9
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.2.2.1.c.

BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

Abbildung 2: Darstellung im Flachennutzungsplan (Geltungsbereich rot markiert)
Quelle: Stadtplanungsamt Nirnberg

Bebauungsplane und Veranderungssperren

Fur das Plangebiet und den umliegenden Bereich gelten derzeit planungsrechtli-
che Festsetzungen der rechtsverbindlichen Bebauungsplane Nr. 3894 fir das Ge-
biet zwischen Zuckermandelweg, Lehrberger Stral3e, der geplanten Neuen Rot-
henburger Strasse und Ringbahn (in Kraft getreten mit Amtsblatt Nr. 1 vom
11.01.1978) und Nr. 3914 fir das Gebiet sidlich der Rothenburger Str. zwischen
Herbst- und Hartungstrasse. Gemarkung: Grossreuth b. Schweinau (in Kraft ge-
treten mit Amtsblatt Nr. 12 vom 15.06.1977).

Der Bebauungsplan Nr. 3894 setzt im Plangebiet der Satzung Nr. 74 eine Stra-
Renverkehrsflache sowie eine Grinflache als Parkanlage mit Spielplatz fest. Die
Festsetzung der Stral3enverkehrsflache entspricht nicht dem tatsachlichen Ver-
lauf. Eine Parkanlage mit Spielflache wurde ebenfalls nicht hergestellt.

Der Bebauungsplan Nr. 3914 setzt fur den sudlichen Bereich des Plangebiets eine
StralRenverkehrsflache fest. Diese Festsetzung ist insofern obsolet geworden, als
dass die Rothenburger StralRe letztlich weiter nérdlich ausgebaut wurde.
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1.2.2.2.
I.2.2.2.a.

1.2.2.2.b.

1.2.3.

1.2.3.1.

BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

Abbildung 3: Bebauungsplane Nr. 3984 und Nr. 3914 (Geltungsbereich der Satzung Nr. 74 rot markiert)
Quelle: Geobasisdaten @ Bayerische Vermessungsverwaltung, Stadtplanungsamt Niirnberg

Fachplanungsrecht
Naturschutz/ Wasserschutz

Das Plangebiet befindet sich weder in einem Natur- noch in einem Wasserschutz-
gebiet.

Denkmalschutz/ Bodendenkmaler
Es liegen keine Kenntnisse tber Bodendenkmaler im Plangebiet vor.

SONSTIGE RAHMENBEDINGEUNGN

Infrastrukturelle Bedarfssituation

In Niirnberg existiert ein grofl3er Bedarf an Angeboten im Bereich Trendsportarten,
der allerdings bisher nur teilweise und nur von kommerziellen Anbietern mit zum
Teil hohen Preisen gedeckt wird. Materiell schlechter gestellte junge Menschen
konnen diese Angebote entweder nicht oder nur sehr selten nutzen, da ihnen die
finanziellen Ressourcen fehlen. Gerade diese jungen Menschen sind in erhéhtem
Mafe Besucherinnen und Besucher der Einrichtungen der Offenen Kinder- und
Jugendarbeit, denn die dort bereitgestellten Angebote wie Offener Treff, Gruppen-
und Projektarbeit, Beratung und Einzelfallhilfe, Selbstverwaltung etc. sind kosten-
los fur alle nutzbar.

Daher ist es aus Sicht der Jugendarbeit unumganglich beide Anséatze — Offene
Kinder- und Jugendarbeit und Trendsport — in einer kombinierten Einrichtung aus
Kinder- und Jugendhaus und Trendsporthalle zu verbinden.

Mit Beschluss im Jugendhilfeausschuss (JHA) vom 18.09.2019 wurde die Verwal-
tung daher beauftragt, ein Konzept fir eine kombinierte Trendsporthalle aus Kin-
der- und Jugendhaus mit jugendkulturellen Raumlichkeiten und einer Halle mit Au-
Rengelande zu entwickeln sowie hierfir einen geeigneten Standort zu suchen.
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1.2.3.2.

BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

Auf Grundlage des Beschlusses hat das Stadtplanungsamt gemeinsam mit dem
Jugendamt im November 2019 mit der Standortsuche begonnen. Im Ergebnis der
Untersuchung wurde als geeigneter Standort die Flache stdlich der Rothenburger
StralRe (Flurnummern 162/2 und 166, je Gemarkung Grof3reuth bei Schweinau) im
Ausschuss fur Stadtplanung am 29.10.2020 beschlossen.

Eigentumsverhaltnisse
Die Flache des Geltungsbereichs befindet sich komplett in stadtischem Eigentum.

PLANUNGSKONZEPT UND AUSWIRKUNGEN

Planerisches Ziel der Satzung Nr. 74 ist die ersatzlose Aufhebung der planungs-
rechtlichen Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 im Gel-
tungsbereich der Satzung.

Auf die Planbeilage ,Aufzuhebende Festsetzungen® wird verwiesen.

An der verkehrlichen ErschlieBung andert sich durch die Aufhebung der planungs-
rechtlichen Festsetzungen nichts.

Klnftige Vorhaben kénnen nach der Aufhebung der Festsetzungen der Bebau-
ungsplane auf Grundlage einer Genehmigungsfahigkeit nach § 35 Baugesetzbuch
(BauGB) beurteilt werden.

ZUSAMMENFASSUNG UMWELTBERICHT

Mit der angestrebten Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen fir Teil-
bereiche der Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 sind keine direkt erheblichen
nachteiligen Auswirkungen auf die Umweltbelange gem. 8 1 Abs. 6 Nr. 7 und 8 1a
BauGB verbunden. Es sind keine unmittelbaren MalRBnahmen zur Vermeidung,
Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen sowie zur
Uberwachung erforderlich. In Folge der Aufhebung wird das Satzungsgebiet bau-
planungsrechtlich nach § 35 BauGB bewertet.

Die von der Stadt angestrebte Nutzung auf dieser Flache (Trendsporthalle, Spiel-
und Aktionsflachen fur Jugendliche, Kirchweihnutzung) wirde u.a. infolge der Fla-
cheninanspruchnahme, Versiegelung und Verlusts von Grinstrukturen jedoch vo-
raussichtlich erhebliche nachteilige Auswirkungen auf zahlreiche Umweltbelange
nach sich ziehen.

Flora und Fauna im Bereich des Satzungsgebiets haben eine hohe 6kologische
Wertigkeit und missen vor moglichen Eingriffen kartiert werden. Weitere bauliche
Entwicklungen missen mit Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensations-
maflnahmen in einem landschaftspflegerischen Begleitplan dargestellt werden.
Zudem ist die betroffene Griinflache ein wichtiger Teil des Freiraumverbunds und
sollte in der weiteren Entwicklung in seiner Funktion erhalten und gestéarkt werden.
Der im Stiden angrenzende Larmschutzwall und die Grinanlage im Norden (Bio-
top-Nr. N-1231-004 und N-1229-001) sind zu erhalten. Auch wird mit der kiinftigen
Planungsabsicht die Erstellung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prifung
(saP) erforderlich.

Insgesamt sind im weiteren, dem Satzungsverfahren nachgelagerten, Planungs-
prozess konfliktmindernde Mal3nahmen zu berticksichtigen, die positiven Einfluss
auf die Schutzguter haben. Daher sollte eine flachensparende und wassersensible
bzw. klimaangepasste Entwicklung mit griin-blauer Infrastruktur angestrebt wer-
den.
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1.5.1.

1.5.2.

1.5.3.

1.5.4.

BEGRUNDUNG ZUM VORENTWURF DER SATZUNG NR. 74 ,ROTHENBURGER STRASSE*

Der vorliegende 1. Entwurf Umweltbericht stellt die ersten Ergebnisse der Umwelt-
prufung gem. 8§ 2 Abs. 4 BauGB dar und wird im weiteren Verfahren fortgeschrie-
ben.

BETEILIGUNGEN

FRUHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONSTIGEN TRA-
GER OFFENTLICHER BELANGE GEMASS § 4 ABS. 1 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

FRUHZEITIGE OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG GEMASS § 3 ABS. 1
BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

BETEILIGUNG DER.BEHORD_EN UND DER SONTIGEN TRAGER OFFENTLI-
CHER BELANGE (TOB) GEMASS § 4 ABS.2 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

OFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

KOSTEN

Durch die Satzung Nr. 74 zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen
entstehen der Stadt NUrnberg voraussichtlich keine Kosten.

Nurnberg, den 12.03.2024
Stadtplanungsamt

gez.

Dengler

Leiter Stadtplanungsamt
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Umweltprufung in der Bauleitplanung

Satzung Nr. 74 ,,Rothenburger Strafl3e“ zur Aufthebung pla-
nungsrechtlicher Festsetzungen von Teilbereichen der Be-
bauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914

NURNBERG

Entwurf Umweltbericht Stand: 12.03.2024

‘11
Abbildung: Geltungsbereich der Satzung Nr. 74 im Schnittbereich der betroffenen Bebauungspléane Nr. 3894
und Nr. 3914 (Quelle: © Stadt Nurnberg)

1. Ziel der Satzung, Plangrundlagen

Das Satzungsverfahren Nr. 74 wird eingeleitet, um planungsrechtlichen Festsetzungen
von Teilbereichen der Bebauungspléane (BP) Nr. 3894 und Nr. 3914 ersatzlos aufzuheben.
Die von der Aufhebung betroffenen Flachen sind im Flachennutzungsplan mit integriertem
Landschaftsplan (FNP) hauptsachlich als Grunflache mit Zweckbestimmung Sportanlage
und im Norden als Verkehrsflache dargestellt.

Das Satzungsgebiet wird im Norden von der heutigen Rothenburger Stra3e durch-
quert. Im sudlichen Teil liegt eine ca. 2,5 ha groRe Grunflache (z.T. Brachflache), die nach
Siden mit einem bewachsenen Larmwall abschliel3t. Der westliche Teil dieses Walls ist
als Stadtbiotop erfasst. Die Grinflache ist, wie auch im FNP dargestellt, Teil einer Gberge-
ordneten Freiraumverbindung, die sich vom Westpark Uber die Kleingartenanlagen Gais-
mannshof bis zum Tiefen Feld erstreckt.

Der BP Nr. 3894 setzt im Satzungsgebiet neben Stral3enverkehrsflachen auch eine
Grunflache als Parkanlage fest — im Westen mit einer Spielflaiche. Zudem ist im BP die
Grunflache im mittleren Abschnitt als Dauerkleingarten mit einer Stellplatzflache fir PKW
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separat festgesetzt. Im BP Nr. 3914 ist der urspriinglich angedachte Trassenverlauf der
Rothenburger StralRe festgesetzt und hétte entlang des Larmwalls Uber die heute beste-
hende Griinflache verlaufen sollen. Mit der heutigen Trassenfiihrung der Rothenburger
Stral3e und der Neuerrrichtung des Schulkomplexes im Westen sind die aktuellen Festset-
zungen erkennbar obsolet.

Mittelfristiges Planungsziel auf dieser Griunflache ist gemal Entwurfs-Begriindung
zur Aufhebungssatzung Nr. 74 die bauliche Entwicklung einer Trendsporthalle mit 6ffentli-
chen Spiel- und Aktionsflachen und die Errichtung eines Kinder- und Jugendhauses. Im
westlichen Teil wird eine lokale Kirchweihnutzung diskutiert. Nach Aufhebung der Festset-
zungen erfolgt eine planungsrechtliche Beurteilung im Satzungsgebiet nach § 35 BauGB.
Im Rahmen des Aufhebungsverfahrens ist gemafl? 8 2 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 8
BauGB eine Umweltprifung durchzufiihren und ein Umweltbericht zu erstellen.

2. Bestandsanalyse, Bewertung und konfliktmindernde Mal3nhahmen

2.1 Flache, Boden, Wasser

Ausgangsituation

Das Satzungsgebiet ist gréf3tenteils unbebaut und unversiegelt, lediglich die Stral3enver-
kehrsflachen im Umgriff weisen einen hohen Versiegelungsgrad auf. Dementsprechend
werden die natirlichen Bodenfunktionen im Bereich der Grinflachen in hohem Mal3e aus-
gefullt. Dies gilt insbesondere fiir die Speicher- und Filterfunktion, wie auch fir die 6kolo-
gische Bodenfunktion. Dabei finden sich im Satzungsgebiet vorwiegend trockene bis ma-
Big trockene B&den mit vorrangiger Arten- und Biotopschutzfunktion, die gemaf des Arten-
und Biotopschutzprogramms der Stadt Nurnberg (ABSP) auch Bestandteil eines lokal be-
deutsamen Lebensraums sind. Diese Boden besitzen im Vergleich der Boden im Stadtge-
biet NuUrnberg eine hohe Wertigkeit und haben eine elementare Funktion fir eine wasser-
sensible Stadt.

Laut der Kartierung des Geologisches Landesamts Bayern befindet sich das Gebiet
im Bereich des Blasensandsteins als Teil des Sandsteinkeupers mit quartaren Uberde-
ckungen von 2 bis 4 m. Somit ist von guten Infiltrationseigenschaften und einer guten Ver-
sickerungseignung auszugehen. Die Flache ist demnach wichtig fur die lokale Grundwas-
serneubildungsrate bei einem Grundwasserflurabstand von etwa 5 -7 m, bzw. 3—5m im
westlichen Teilbereich.

Im Satzungsgebiet finden sich keine Oberflachengewasser. Es liegt nicht innerhalb
eines vorlaufig gesicherten oder amtlich festgesetzten Uberschwemmungsgebietes. Dar-
Uber hinaus sind in der Altlastendatenbank der Stadt Nurnberg keine Eintréage zu den be-
troffenen Flachen enthalten.

Prognose / Auswirkungen

Die Schutzguter Flache wie auch Boden und Wasser haben eine hohe 6kologische Bedeu-
tung und Wertigkeit im Satzungsgebiet. Durch die Aufhebung der planungsrechtlichen
Festsetzungen sind keine direkt nachteiligen Beeintrachtigungen der Schutzguter Flache,
Boden und Wasser zu erwarten.
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2.2. Pflanzen, Tiere, Biologische Vielfalt, Landschaft

Ausgangssituation

Der Gesamteindruck des Ortsbhildes im Geltungsbereich der Satzung ist bis auf den west-
lichen Schotterbereich naturbelassen. Im Satzungsgebiet befinden sich Ruderalfluren mit
teilweisem Geholzaufwuchs von Hecken bis Vorwaldstadien und eine Bliihwiese. Die kar-
tierten Stadtbiotope N-1231-004 entlang der Sudgrenze mit fast waldartiger Struktur und
N-1229-001 ndérdlich der Rothenburger Stral3e als Grinanlage mit Uppigem Baumbestand
sind von hoher Bedeutung fur den Naturhaushalt. Im Rahmen des Arten- und Biotopschutz-
programms ist der gré3te Teil des Satzungsgebiet als lokal bedeutsames Biotop eingestuft
worden (Nr. 590), die nordliche Grinanlage um die Kleingartenanlage ist ein regional be-
deutsamer Lebensraum (Nr. 5007).

Insgesamt ist der Umgriff ein wertvolles Teilstlick eines Ubergeordneten Biotop- und
Freiraumverbunds (Achse Westpark- Griinbereiche HerbststraRe/Kleingartenanlage - Tie-
fes Feld). Dieser Verbund steht im Zusammenhang mit der im Masterplan Freiraum (2014)
konzipierten Urbanen Parklandschaft ,Griines Westband®, einer Agglomeration verschie-
dener Freirdume, die in einem nutzungsstrukturellen und gestalterischen Kontext stehen.
Hauptaugenmerk besteht auf der Verknipfung des Westparks mit dem geplanten Ziricher
Park und dem geplanten Landschaftspark Tiefes Feld. Zudem ist die Griinfliche Bestand-
teil des Konzepts ,Griine Finger” als tUbergeordnete Griinachse vom Westen Nirnbergs in
die Innenstadt.

Artenschutzrechtlich liegen bisher keine systematischen faunistischen Kartierungen
vor. Das Lebensraumpotential saP-relevanter Arten wie z.B. Zauneidechse, hecken- und
baumhohlenbewohnenden Vogelarten, Fledermausarten sind vorhanden.

Prognose / Auswirkungen
Durch die Aufhebung der Festsetzungen werden die wertgebenden Grin-, Natur- und Ar-
tenschutzstrukturen nicht direkt nachteilig betroffen.

2.3 Menschliche Gesundheit (Erholung, Larm, Stérfallvorsorge)

Ausgangssituation

Erholungsinfrastruktur ist durch den naturbelassenen Charakter des Gebiets nicht vorhan-
den. Die Rothenburger Stral3e als Hauptverkehrsstrafe ist in der Larmkarte des LfU (2022)
aufgenommen und sehr larmbelastet. Der Uber 24 Stunden gemittelte Immissionspegel
liegt im Satzungsgebiet zwischen 60 und 75 dB(A). Wegen dieser hohen Belastung fur die
angrenzenden Wohngebiete liegt zwischen Lehrberger Straf3e und der Kreuzung Zuricher
Stral3e ein Teilabschnitt einer ca. 200m langen Larmschutzwand und ein ca. 500m langer
Larmwall entlang der Satzungsgrenze im Stden. Die Rothenburger Stral3e ist in diesem
Bereich nicht im Larmaktionsplan der Stadt Nirnberg aufgelistet.

Zudem befindet sich das Satzungsgebiet nicht im Einwirkbereich bestehender Be-
triebsbereiche i.S.d. 8 3 Abs. 5a BImSchG. Durch die Planung sind Belange der bauplan-
rechtlichen Stdérfallvorsorge im Sinne der Richtlinie 2012/18/EU (Seveso-llI-Richtlinie) so-
wie die diesbezigliche nationale Gesetzgebung nicht betroffen.
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Prognose/Auswirkungen

Fur das Schutzgut Menschliche Gesundheit hinsichtlich Erholung, Larm, Storfallvorsorge
sind durch die Aufhebung der Festsetzungen keine direkten nachteiligen Auswirkungen zu
erwarten.

2.4 Luft und Klima

Ausgangsituation

Die lufthygienische Belastung (Stickstoffdioxid- und Feinstaubkonzentration) durch den
motorisierten Individualverkehr (MIV) ist in dem betroffenen Abschnitt der Rothenburger
Stral3e hoch. Die ca. 1 km entfernte Lutfmesstation an der Von-der-Tann-Stral3e (Kreuzung
Rothenburger StralRe) wies in Zeitraum 12/2023 bis 02/2024 eine durchschnitlliche
NO,-Konzentration von 25,4 pg/m?® bzw. Feinstaubkonzentration PMio von 14,3 pug/m? auf.
In Spitzenzeiten liegt die Konzentration bzgl. NO; ca. dreimal bzw. fir PM1o ca. zehnmal
so hoch.

Hinsichtlich des Schutzguts Klima (lokal und global) bestehen im Satzungsgebiet nur
geringfligige Vorbelastungen, da es sich gro3tenteils um eine unbebaute Grin- und Frei-
flache handelt. Lediglich die im Umgriff befindliche Stral3enverkehrsflache der Rothenbur-
ger Stral3e ist hochgradig versiegelt und infolge ihrer Nutzung als Treibhausgas-Quelle
einzustufen. Ferner ist im Stadtklimagutachten der Stadt Nurnberg (2014) der Geltungsbe-
reich als Grun- und Freiflache mit einer hohen bioklimatischen Bedeutung ausgewiesen.
Grund dafir ist die Lage innerhalb der Kaltluftleitbahn ,Grossreuth bei Schweinau, Geis-
mannshof und Sundersbuhl®. Aufgrund der inzwischen veranderten Bebauungslage (Neu-
bau des Schulkomplexes westlich der Herbststral3e, Ausbau der Rothenburger Stral3e, ge-
plantes Neubaugebiet Tiefes Feld) muss von einer eingeschrankten Funktion ausgegan-
gen werden.

Auswirkungen/Prognose
Mit der Aufhebung sind zunéchst keine direkt nachteiligen Auswirkungen auf die Schutz-
guter Klima und Luft verbunden.

2.5 Kultur- und Sachgdter

Aussagen zu Kultur- und Sachgutern im Satzungsgebiet liegen aktuell nicht vor. Im weite-
ren Verfahren (friihzeitige Behtrdenbeteiligung) ist eine Stellungnahme der Unteren Denk-
malschutzbehoérde einzuholen. Vorsorglich sollten nach den gesetzlichen Denkmalschutz-
bestimmungen bei kiinftigen Bau- und Erdarbeiten auftretende Funde von Bodendenkma-
lern unverziglich gemeldet werden. Die etwaige Fundstelle muss wahrend der gesetzlich
vorgeschriebenen Frist unverandert belassen werden.

Seite 4 von 12

137



2.6 Umweltauswirkungen und konfliktmindernde Mal3nahmen

Konkrete konfliktmindernde MalRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich nachteiliger Umweltauswirkungen sind nicht erforderlich, da die Aufhebung keine
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umweltbelange gem. 8 1 Abs. 6 Nr. 7 und
§ 1a BauGB nach sich zieht.

2.7 Methodik — geprifte Alternativen — Monitoring

Der vorliegende 1. Entwurf des Umweltberichts beschreibt gem. § 2 Abs. 4 i.v.m.
Anlage 1 BauGB auf Grundlage vorhandener Daten- und Informationsquellen den aktuel-
len Zustand des Untersuchungsgebiets und bewertet die Auswirkungen der Planung auf
die Umweltbelange gem. 8 1 Abs. 6 Nr. 7 und § la BauGB. Da es sich um eine Aufhe-
bungssatzung handelt, wurden keine Planungsalternativen zur Prifung vorgelegt.
Eine Gelandebegehung der Fachstellen im Umweltamt fand am 21.12.2023 statt.
Konfliktmindernde MaRnahmen sowie UberwachungsmaRnahmen von erheblichen Um-
weltauswirkungen sind nicht erforderlich.
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3. Zusammenfassung

Mit der angestrebten Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen fur Teilbereiche
der Bebauungsplane Nr. 3894 und Nr. 3914 sind keine direkt erheblichen nachteiligen Aus-
wirkungen auf die Umweltbelange gem. 8 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB verbunden. Es
sind keine unmittelbaren Mal3hahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
nachteiliger Umweltauswirkungen sowie zur Uberwachung erforderlich. In Folge der Auf-
hebung wird das Satzungsgebiet bauplanungsrechtlich nach § 35 BauGB bewertet.

Die von der Stadt angestrebte Nutzung auf dieser Flache (Trendsporthalle, Spiel- und Ak-
tionsflachen fur Jugendliche, Kirchweihnutzung) wirde u.a. infolge der Flacheninanspruch-
nahme, Versiegelung und Verlusts von Grinstrukturen jedoch voraussichtlich erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf zahlreiche Umweltbelange nach sich ziehen.

Flora und Fauna im Bereich des Satzungsgebiets haben eine hohe 6kologische Wer-
tigkeit und missen vor méglichen Eingriffen kartiert werden. Weitere bauliche Entwicklun-
gen missen mit Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmafinahmen in einem
landschaftspflegerischen Begleitplan dargestellt werden. Zudem ist die betroffene Griunfla-
che ein wichtiger Teil des Freiraumverbunds und sollte in der weiteren Entwicklung in sei-
ner Funktion erhalten und gestarkt werden. Der im Suden angrenzende Larmschutzwall
und die Grinanlage im Norden (Biotop-Nr. N-1231-004 und N-1229-001) sind zu erhalten.
Auch wird mit der kiinftigen Planungsabsicht die Erstellung einer speziellen artenschutz-
rechtlichen Prufung (saP) erforderlich.

Insgesamt sind im weiteren, dem Satzungsverfahren nachgelagerten, Planungsprozess
konfliktmindernde MalRnahmen zu berlcksichtigen, die positiven Einfluss auf die Schutz-
guter haben. Daher sollte eine flachensparende und wassersensible bzw. klimaangepasste
Entwicklung mit gruin-blauer Infrastruktur angestrebt werden.

Der vorliegende 1. Entwurf Umweltbericht stellt die ersten Ergebnisse der Umweltpriifung
gem. 8 2 Abs. 4 BauGB dar und wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben.

Nurnberg, den 12.03.2024
Umweltamt / Umweltplanung
iLA.

gez. Barut (-74463)
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Anhang: Umweltrelevante Ziele aus Fachgesetzen und Fachplanen

Grund und Boden, Flache, Wasser

§ la Baugesetzbuch (BauGB) / Landes-
entwicklungsprogramm (LEP) Bayern 2013
(zuletzt geandert am 01.01.2020):

Mit Grund und Boden soll sparsam und scho-
nend umgegangen werden, d.h. der Flachen-
verbrauch soll verringert und einer Innenver-
dichtung Vorrang gegeben werden. Boden-
versiegelungen sollen auf das notwendige
Malf3 begrenzt werden. Die Notwendigkeit der
Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald
genutzter Flachen soll begriindet werden; da-
bei sollen Ermittlungen zu den Mdglichkeiten
der Innenentwicklung zugrunde gelegt wer-
den, zu denen insbesondere Brachflachen,
Gebéaudeleerstand, Bauliicken und andere
Nachverdichtungsmadglichkeiten zahlen kon-
nen. GemdalR  Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) hat die erneute Inanspruch-
nahme bereits bebauter Flachen sowie die
Bebauung unbebauter Flachen im beplanten
und unbeplanten Innenbereich, soweit sie
nicht fir Grunflachen vorgesehen sind, Vor-
rang vor der Inanspruchnahme von Frei-
flachen im AuRenbereich. GemaR dem
Grundsatz des LEP sollen land- und forstwirt-
schaftlich genutzte Gebiete erhalten werden.
Insbesondere hochwertige Bdden sollen nur
in dem unbedingt notwendigen Umfang fir
andere Nutzungen in Anspruch genommen
werden. Gemall Bundesnaturschutzgesetz
sind historisch gewachsene Kulturlandschaf-
ten vor Verunstaltung, Zersiedelung und
sonstigen Beeintrachtigungen zu bewahren.

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG):

Die Funktionen des Bodens sollen nachhaltig
gesichert, schadliche Bodenveradnderungen
abgewehrt und Vorsorge gegen nachteilige
Einwirkungen auf den Boden getroffen wer-
den. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen
Beeintrachtigungen der natirlichen Funktio-
nen soweit wie moglich vermieden werden.

ABSP der Stadt Nurnberg:

Eine Reihe von Bodenschutzzielen ist hier
formuliert. Insbesondere sollen ©6kologisch
wertvolle Bereiche von Versiegelung frei-
gehalten werden.

Stadtratsbeschluss vom 14.06.2023:

Im Beschluss ,Nirnberg griin und lebenswert
erhalten“ bekennt sich die Stadt dazu, im
Rahmen der Bauleitplane Festsetzungen zur
EindAmmung des Flachenfralles und der
weiteren Bodenversiegelung zu treffen.

140

Stand: Jan. 2024

Sie verfolgt dabei insb. folgende Ziele:

- Reduzierung der Umwandlung von Griinflachen,
landwirtschaftlichen Nutzflachen oder Wald

- Erhalt des Reichswaldes, des Knoblauchslandes,
des Moorenbrunnfeldes und der landwirtschaft-
lichen Flachen im Nirnberger Siiden

- Erhalt gesetzlich geschitzter Biotope, sowie von
Flachen, die im Stadtklimagutachten als fiir den
Klimaschutz relevant (z.B. als Frischluftschneisen
und Kaltluftentstehungsgebiete) erfasst wurden

- Erhalt von innerstadtischen Freiflachen/-raumen

EU-Richtlinie zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens fir Manahmen der Gemeinschaft
im Bereich der Wasserpolitik (Wasser-
rahmenrichtlinie / WRRL):

Vorrangiges Ziel ist das EU-weite Erreichen
eines guten Zustands aller Gewasser (Flusse,
Seen, Ubergangs-/Kustengewasser, Grund-
wasser). Fur die Gewéasser gilt grundsatzlich
ein Verschlechterungsverbot sowie ein Ver-
besserungs- bzw. Zielerreichungsgebot.

8 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG):
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert
oder verrieselt werden, soweit dem weder
wasserrechtliche oder sonstige o6ffentlich-
rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen. Des
Weiteren gibt die Entwésserungssatzung der
Stadt Nurnberg der Versickerung von Nieder-
schlagswassern bzw. deren sonstiger alter-
nativer Ableitung den Vorrang. Mit Einfiihrung
des getrennten Gebuhrenmal3stabs flr
Niederschlagswasser und Abwasser seit
01.01.2000 wird dies auch in der entspre-
chenden Gebuhrensatzung berticksichtigt.

88 77, 78ff. Wasserhaushaltsgesetz (WHG):

(Friihere) Uberschwemmungsgebiete (USG)
i.S.d. § 76 sollen nach § 77 in ihrer Funktion
als Ruckhalteflachen erhalten bzw. soweit wie
moglich wiederhergestellt werden. 88 78 und
78a beinhalten entsprechende planerische
und bauliche Vorschriften, welche darauf ab-
zielen, Retentionsraume mdoglichst von Be-
bauung freizuhalten bzw. im Fall einer Bebau-
ung das vorherrschende Hochwasserschutz-
niveau nicht zu verringern. Generell sind bei
Planungen in einem amtlich festgesetzten
bzw. vorlaufig gesicherten USG (8§ 76 Abs. 3)
oder in einem Risikogebiet aul3erhalb eines
USG die Belange der Hochwasservorsorge
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Anhang: Umweltrelevante Ziele aus Fachgesetzen und Fachplanen

im Rahmen der bauleitplanerischen Ab-
wagung zu berlcksichtigen (Abwagungs-
direktiven in § 78 Abs. 3 und 8, § 78b Abs. 1).

Stadtratsbeschluss vom 27.06.2012:

Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept
(InSEK) ,Nirnberg am Wasser“ beinhaltet
Leitlinien fir kinftige gesamtstadtische
Planungen und Konzepte in Bezug auf die
~,Gemeinschaftsaufgabe“ Wasser.

Beschluss des Umweltausschusses vom
09.10.2013 und des Stadtplanungsausschus-
ses vom 07.11.2013:

Die Stadtverwaltung pruft in jedem Bauleit-
planverfahren, das eine Neubauplanung vor-
sieht (einschlielich Konversionsflachen), die
Méoglichkeiten und die Realisierbarkeit eines
nachhaltigen Umgangs mit und einer orts-
nahen Beseitigung des anfallenden
Niederschlagswassers.

Artenschutz und Biologische Vielfalt

Die Rechtsvorgaben fur den speziellen Arten-
schutz sind in den 8§ 44 u. 45 BNatSchG
geregelt. Aussagen zum Natura 2000-
Konzept der EU finden sich in den 88 31 bis
36 BNatSchG. Die Rechtsgrundlagen zum
speziellen Artenschutz unterliegen nicht der
Abwagung im Rahmen der Bauleitplanung
(siehe auch Kapitel 4).

Natur und Landschaft

Nach § 1 BNatSchG ist die biologische Vielfalt
dauerhaft zu sichern. Die 88 23 bis 29
BNatSchG treffen Aussagen zum Schutz be-
stimmter Flachen und einzelner Bestandteile
der Natur. In 8 20 BNatSchG ist das Ziel fest-
gesetzt, mind. 10% der Landesflache als Netz
verbundener Biotope zu sichern. Der Biotop-
verbund dient u.a. der dauerhaften Sicherung

Stand: Jan. 2024

Gemeinsamer Beschluss des Stadtplanungs-
und des Umweltausschusses v. 16.11.2023:
Die Verwaltung wird beauftragt, Planung und
Ausflihrung aller Vorhaben in der Stadt unter
dem Aspekt der ,wassersensiblen Stadt* zu
betreiben.

Die Bayerische Biodiversitatsstrategie, be-
schlossen vom Bayerischen Ministerrat am 1.
April 2008, nennt u.a. folgenden Handlungs-
schwerpunkt: Beriicksichtigung der Aspekte
des Artenschutzes und des Biotopverbunds
sowie des Ziels der Erhaltung von Gebieten
mit hoher biologischer Vielfalt bei der Trassie-
rung von Verkehrswegen und der Auswei-
sung neuer Siedlungs- und Gewerbeflachen

der Populationen wildlebender Tiere und
Pflanzen einschlieB3lich ihrer Lebensstéatten,
Biotope und Lebensgemeinschaften sowie
der Bewahrung, Wiederherstellung und Ent-
wicklung  funktionsfahiger  6kologischer
Wechselbeziehungen.

Menschliche Gesundheit: Larm, Luft, Grin- und Freiraum, Erholung, Stérfallvorsorge

DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau):
gibt aus Sicht des Schallschutzes im Stadte-
bau erwiinschte Orientierungswerte vor.

16. BImSchV (16. Verordnung zur Durchfuh-
rung d. Bundes-Immissionsschutz-gesetzes —
Verkehrslarmschutzverordnung):

legt Grenzwerte fur den Bau oder die wesent-
liche Anderung von o6ffentlichen StralRen

141

sowie von Schienenwegen der Eisenbah-
nenund StralRenbahnen fest.

8 47d BImSchG (Larmaktionsplan):

Auf Basis der Strategischen Larmkarten hat
die Stadt Nurnberg einen Larmaktionsplan
(LAP) erstellt, der am 27.01.2016 in Kraft ge-
treten ist und im Jahr 2019 fortgeschrieben
wurde. Der LAP soll die Larmprobleme und
Larmauswirkungen regeln und ruhige Gebiete
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Anhang: Umweltrelevante Ziele aus Fachgesetzen und Fachplanen

gegen eine Zunahme des Larms schitzen.
Fur die Haupteisenbahnstrecken wurde im
Jahr 2018, fur die Nebeneisenbahnstrecken
im Jahr 2019 jeweils ein eigenstandiger Larm-
aktionsplan erstellt; fur den Verkehrsflug-
hafen Nirnberg ist dies im Jahr 2020 erfolgt.

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Tech-
nische Anleitung zum Schutz gegen Larm —
TA Larm): dient dem Schutz der Allgemein-
heit und der Nachbarschaft vor sowie der Vor-
sorge gegen schéadliche(n) Umwelteinwirkun-
gen durch Gerdusche. Sie gilt fur Anlagen, die
als (nicht) genehmigungsbeddrftige Anlagen
den Anforderungen des BImSchG (Zweiter
Teil) unterliegen, im bau-/immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren sowie
bei Nachbarschaftsbeschwerden. Sie legt
u.a. gebietsbezogene Immissionsrichtwerte
fur Anlagenlarm fest, die am Immissionsort in
der Summe nicht tUberschritten werden dr-
fen. Die Regelungen der TA Larm bestimmen
die Grenze der Abwagung fur Gewerbe- bzw.
Anlagenlarm, da ein Bebauungsplan keine
Festsetzungen treffen darf, die nicht vollzieh-
bar sind.

18. BImSchV (Achtzehnte Verordnung zur
Durchfihrung d. Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes — Sportanlagenlarmschutzverord-
nung): gilt fur Errichtung, Beschaffenheit und
Betrieb von Sportanlagen, soweit sie zum
Zwecke der Sportausiibung betrieben werden
und einer Genehmigung nach BImSchG nicht
bedirfen. Sie legt gebietsbezogene Immissi-
onsrichtwerte fir Sportlarm fest, die am Im-
missionsort in der Summe nicht Uberschritten
werden dirfen. Die Regelungen der Sport-
anlagenlarmschutzverordnung  bestimmen
die Grenze der Abwéagung fur Sportlarm, da
ein Bebauungsplan keine Festsetzungen tref-
fen darf, die nicht vollziehbar sind. In Bayern
soll die 18. BImSchV auch fur Freizeitlarm
(ausgenommen traditionelle Volksfeste und
Kirchweihen) Anwendung finden.

Freizeitlarmrichtlinie LAl (L&nderausschuss
fur Immissionsschutz, Stand Mérz 2015):
dient als Erkenntnisquelle und gibt Hinweise
zur Beurteilung von Freizeitanlagen bzw.
Grundsticken, die nicht nur gelegentlich fir
Freizeitgestaltung bereitgestellt werden, be-
zuglich der Unvermeidbarkeit und Zumutbar-
keit von Freizeitlarm. Die Freizeitlarmricht-
linie soll in Bayern nur fur traditionelle Volks-
feste und Kirchweihen Anwendung finden.

142

Stand: Jan. 2024

Gesetz Uber Anforderungen an den L&arm-
schutz bei Kinder- und Jugendspieleinrichtun-
gen — KJG): regelt in Bayern die Zulassigkeit
von Immissionen durch Gerédusche von Kin-
der- und Jugendspieleinrichtungen in der
Nachbarschaft von Wohnbebauung. Es legt
u.a. fest, dass die natirlichen Lebensaul3e-
rungen von Kindern, die Ausdruck nattirlichen
Spielens oder anderer kindlicher Verhaltens-
weisen sind, im Wohnumfeld als sozial-
adaquat hinzunehmen sind. Das KJG lockert
fur Jugendspieleinrichtungen einige Regelun-
gen der Sportanlagenlarmschutzverordnung.

§ 47 BImSchG (Luftreinhalteplan):

Die 2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans
fur das Stadtgebiet Niurnberg wurde am
15.09.2017 von der Reg. von Mfr. in Kraft ge-
setzt; darin enthalten ist u.a. eine MaRRnah-
men-Ubersicht des bestehenden Luftrein-
halte-/Aktionsplans (2004) sowie dessen 1.
Fortschreibung (2010) und deren jeweiliger
Umsetzungsstand, sowie weitere (geplante)
relevante Malinahmen zur Luftreinhaltung.

Bezuglich der Luftbelastung gelten die Grenz-
werte der 39. BImSchV; sie betreffen tber-
wiegend das Schutzgut ,Menschliche Ge-
sundheit®, einzelne Grenzwerte zielen auch
auf den Schutz der Vegetation.

Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum
Bundes-Immissionsschutzgesetz ~ (Techni-
sche Anleitung zur Reinhaltung der Luft):
dient dem Schutz der Allgemeinheit und der
Nachbarschaft vor sowie der Vorsorge gegen
schadliche(n) Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen. Sie ist bei der Priifung
der Antrage auf Genehmigung zur Errichtung
und zum Betrieb einer immissionsschutz-
rechtlich genehmigungsbedirftigen Anlage
oder zur Anderung einer solchen Anlage zu
beachten. Sie konkretisiert die im BImSchG
begriindeten Schutz- und Vorsorgeanforde-
rungen gemafl dem Stand der Technik und
legt fur die genehmigungsbedurftigen Anla-
gen aller Industriebranchen betriebliche An-
forderungen und Emissionsbegrenzungen fur
die jeweils relevanten Luftschadstoffe fest.
Diese konnen in bestimmten Féllen auch fir
immissionsschutzrechtlich nicht genehmi-
gungsbedurftige Anlagen als Erkenntnis-
guelle herangezogen werden. Immissionsan-
forderungen der TA Luft bestehen zum
Schutz der menschlichen Gesundheit, zum
Schutz vor erheblichen Belastigungen oder
erheblichen Nachteilen und zum Schutz von
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Okosystemen und der Vegetation. hierzu diir-
fen bestimmte Immissionswerte nicht Uber-
schritten werden. Diese Immissionsanforde-
rungen sollen auch fir die Beurteilung von
schéadlichen Umwelteinwirkungen durch im-
missionsschutzrechtlich nicht genehmigungs-
bedirftige Anlagen herangezogen werden.

Beschluss des Stadtplanungsausschusses
vom 09.07.2009: Es wurden Richtwerte fur
die Ausstattung mit 6éffentlichen Grinflachen
in Bebauungsplanen und stadtebaulichen
Vertragen festgelegt: offentliche Grunflache
pro Einwohner im Geschosswohnungsbau:
20 m?, offentliche Grunflache pro Einwohner
im Einfamilienhausgebiet 10 m?; davon je-
weils Spielflache pro Einwohner: 3,4 m2.

Beschluss des Umweltausschusses vom
12.03.2014 und des Stadtplanungsausschus-
ses vom 27.03.2014:

Das gesamtstadtische Freiraumkonzept
(GFK) und das Leitbild ,Kompaktes Griines
Nurnberg 2030 bilden die Grundlage der
Grin- und Freiraumplanungen der Stadt
Nurnberg.

Baulandbeschluss (2017ff.):

Der Baulandbeschluss wurde am 24.05.2017
durch den Stadtrat beschlossen und trat am
14.06.2017 in Kraft; er ist fur die Verwaltung
bindend. Der Baulandbeschluss trifft fir die
Bauleitplanung von Wohnbau- und Gewerbe-
flachen einheitliche Regelungen in Bezug auf
stadtebauliche und umweltplanerische Stan-
dards und Qualitédten sowie zu Folgekosten-
regelungen.

Klima und Energie

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG)

Das Bundes-Klimaschutzgesetz ist am
18.12.2019 in Kraft getreten. Es soll die Erful-
lung der nationalen Klimaschutzziele und der
europaischen Zielvorgaben gewahrleisten.
Grundlage dafir ist die Verpflichtung nach
dem Ubereinkommen von Paris aufgrund der
Klimarahmenkonvention der Vereinten Natio-
nen. Danach ist der Anstieg der globalen
Durchschnittstemperatur auf deutlich unter
2°C und mdoglichst auf 1,5°C gegentber dem
vorindustriellen Niveau zu begrenzen. Mit

143

Stand: Jan. 2024

Beschluss des Umweltausschusses vom
09.10.2019 sowie des Stadtplanungsaus-
schusses vom 17.10.2019:

Die Verwaltung wird beauftragt, die finanziel-
len Auswirkungen von Dach- oder Fassaden-
begrinungsmaflnahmen bei allen anstehen-
den stadtischen Neubauprojekten und im
Bestand zu prifen und nach Madoglichkeit
entsprechende MaBnahmen umzusetzen.

Stadtratsbeschluss vom 04.03.2020:

Das Konzept der ,Griinen Finger” dient als
Planungsgrundlage und Orientierungshilfe fur
alle  raumlichen  Entwicklungsplanungen
sowie fur stadtstrategische Grundsatzent-
scheidungen. Die Entwicklung von Grinfla-
chen auf vormals baulich genutzten Flachen
bleibt jeweils eigenen Beschlussfassungen
vorbehalten. Bei der konkreten Umsetzung
sind bestehende funktionale Zusammen-
hange der vorhandenen Gebiete einzelfall-
spezifisch zu prifen und zu berticksichtigen.

§ 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB (Anfalligkeit flr
schwere Unféallen oder Katastrophen):

Die BauGB-Novellierung vom 13.05.2017
fuhrt durch Aufnahme der Storfallvorsorge i.S.
des immissionsschutzrechtlichen Trennungs-
grundsatzes gem. § 50 Satz 1 BImSchG in
den Katalog der zu beriicksichtigenden Um-
weltbelange sowie durch das Einfligen hierftr
differenzierterer Festsetzungsmdoglichkeiten
in 8 9 BauGB zu einer erhéhten Gewichtung
dieses Belangs in der Bauleitplanung. Des
Weiteren besteht nunmehr die Pflicht zur Be-
rucksichtigung der Auswirkungen, die auf-
grund der Anfélligkeit der nach dem Bebau-
ungsplan zulassigen Vorhaben fur schwere
Unfélle oder Katastrophen (au3erhalb des
Storfallrechts) zu erwarten sind, auf die Be-
lange nach den Buchstaben a bis d und i.

dem KSG wurden erstmals Klimaschutz- und
Sektorziele gesetzlich verankert.

Bayerisches Klimaschutzgesetz (BayKlimaG)
Das Bayerische Klimaschutzgesetz ist am
01.01.2021 in Kraft getreten. Der Bayerische
Landtag legt damit Klimaschutzziele fest, die
einen Beitrag zu dem in Paris vereinbarten
globalen 1,5 Grad-Ziel leisten sollen. Beglei-
tend dazu wurde ein Klimaschutzprogramm
mit konkreten Maflinahmen beschlossen.
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8 1 Abs. 5 und 6 BauGB:

Der globale Klimaschutz, der Einsatz und die
Nutzung erneuerbarer Energien sowie die
sparsame und effiziente Nutzung von Energie
gehdren zu einer gemeindlichen Aufgabe im
Rahmen der Bauleitplanung. Am 30.06.2011
wurde die Novellierung des BauGB durch das
.Gesetz zur Férderung des Klimaschutzes bei
der Entwicklung in den Stadten und Gemein-
den“ beschlossen. Die Belange des Klima-
schutzes und der Anpassung an den Klima-
wandel sind dadurch erweitert worden. Bau-
leitplane sollen dazu beitragen, den Klima-
schutz und die Klimaanpassung, insb. auch in
der Stadtentwicklung, zu férdern und zur Er-
fullung der Klimaschutzziele des KSG die
Warme- und Energieversorgung von Gebau-
den treibhausgasneutral zu gestalten.

§ 1a Abs. 5 BauGB:

Es soll den Erfordernissen des Klimaschutzes
sowohl durch Mafinhahmen, die dem Klima-
wandel entgegenwirken, als auch durch sol-
che, die der Anpassung an den Klimawandel
dienen, Rechnung getragen werden.

Gebaudeenergiegesetz (GEG):

Das Gesetz zur Einsparung von Energie und
zur Nutzung erneuerbarer Energien zur War-
me- und Kéalteerzeugung in Gebauden ist am
01.11.2020 in Kraft getreten und fuhrt das
Energieeinspargesetz, die Energieeinspar-
verordnung und das Erneuerbare-Energien-
Warme-Gesetz zu einer gesetzlichen Grund-
lage zusammen. Seit dem 01.01.2024 gelten
dabei neue Vorgaben. In Neubauten inner-
halb von Neubaugebieten dirfen demnach
nur noch Heizungen installiert werden, die auf
65 Prozent erneuerbaren Energien basieren.

Warmeplanungsgesetz (WPG):

Gleichzeitig mit der Novellierung des GEG ist
am 01.01.2024 auch das WPG in Kraft getre-
ten. Die demnach zu erarbeitenden kommu-
nalen Warmeplane sollen als Grundlage bzw.
Orientierung bzgl. der Wahl der Warmever-
sorgung dienen. Nurnberg als Gemeinde mit
> 100.000 Einwohner ist verpflichtet, bis spa-
testens 30.06.2026 eine kommunale Wéarme-
planung zu erstellen. Ziel des WPG und des
GEG ist es, bis zum Jahr 2045 in Deutschland
Klimaneutralitat zu erreichen.

144

Stand: Jan. 2024

Umweltausschussbeschluss v. 23.01.2013:
In Bebauungsplanverfahren oder anderen
stédtebaulichen Vorhaben sind grundsétzlich
Energiekonzepte zu erstellen mit dem Ziel,
eine COz-neutrale Energieversorgung fur den
Neubau zu erreichen.

Gemeinsamer Beschluss des Stadtplanungs-
und Umweltausschusses vom 26.06.2014:
Das Stadtklimagutachten stellt eine Grund-
lage fur alle weiteren Planungen der Stadt
Nurnberg dar und ist bei anstehenden Pla-
nungsvorhaben zu bericksichtigen. Mit dem
Stadtklimagutachten liegt eine aktuelle
Datengrundlage und Analyse der klimadkolo-
gischen Funktionen fur das Nurnberger Stadt-
klima vor. Wichtige Ergebnisse und Empfeh-
lungen flr die weitere stadtebauliche Entwick-
lung werden in einer Klimafunktions- und
einer Planungshinweiskarte dargestellt.

Stadtratsbeschluss vom 23.07.2014:

Der malnahmenbezogene Klimafahrplan
2010-2050 umfasst die Bereiche Klimaschutz
und Anpassung an den Klimawandel. Zur An-
passung an den Klimawandel werden die vor-
geschlagenen MaRnahmen sukzessive er-
ganzt und aktualisiert. Im Kontext mit den
Zielvorgaben des Masterplans Freiraum und
des gesamtstadtischen Stadtklimagutachtens
werden Umsetzungsstrategien entwickelt.

Stadtratsbeschluss vom 24.07.2019:

Die Verwaltung wird u.a. beauftragt, im
Rahmen ihrer Moéglichkeiten den Ausbau der
Fernwarme in NUrnberg aktiv zu unterstiitzen
(Punkt i), sowie alle Mdglichkeiten fir CO2-
neutrale Warmeversorgungen bei Neubauten
und Neubaugebieten auszuschodpfen und
beim Verkauf von Grundsticken der Stadt
Nirnberg im Vorfeld Studien hinsichtlich mog-
licher CO2-Neutralitat erstellen zu lassen und
dem Stadtrat zur Entscheidung vorzulegen
(Punkt j).

Beschluss des Stadtplanungsausschusses
vom 22.07.2021: Der sog. ,Klima-Baukasten®
fur die Nurnberger Bauleitplanung soll zur An-
wendung kommen; konkrete Zielsetzungen
fur Klimaschutz und Klimaanpassung sollen
als verbindliche Vorgabe einzelfallbezogen zu
Beginn eines Bauleitplanverfahrens be-
schlossen werden (,Eckdatenbeschluss®).
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Stand: Jan. 2024

Stadtratsbeschluss vom 18.05.2022:

Als Treibhausgasminderungsziel bis zum
Jahr 2030 wird ein Wert von - 65% festgelegt
(Basisjahr: 1990); die Klimaneutralitat der
Gesamtstadt soll bis spatestens zum Jahr
2040 erreicht werden (Punkt b).

Umweltausschussbeschluss v. 27.07.2022:
Infolge der zunehmenden Hitzebelastungen
hat die Stadt Nirnberg einen Hitzeaktions-
plan erarbeitet und dessen Umsetzung be-
schlossen. Mit konkreten MalRnahmen sollen
insb. die gesundheitlichen Folgen extremer
Hitzesituationen abgemildert werden.
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Beschlussvorlage

Stpl/009/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Beschluss
Betreff:

Bebauungsplan Nr. 4687 "Wettersteinpassage"

far ein Gebiet zwischen Otto-Barnreuther-Stralle, Watzmannstrall3e, Wettersteinstralle und
Hochgernstralle

Einleitung

Einstellung Satzung Nr. 55

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Ubersichtsplan

Sachverhalt (kurz):

Die ,Wettersteinpassage® ist im Einzelhandelskonzept als C-Zentrum definiert. Sie versorgt die
Nachbarschaften ,U“ und ,P“ in Langwasser. Zur Sicherung dieses Versorgungsbereichs sowie
der Wohnnutzung in der Hochhausscheibe soll die Art der Nutzung neu festgesetzt werden.
Ebenso soll ein trading-down-Effekt durch weitere Vergnigungsstatten vermieden werden. In
Abstimmung mit den Eigentimerinnenn und Eigentimern soll die Moglichkeit der Aufwertung
der Aufenthaltsqualitat sowie eine Folgenutzung der gro3zligigen Stellplatzanlagen erortert
werden.

Der Bebauungsplan ist erforderlich um die Sicherung und Weiterentwicklung dieses zentralen
Versorgungsbereichs rechtlich zu erméglichen.

Das Gebiet befindet sich innerhalb des Sanierungsgebiets Langwasser.

Die Aufhebungssatzung Nr. 55 wurde nicht mehr weiterverfolgt und kann daher eingestellt
werden.

Die Unterlagen zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) werden zu einem spateren Zeitpunkt zum Beschluss vorgelegt.
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1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

[] Ja

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[[] RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t die Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan
Nr. 4687 "Wettersteinpassage" auf Grundlage des Plans vom Stadtplanungsamt vom
12.03.2024 fir ein Gebiet zwischen Otto-Barnreuther-Strafe, Watzmannstralle,
Wettersteinstrale und Hochgernstral3e.

2. Der Stadtplanungsausschuss beschliel3t die Einstellung des Verfahrens zur Satzung Nr. 55
zur Aufhebung eines Teilbereichs des Bebauungsplans Nr. 3713 zwischen Otto-
Barenreuther Stral’e, Watzmannstral3e, Wettersteinstralde und Hochgernstralle.

Dies ist ortsuiblich bekannt zu machen.
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O 10

Beilage
Betreff:

Bebauungsplan Nr. 4687 "Wettersteinpassage" fir ein Gebiet zwischen Otto-Barnreuther-
StralRe, WatzmannstralRe, Wettersteinstralle und Hochgernstralle

Einleitung

Einstellung Satzung Nr. 55

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Die Wettersteinpassage befindet sich in der ,Nachbarschaft U“ in Langwasser-Nordwest. Der Be-
bauungsplan Nr. 3713 von 1966 setzt flr das Gebiet ein Kerngebiet (MK) sowie zwei Gemeinbe-
darfsflachen sowie ausgedehnte Parkplatzflachen fest. Das Mal? der Nutzung ist typisch fir Be-
bauungsplane auf Grundlage &lterer Bauordnungen auf die Anzahl der Vollgeschosse (VG) be-
schrankt. Fir das Gebaude WettersteinstraRe 51 und 53 werden 18 VG festgesetzt; ansonsten
zwei VG. Planungsziel war fur dieses Areal die Schaffung eines Nachbarschaftszentrums zur
Versorgung der Bevolkerung mit L&aden und Dienstleister im neu entstehenden Gebiet. Das Hoch-
haus bildet den architektonischen Mittelpunkt. Verkehrlich ist das Zentrum Uber das Straf3ennetz,
die U-Bahn (Haltestelle Langwasser-Nord) und Uiber das FuBwegenetz mit den Griinanlagen ver-
bunden. Die Otto-Barnreuther-StralRe bildet eine stéadtebauliche Zasur. Im Bereich der U-Bahn-
Haltestelle ist die Straf3e fur FuRgangerinnen und FuR3ganger Gberquerbar und verbindet die Wet-
tersteinpassage mit dem benachbarten E-Zentrum Euckenweg am Brunnenhof.

Im Einzelhandelskonzept ist die Wettersteinpassage (im Konzept ,Watzmannpassage*) als zent-
raler Versorgungsbereich in der Hierarchie als C-Zentrum mit Versorgungsfunktion fir den Stadt-
teil und die umliegende Nachbarschaft bestimmt. ,Zentrale Versorgungsbereiche sind raumlich
abgrenzbare Bereiche einer Gemeinde, denen auf Grund vorhandener Einzelhandelsnutzungen
eine Versorgungsfunktion tber den unmittelbaren Nahbereich hinaus zukommt® (BVerwG 4 C
7.07, Urteil vom 11.10.2007). Zentrale Versorgungsbereiche sind durch das BauGB rechtlich ge-
schitzt. Es besteht auch eine Versorgungsfunktion fur die ,Nachbarschaft P in Langwasser-
Nordost. Besondere Funktion kommen den Lebensmittelmérkten, den Dienstleistern sowie der
Gesundheitsinfrastruktur mit Arztpraxen und Apotheke zu. In Langwasser besteht als B-Zentrum
noch das Franken-Center und das Langwasser-Center (u.a. Kaufland) als gemeinsames B-Zent-
rum. Es gibt weitere Einzelhandelsstandorte (z.B. Thomas-Mann-Stral3e, Imbuschstral3e,
Beuthener Stral3e), die aber keine Zentrenfunktion aufweisen.

Langwasser-Nordwest und Langwasser-Nordost weisen einen hohen Seniorenquotienten auf.
Daher ist kurz- bis mittelfristig insb. die ful3laufige Sicherung von nahversorgungsrelevanten Ein-
zelhandelsstandorten sicherzustellen, die zudem mdglichst barrierefrei erreichbar und gestaltet
sein sollten. Als Folge der demografischen Entwicklung ist mittel- bis langfristig von einem Gene-
rationenwechsel im Stadtteil auszugehen. Die zielgruppenspezifischen Belange werden sich
dementsprechend veréndern, insbesondere im Hinblick auf Familien. Mit geeigneten Maf3nah-
men kann das Potenzial fir familiengerechte Wohnstandorte gehoben werden. Hierzu ist aller-
dings den negativen Effekten wie trading-down von Zentralen Versorgungsbereichen und die An-
siedlung von Vergnigungsstéatten wie Spielhallen und Wettblros entgegenzuwirken.

In der Wettersteinpassage besteht teilweise bereits Leerstand. An der Wettersteinstralie befindet
sich bereits eine Spielhalle (Vergniigungsstatte). Weitere Vergnigungsstatten kénnen zu einem
trading-down des Gebietes beitragen.

An der Hochgern- und Watzmannstral3e befinden sich ausgedehnte Parkplatze, die trotz ihrer
GroRRe untergenutzt sind. Am Parkplatz an der HochgernstralRe finden sich in der Regel samstags
Imbisswagen ein. Die Parkplatze sind teilweise mit Hecken und Baumen begriint. Offentliche
Freiflachen gibt es nicht. Die Wettersteinpassage weist in ihrem zentralen Bereich nur Durch-
gangs- aber keine Aufenthaltsfunktion auf (keine Sitzmdoglichkeiten, Gestaltung abweisend).

1
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Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK) Nirnberg Sudost

Unter Beteiligung maRgeblicher Akteure aus dem Stadtteil sowie sachlicher und fachlicher Be-
gleitung durch die Stadtverwaltung wurde im Jahr 2015 das ,Integrierte Stadtteilentwicklungskon-
zept (INSEK) Nurnberg Sudost“ vom Stadtrat beschlossen. Der Gebietsumgriff des INSEKs um-
fasst neben den Wohngebieten Neuselsbrunn und der Rangierbahnhofsiedlung, das Gewerbe-
gebiet Beuthener Stral3e, das Areal der Brunecker Stral3e, den Volkspark Dutzendteich mit dem
ehemaligen Reichsparteitagsgelande und dem Messeareal auch den Stadtteil Langwasser. Es
liefert umfangreiche Analysen, Planungs- und Handlungsansatze zur Wohn-, Gewerbe- und Frei-
raumentwicklung, Mobilitat, Kultur, Bildung sowie offentlicher und privater Infrastrukturversorgung
und deren Vernetzung. Verschiedene Teilraume wurden in Steckbriefform analysiert, um schliel3-
lich umfangreiche gebiets- und fachbezogene Handlungsempfehlungen fiir das weitere Vorgehen
zu definieren.

Die Wettersteinpassage liegt im Stadtteil Langwasser, im Quadranten Nordwest, in der
,Nachbarschaft U“. Hier sind wesentliche Ziele des INSEKs ausschlaggebend:

e Nutzungsanreicherung und Aufwertung/Gestaltung des o6ffentlichen Raums der
Wettersteinpassage,

o Nachbarschaftszentrum  starken, insbesondere  Nahversorgungszentrum  und
wohnungsnahe Dienstleistungen,

¢ Anbindung FuRR- und Radwegeverkehr der Passage an den o6ffentlichen Grinzug im
Westen und die U-Bahn Haltstelle ,Langwasser Nord“ im Osten.

Planungsrecht
Fur das Gebiet gelten die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3713, der

seit dem 28.09.1966 rechtsverbindlich ist.

WININIZNIO V]

5-Jeyina.uIeg-ol0

Am 30.10.2008 wurde die Einleitung des Verfahrens zur Aufhebung der planungsrechtlichen
Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3712 fir den Bereich zwischen Otto-Barnreuther-Strale,
Watzmannstral3e, Wettersteinstral3e und Hochgernstralde beschlossen (Satzung Nr. 55). Ziel der

2
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Aufhebung war bereits da der Tatbestand, dass die vorhandenen Nutzungen nicht den Festset-
zungen des Bebauungsplans Nr. 3713 entsprachen und dieser daher aufgehoben werden sollte.

Mit einer Aufhebung kdnnen die aktuellen planungsrechtlichen Ziele fiir dieses Gebiet nicht gesi-
chert werden. Es soll deshalb fur den selben Geltungsbereich der Bebauungsplan Nr. 4687 ein-
geleitet werden. Das Verfahren zur Satzung Nr. 55 kann eingestellt werden.

Vergniigungsstattenkonzept

Die Auswirkungen werden auf S.156 des Konzeptes bereits in der bestehenden Situation mit nur
einer Spielhalle als negativ flr den zentralen Versorgungsbereich und mit Verdrangungseffekten
fur Einzelhandel und Dienstleistungen bewertet. Gemal des Vergnilgungsstittenkonzepts,
S.229, Karte 94, bildet die Wettersteinpassage einen Bereich mit potenziellem Handlungsbedarf
(Vergniigungsstattenkonzept liegt in Sitzung aus).

Sanierungsgebiet Langwasser (Sanierungsrecht)

Das Gebiet liegt im formlich festgelegten Sanierungsgebiet ,Langwasser” im Bund-Lander-Stad-
tebauférderungsprogramm ,Wachstum und nachhaltige Erneuerung®. In der Sanierungssatzung
ist gemal § 142 Abs. 4 BauGB die Anwendung der 88 144 Abs. 2 und 152 — 156a BauGB aus-
geschlossen (vereinfachtes Verfahren). Vorhaben im Sanierungsgebiet bedirfen nach § 144 Abs.
1 Nr. 1 BauGB einer sanierungsrechtlichen Genehmigung. Eine sanierungsrechtliche Genehmi-
gung darf gem. 8§ 145 Abs. 2 BauGB nur versagt werden, wenn Grund zur Annahme besteht,
dass das Vorhaben die Durchfihrung der Sanierung unmdéglich machen oder wesentlich er-
schweren oder den Zielen und Zwecken der Sanierung zuwiderlaufen wirde.

Im September 2016 wurden die im Rahmen des vorgeschalteten INSEKs definierten Sanierungs-
ziele fir den Nirnberger Stidosten im Stadtplanungsausschuss beschlossen und im Rahmen der
formlichen Festlegung des Sanierungsgebietes im Marz 2019 sowie im Zuge der Machbarkeits-
studie ,Potenzialanalyse: Mehrwerte flir Langwasser® vom Oktober 2022 weiter konkretisiert. Be-
sonderes Augenmerk wird dabei auf eine nachhaltige Weiterentwicklung der Quartiere/Nachbar-
schaften in Langwasser gelegt. Unter Berlicksichtigung 6kologischer und klimatischer Aspekte
soll sichergestellt werden, dass jede Entwicklung auch einen unmittelbaren wirksamen Mehrwert
fir das Bestandsquartier mit sich bringt.

Schwerpunkt fir das Gebiet an der Wettersteinpassage ist die Schaffung von Nutzungsmischung
durch Aufwertung und eventuell Umstrukturierung. Dabei steht die Weiterentwicklung als wichti-
ges Quartierszentrum im Vordergrund: neue gewerbliche Angebote sollen angereichert und der
Freiraum der Passage als Quartierstreffpunkt mit Aufenthaltsqualitaten aufgewertet werden. Die
Weiterfihrung der Passage zum Griinzug ist ein wichtiger Knotenpunkt, der gestarkt werden kann
und sich ggf. als Mobilitdtsstation anbietet. Alternativ kdnnen weitere Mobilitatsstationen bei der
U-Bahn Haltestelle ,Langwasser Nord“ ausgebaut werden. Unter anderem ist eine Reduzierung
der nachzuweisenden Kfz-Stellplatze nach Satzung zu tUberpriifen und Fahrradstellplatze in voller
Hohe herzustellen. Die eingeschossigen Flachbauten und die relativ gro3en Parkplatze stellen
ein groRes Potenzial flr Aufstockung und/oder Neubau dar. Ziel ist es aktive Erdgeschosszonen
durch Einzelhandels- und Dienstleistungseinheiten, kulturelle Nutzungen oder soziale Einrichtun-
gen (Treffpunkt fur Jugendliche/Kita) zu schaffen und so zu einer Nutzungsmischung beizutragen.
Die Eingange der Passage sind als wichtige Punkte der Nachbarschaft besonders zu starken.
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Auszug Potenz:alanalyse Mehrwen‘e fur Langwasser

Aktuell werden die Sanierungsziele fir Stadterneuerungsgebiet Langwasser fortgeschrieben; Ziel
ist es, diese in das oben genannte Verfahren Nr. 4687 einflieRen zu lassen.

Planungskonzept
Fur das Gebiet soll der Bebauungsplan Nr. 4687 eingeleitet werden, um die planungsrechtliche
Absicherung des zentralen Versorgungsbereichs und der Wohnfunktion zu gewahrleisten.

Ziele

- Sicherung des zentralen Versorgungsbereichs mit seiner Versorgungsfunktion fir Langwasser-
Nord-West und Langwasser-Nord-Ost,

- Sicherung der Wohnfunktion in der Hochhausscheibe,

- Vermeidung von trading-down (Qualitatsverlust der Angebots- und Nutzungsvielfalt von Einzel-
handel, Dienstleistungen und Handwerksbetrieben durch die Konkurrenz insb. von geringinves-
tiven Betrieben mit hoher Ertragsstarke),

- Vermeidung der Etablierung von Fehlnutzungen mit negativen Auswirkungen insbesondere auf
Kinder und Jugendliche,

- Vermeidung von Imageverlusten durch Vergnigungsstéatten mit erotischen Inhalt oder prostitui-
ver Nutzung,

- ldentifizierung von Frei- und Grinflachenpotentialen

- Aufwertung des offentlichen Freiraums als nicht kommerziellen Quartierstreffpunkt,

- FuB- und Radverkehr qualifizieren und damit die Anbindung der Passage an umliegende
Nutzungen stérken,

- Eingéange der Passage in Richtung der U-Bahnhaltestelle ,Langwasser Nord“ und zur
Wettersteinstral3e als besondere Punkte in der Nachbarschaft starken,

- Klimaanpassung

- gof. punktuelle Nachnutzung der grofR3en Stellplatzanlagen und eingeschossigen Flachbauten in
Abstimmung mit den jeweiligen Eigentimerinnen und Eigentiimern.
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Stadtebau

Konzeptionell soll das C-Zentrum als zentraler Versorgungsbereich erhalten und gestarkt werden.
Im bisher festgesetzten Kerngebiet sind Wohnnutzungen nur ausnahmsweise zulassig, dagegen
Vergniugungsstatten allgemein zuldssig. Zur planungsrechtlichen Sicherung der neuen Ziele soll
die Art der Nutzung geandert und fur die Hochhausscheibe vertikal gegliedert werden (d.h. untere
Geschosse fur Handel und Dienstleistungen, obere Stockwerke flr Wohnen bzw. falls erforderlich
Mischnutzung). Hierbei sollen Vergniigungsstatten ausgeschlossen werden.

Nutzungen
Die bestehenden Nutzungen sollen erhalten werden, um die Attraktivitdt und Lebendigkeit des

zentralen Versorgungsbereichs zu gewahrleisten. Auf den ausgedehnten Stellplatzanlagen kann
in Abstimmung mit den Eigentimerinnen und Eigentimern eine Nachnutzung bzw. punktuelle
Nachverdichtung erfolgen (u.a. Freiflachen, Spielplatze, Wohngebaude).

Mobilitdtsbaukasten

Der Verkehrsausschuss der Stadt Nirnberg hat am 13.12.2018 den Beschluss gefasst, dass bei
der Entwicklung neuer Bauvorhaben das vorgelegte Mobilitatskonzept auch unter Abweichung
von der Stellplatzsatzung zur Anwendung kommen soll. Bei der vorliegenden Planung sollen fol-
gende MalRBnahmen Berucksichtigung finden:

- FulRverkehrsmafl3nahmen
FuRlaufig ist das Gebiet bereits gut zuganglich, insb. der zentrale Bereich ist autofrei; ggf. ist
die Barrierefreiheit zu erhdhen.

- RadverkehrsmalRnahmen und intermodale Verknipfung
Abstellmdglichkeiten fir Fahrréader sind nicht ausreichend vorhanden. Eine weitere Moglichkeit
besteht auRerhalb des Gebietes an der U-Bahn-Station.

Mdglichkeiten fur Car-Sharing und E-Lade-Infrastruktur sollen mit den Eigentiimerinnen und Ei-
gentimern untersucht werden.

Eine sehr gute OPNV-Anbindung ist bereits gegeben, die U-Bahn-Station Langwasser-Nord ist
fuBBlaufig zu erreichen und mit einer Rampe ist fir ausreichend Barrierefreiheit gesorgt, um die
Station wie auch die Nachbarschaft U auf der 6stlichen Seite der Otto-Barnreuther-Stralle zu
erreichen.

- Motorisierter Individualverkehr
Die Stellplatzanlagen sind sehr grof3ziigig gestaltet und sind daher untergenutzt.

Weitere Malinahmen und deren Umsetzung werden im weiteren Verfahren untersucht.

Klimabaukasten

Der am 22.07.2021 im Stadtplanungsausschuss beschlossene ,Klima-Baukasten fir die Niurn-
berger Bauleitplanung® blindelt das Spektrum an Mdglichkeiten, mit dem den Anforderungen an
Klimaschutz und Klimaanpassung in der Bebauungsplanung Rechnung getragen werden kann.

Verfahren

Mit den Planungszielen sollen auch MalRnahmen der Nachverdichtung verfolgt werden, so dass
die Durchfiihrung des Bebauungsplanverfahrens im beschleunigten Verfahren nach § 13a Bau-
gesetzbuch (BauGB) erfolgen kann. Im weiteren wird gepriift, ob die Voraussetzungen hierfir
gegeben sind.
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Fazit: Sicherung des Zentralen Versorgungsbereichs und qualitative Aufwertungen

Mit dem Bebauungsplan kann der zentrale Versorgungsbereich planerisch gesichert werden.
Mafnahmen zur Aufwertung der Freirdume und der Aufenthaltsqualitat werden im weiteren Pro-
zess untersucht. Das Verfahren zur Satzung Nr. 55 soll eingestellt werden. Im Hinblick auf den
mittel- bis langfristig anstehenden Generationenwechsel im Stadtteil soll den sich verandernden
Zielgruppenspezifischen Belangen insbesondere im Hinblick auf Familien entsprochen werden.

Kosten
Die Stadt NlUrnberg tragt die Kosten des Verfahrens.

Zeitliche Umsetzung
Nach Einleitung des Bebauungsplans ist dies ortstiblich bekannt zu machen. Im Weiteren sind
die stadtebaulichen Ziele zu konkretisieren.
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UBERSICHTSPLAN ZUM
BEBAUUNGSPLAN NR. 4687
"WETTERSTEINPASSAGE"

fur ein Gebiet zwischen Otto-Barnreuther-StraBe, Watzmannstralle, Wettersteinstralle und Hochgernstralle

180/1193
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PLANNAME: 4687_EINL_20240205_kr-UE

MaRstab
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I BN Bl Grenze des raumlichen Geltungsbereichs Stadtplanungsamt / Verbindliche Bauleitplanung

Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung / Darstellung der Flurkarte als Eigentumsnachweis nicht geeignet.
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Berichtsvorlage

Stpl/010/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Bericht
Betreff:

Wettbewerb "Gustav-Adolf-StralRe", Ergebnisse

Anlagen:
Sachverhaltsdarstellung

Bericht:

Fur das stadtische Grundstiick an der "Ecke Gustav-Adolf-StralRe /GeisseestralRe" wurde ein
Realisierungswettbewerb durchgefiihrt. Das Grundstiick wird in Erbpacht vergeben. Um die
Vorstellungen der Stadt zu stadtebaulicher und architektonischer Qualitat zu sichern, hat man
sich fur einen Realisierungswettbewerb entschieden.

Neben dem Bauherrn waren im Preisgericht mit Frau Prof. Mikala Holme-Samsge der
Baukunstbeirat und mit Herrn Dengler als Leiter des Stadtplanungsamtes die Verwaltung
vertreten.

Am 09.02.2024 kam das Preisgericht zusammen und vergab folgende Preise:

1. Preis Koppen Rumetsch Architekten GmbH, Nirnberg +
koeber Landschaftsarchitektur, Stuttgart

2. Preis Kohlmayer - Oberst Architekten, Stuttgart +
Biro Markus Herthneck Landschaftsarchitektur, Stuttgart

3. Preis ARGE Johannes Kappler Architektur und Stadtebau mit super future
collective, Nurnberg +
grabner huber lipp landschaftsarchitekten und stadtplaner, Freising

Die Verwaltung geht davon aus, dass der Erbpachnehmer der Flache auf Basis des
Wettbewerbsergebnisses einen Bauantrag stellen wird.

Seite 1 von 4
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Stadt NUrnberg Berichtsvorlage Stpl/010/2024

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:
X Ja Bei der Entwicklung des Geb&udes sollen Diversity-relevante Aspekte
bericksichtigt werden.

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[[] RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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O 11

Beilage
Betreff:

Wettbewerb ,,Gustav-Adolf-StraRe®, Ergebnisse

Sachverhalt

Ausgangssituation

Fir das stadtische Grundstiick Ecke ,Gustav-Adolf-StralRe /Geisseestralle” wurde ein
Erbpachter gesucht, der bereit ist, ein Geb&ude mit angemessener Hohenentwicklung und
qualitatvoller Gestaltung zu errichten.

In einem Interessenbekundungsverfahren 2023 konnte sich eine Investorengesellschaft unter
mehreren Bewerbern durchsetzen. Diese verpflichtete sich dazu, ein prdgendes Solitargebaude
zu errichten, welches sich in die Umgebung aus groR3flachigem Einzelhandel und
Gewerbebebauung einfligt und gleichzeitig eine stadtebaulich markante Landmarke sein kann.
Zur ldeenfindung war die Auslobung eines hochbaulichen Wettbewerbs eine der Bedingungen
der Stadt fUr die Vergabe des Grundstticks in Erbpacht.

Das bis zu achtgeschossige Gebaude soll Biiros, Raume fiir Dienstleistungen sowie im
Erdgeschol3 einen Flagship-Store fiir eine internationale Automobil-Luxusmarke anbieten. Im
obersten Geschoss sind Wohnungen fir Betriebsleiter oder Inhaber moglich. Weitere Wohn-
nutzungen sind an der stark befahrenen Ringstral3e aus Immissionsschutzgriinden nicht
zulassig. Die Nutzung des Grundstlickes ist eingeschrankt durch eine bedeutende
Abwasserleitung im Untergrund, diese darf nicht Uberbaut werden.

Planungsrecht

Der Gebietscharakter entspricht einem Gewerbegebiet (GE entsprechend § 8 BauNVO).

Ein qualifizierter Bebauungsplan ist nicht vorhanden. Vorhaben werden nach § 34 BauGB beur-
teilt.

Wettbewerb

Anfang Oktober 2023 wurde der Wettbewerb ausgelobt, acht Biros waren eingeladen, einen
Planungsvorschlag vorzulegen. Betreut wurde der Wettbewerb vom Biro MT2 Architekten aus
Nurnberg.

Am 9. Februar 2024 wurden die eingegangenen Arbeiten von einer Jury unter dem Vorsitz von
Frau Prof. Mikala Holme-Samsge, Mitglied des Baukunstbeirats der Stadt NUrnberg, beurteilt.
Im Preisgericht waren neben der Ausloberin unabhéngige Architekten, Stadt- u.
Landschaftsplaner sowie das Stadtplanungsamt vertreten. Unterstiitzt wurde das Preisgericht
durch den Birgerverein St. Leonhard/Schweinau e.V.

Dle Arbeit des Nurnberger Architekturbiiros Matthias Koppen und Anne Rumetsch mit koeber
Landschaftsarchitektur aus Stuttgart wurde mit dem 1. Preis ausgezeichnet.

162



Insgesamt vergab das Preisgericht drei Preise:

1. Preis Kdppen Rumetsch Architekten GmbH, Nurnberg +
koeber Landschaftsarchitektur, Stuttgart

2. Preis Kohlmayer - Oberst Architekten, Stuttgart +
Biro Markus Herthneck Landschaftsarchitektur, Stuttgart

3. Preis ARGE Johannes Kappler Architektur und Stadtebau mit super future
collective, Nurnberg +
grabner huber lipp landschaftsarchitekten und stadtplaner, Freising

1. Preis Koéppen Rumetsch Architekten + koeber Landschaftsarchitektur
Aus der Preisgerichtsbeurteilung:

Aus einer annahernd quadratischen Grundfigur entwickeln sich zwei in der Hohe gestaffelte und
miteinander verschrankte Kuben. Stadtebaulich folgt die kompakte Anlage mit geringem
FuRabdruck in ihren Baufluchten der Geisseestrafe und der Gustav-Adolf-Stral3e, besetzt damit
sehr prazise den Kreuzungsbereich und tragt zu einer Beruhigung der heterogenen
Gesamtsituation bei.

1.Preis Koppen Rumetsch Lageplan Bild: K&ppen Rumetsch

Die Adressbildung des neuen Autohauses und der Blrogeschosse mittels Hauptzugang tber
einen geschutzten Hof erscheint gelungen, wenngleich der dort vorgesehene Solitdrbaum und
die darunterliegende Tiefgarage in einem Konflikt stehen.

Die angebotenen AuRenrdume erscheinen aus den Anforderungen heraus gut und logisch
entwickelt, lediglich der als Satellit bezeichnete, erdgeschossige Showroom im
Kreuzungsbereich gegenuber dem Hauptzugang wirkt etwas verloren und dessen Erfordernis
wird kritisch hinterfragt.
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1.Preis Kt’)ppen Rumetsch Animétior;

Die vorgeschlagenen Baume binden in ihrer Reihung die Freiflachen gut zusammen, der Blick
auf den Hauptzugang wird freigehalten und nattirlich winscht sich der Nutzer auch einen guten
Blick auf die hinter einer grof3ztigigen Verglasung ausgestellten Fahrzeugen. Die Auswahl
geeigneter Baume und eine Feinjustage ihrer Situierung sollte helfen, diesen kleinen Zielkonflikt
aufzulosen.

Im Inneren des Autohauses versprechen ein Hohenversatz, Besucheremporen im
Obergeschoss, zweigeschossige Raumsequenzen und eine gute Sortierung der gewiinschten
Nutzungen ein interessantes Raumerlebnis. Das zentral angeordnete Treppenhaus verknipft
die beiden aufgehenden Kuben und trégt damit zu einer &uf3erst wirtschaftlichen Erschliel3ung
bei.

Die einfache aber intelligent durchgearbeitete Grundstruktur der Blirogeschosse sollte in der
Lage sein auf unterschiedliche Anforderungen flexibel zu reagieren. Vermisst werden lediglich
Freiflachen oder Loggien fir Raucher. Die beiden Wohnungen im 5. Obergeschoss
versprechen mit dem Angebot geschatzter Innenhéfe eine hohe Wohnqualitat. Die Zahl der
Stellplatze ist deutlich zu gering.

Die auRere Anmutung der Anlage wird kontrovers diskutiert. Anerkannt wird ein sehr
zuriickhaltender, unaufgeregter Gestaltungsansatz, der die unterschiedlichen Nutzungen
zusammenbindet. Diese musste allerdings in einer weiteren Bearbeitungsphase, auch
hinsichtlich der 6kologischen Aspekte und der Ablesbarkeit der inneren Funktionen konkretisiert
werden.

Insgesamt Uberzeugt die Arbeit in ihrer Noblesse, wenngleich die Qualitat sich auch erst auf
den zweiten Blick erschlieen mag. Ein Ansatz der dem Ort aber guttun sollte.
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2. Preis KohlmayerOberst Architekten, Stuttgart mit Landschaftsarchitekt Markus
Herthneck, Stuttgart

Bild: KohlmayerOberst

3. Preis ARGE Johannes Kappler Architektur und Stadtebau + super future
collective, Nirnberg mit grabner huber lipp landschaftsarchitekten und
stadtplaner, Freising

3. Preis Bild: Arge Kappler/super futue collective

Engere Wahl Kehrbach Planwerk, Schwabach mit WLG Wollborn
Landschaftsarchitekten Part GmbH, Nirnberg

Weitere Teilnehmer:
e Auer + Weber Architekten, Miinchen
e BERMULLER + NIEMEYER Architekturwerkstatt, Nurnberg
e BOHM ARCHITEKTEN + INGENIEURE, Schwabach
e HEID + HEID ARCHITEKTEN, Frth

Die Wettbewerbsarbeiten waren vom 21.02. - 8.03.2024 im Offenen Biro des Stadtplanungs-
amtes offentlich ausgestellit.

Kosten und zeitliche Umsetzung

Der Stadt Nurnberg entstehen durch den Wettbewerb keine Kosten.

Die Bauherrin beabsichtigt zeitnah eine Genehmigungsplanung zu beauftragen und einen Bau-
antrag einzureichen.
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Berichtsvorlage

Stpl/006/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 18.04.2024  offentlich Bericht
Betreff:

Aktivierung von Bauflachen: Baugebote im Rahmen der Umlegung ,, Tiefes Feld,,
hier: Prifungsergebnis der Geschéaftsstelle des Umlegungsausschusses und des
Rechtsamtes

Anlagen:
Bericht

Bericht:

Mit Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom 20.07.2023 (Stpl/022/2023) ist der Umle-
gungsausschuss beauftragt worden, die Anordnung von Baugeboten fir alle Baugrundstiicke
im Geltungsbereich der Bebauungspléane 4445 A/B/C im Rahmen des Umlegungsverfahrens
»Tiefes Feld“ zu prifen.

Die Geschéftsstelle des Umlegungsausschusses und das Rechtsamt raten nach eingehender

Prifung von einer Anordnung von Baugeboten im Rahmen des Umlegungsverfahrens ab.
Im beiliegenden Bericht wird der Sachverhalt ndher erlautert.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
[] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[ ] dauerhaft [ ] nur fir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr
davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr
Seite 1 von 3
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

1 Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(] Ja Prifung planungsrechtlicher Instrumtente sind ohne Diversity-Bezug

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[ ] RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[

Seite 2 von 3
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O 12

Beilage
Betreff:

Aktivierung von Bauflachen: Baugebote im Rahmen der Umlegung ,,Tiefes Feld* — Pri-
fungsergebnis der Geschéftsstelle des Umlegungsausschusses und des Rechtsamtes

Bericht
Anlass

Mit Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom 20.07.2023 (Stpl/022/2023) ist der Umle-
gungsausschuss beauftragt worden, die Anordnung von Baugeboten gem. § 59 (7) BauGB i.V.m.
8§ 175, 176 BauGB fir alle Baugrundstiicke im Geltungsbereich der Bebauungsplane 4445
A/B/C im Rahmen des Umlegungsverfahrens Tiefes Feld zu prifen. Die Geschéftsstelle des Um-
legungsausschusses hat im Februar 2024 dem Stadtplanungsamt das Prifungsergebnis mitge-
teilt, welches aus den Beratungen des Umlegungsausschuss in nicht-Offentlicher Sitzung vom
05.02.2024 hervorgegangen ist.

Ergebnis

Die Geschaftsstelle des Umlegungsausschusses und das Rechtsamt raten nach eingehender
Prifung und Beratung von einer Anordnung von Baugeboten im Rahmen des Umlegungsverfah-
rens ab, vor allem, weil

1) die Anordnung von Baugeboten die Umlegung als solche gefahrden kénnte,
2) die Umlegung privatnitzig ist,

3) zu bezweifeln ist, ob Baugebote flachendeckend angeordnet werden kénnen,
4) Baugebote eine gesichert zligige ErschlieBung voraussetzen.

Erlauterung der von der Geschéftsstelle des Umlegungsausschusses vorgebrachten Griinde

zul)

Aufgrund des bisherigen Fehlens einer hochstrichterlichen Uberpriifung von § 59 (7) BauGB kann
nicht abgeschéatzt werden, welche Folgen die Anordnung von Baugeboten auf das fortgeschrit-
tene Umlegungsverfahren haben kénnte.

Da an sich mit Widerspriichen gegen den Umlegungsplan zu rechnen ist, kdnnte die Anordnung
von Baugeboten zuséatzliche Angriffspunkte bieten, um die Bestandkraft des Umlegungsplans er-
heblich zu verzdgern. Dies hatte auch zur Folge, dass die Zeitplane anderer Dienststellen, die an
der Gebietsentwicklung beteiligt sind, beeinflusst werden. Auch die Bayerische Umlegungsricht-
linie (BayUmIR) fuhrt hierzu aus, ,die Anordnung der stadtebaulichen Gebote nach 88 176 bis
178 BauGB ist im Umlegungsplan nur zu regeln, wenn das Inkrafttreten des Umlegungsplans
durch diese Regelung nicht gefahrdet ist (7.6.1).

Zu 2)

Hauptziel der Baulandumlegung ist der Ausgleich privater Interessen, indem Eigentimerinnen
und Eigentimern die Nutzung ihrer Baurechte ermdglicht werden soll. Eine flachendeckende
Baupflicht wirde hingegen bedeuten, dass unbebautes Land hauptséachlich fur 6ffentliche Zwe-
cke entwickelt werden musste. Eine Kombination der beiden Instrumente kdnnte dann rechtlich
als Enteignung zu werten sein.

zu 3)

Es wird von Seiten der Geschaftsstelle und des Rechtsamtes festgestellt, dass Baugebote nicht
flachendeckend fir ein bestimmtes Baugebiet ausgesprochen werden kdnnen, da ihre gesetzli-
chen Voraussetzungen zwingend fur jedes betroffene Grundstiick zu prifen sind. Eine Anord-
nung von Baugeboten in der Umlegung reduziert daher nicht den Verwaltungsaufwand im Ver-
gleich zu Einzelverfahren. Die Einzelfallbetrachtungen missten auch im Umlegungsverfahren er-
folgen.

1
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zu 4)

Das Vorliegen einer gesicherten Erschliel3ung ist fir die Anordnung zentral. Aufgrund der Ge-
bietsspezifik (GroRe, Lage) sowie aufeinander aufbauender Entwicklungsabschnitte ist die Be-
stimmung des Zeitpunkts einer vorliegenden Erschlieung fir alle Baugrundstiicke mit Unsicher-
heiten belastet (hervorzuheben ist die Herstellung erforderlicher Riegelbebauungen vor weiterer
Bebauung, ferner die Errichtung von Larmschutzwénden). Ebenso kénnten Besitzeinweisungen
in private Flachen zur Umsetzung von Erschliefungsmaflinahmen notwendig werden. Aus dem
potentiell langen Zeitraum zwischen Anordnung des Baugebots und der Umsetzung der Erschlie-
Bung kdnnen (zu) viele Unsicherheiten oder Fehleinschatzungen resultieren, bspw. beim Setzen
angemessener Fristen oder dem Erstellen zu weit in die Zukunft gerichteter Wirtschaftlichkeits-
betrachtungen.

Fazit

Das Stadtplanungsamt und das Baureferat nehmen das Priifungsergebnis zur Kenntnis und be-
halten sich vor, nach Rechtskraft und bei Vorliegen einer gesicherten ErschlieBung die Anord-
nung von Baugeboten gemal den oben genannten Bebauungsplanen vorzunehmen.

170



	Sitzungsdokumente
	Tagesordnung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1 Rahmenbedingungen der Stadtplanung
	Berichtvorlage  Stpl/053/2023
	Bericht  Stpl/053/2023
	Plan Rahmenbedingungen  Stpl/053/2023

	* TOP Ö  2 Quantitative Versorgung mit Grün- und Parkanlagen
	Berichtvorlage  Ref.III/002/2024
	Quant. Versorgungsanalyse_Sachverhalt_NEU  Ref.III/002/2024
	Karte zur Grünflächenversorgung_Planungsbereiche  Ref.III/002/2024
	Erreichbarkeiten 250m NEU  Ref.III/002/2024
	Berechnungstabelle  Ref.III/002/2024

	TOP Ö  3 Beschluss des Rahmenplans zur Weiterentwicklung Areal Frankenstraße/Tiroler Str./Ingolstädter Str., südlich des Z-Baus
	Sitzungsvorlage mit Beratungsfolge  Stpl/003/2024
	Entscheidungsvorlage  Stpl/003/2024
	Rahmenplan zur Weiterentwicklung Areal Frankenstraße vom 26.01.2024, Variante 1  Stpl/003/2024
	Rahmenplan zur Weiterentwicklung Areal Frankenstraße vom 12.03.2024, Variante 2, Parkdeck  Stpl/003/2024

	TOP Ö  5 Information zum Sozialen Kompetenz-Zentrum Kornburg
	Berichtvorlage  Stpl/014/2024
	Bericht  Stpl/014/2024

	TOP Ö  6 Änderung des Bebauungsplans Nr. 3760, Plärrer, Einleitung und Billigung
	Sitzungsvorlage  Stpl/012/2024
	Entscheidungsvorlage  Stpl/012/2024
	Übersichtsplan  Stpl/012/2024
	Entwurf der Satzung  Stpl/012/2024
	Entwurf der Begründung  Stpl/012/2024

	TOP Ö  7 Änderung des Bebauungsplans Nr. 3761, Plärrer, Einleitung und Billigung
	Sitzungsvorlage  Stpl/013/2024
	Entscheidungsvorlage  Stpl/013/2024
	Übersichtsplan  Stpl/013/2024
	Entwurf der Satzung  Stpl/013/2024
	Entwurf der Begründung  Stpl/013/2024

	TOP Ö  8 Bebauungsplan Nr. 4674 "Plärrer - Vergnügungsstätten"
	Sitzungsvorlage  Stpl/011/2024
	Entscheidungsvorlage  Stpl/011/2024
	Übersichtsplan  Stpl/011/2024
	Entwurf der Satzung  Stpl/011/2024
	Entwurf der Begründung  Stpl/011/2024

	TOP Ö  9 Satzung Nr. 74 "Rothenburger Straße" zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen der Bebauungspläne Nr. 3894 und Nr. 3914 für die Teilflächen der Fl. Nrn. 129/2, 160, 166, 180, 180/2, 185 und 713/48, Gmkg. Großreuth b. Schweinau, Einleitung
	Sitzungsvorlage  Stpl/015/2024
	Entscheidungsvorlage  Stpl/015/2024
	Übersichtsplan  Stpl/015/2024
	Entwurf der Satzung  Stpl/015/2024
	Entwurf der Begründung  Stpl/015/2024
	Entwurf Umweltbericht  Stpl/015/2024

	TOP Ö  10 Bebauungsplan Nr. 4687 "Wettersteinpassage" für ein Gebiet zwischen Otto-Bärnreuther-Straße, Watzmannstraße, Wettersteinstraße und Hochgernstraße
	Sitzungsvorlage  Stpl/009/2024
	Entscheidungsvorlage  Stpl/009/2024
	Übersichtsplan  Stpl/009/2024

	TOP Ö  11 Wettbewerb "Gustav-Adolf-Straße", Ergebnisse
	Berichtvorlage  Stpl/010/2024
	Sachverhaltsdarstellung  Stpl/010/2024

	TOP Ö  12 Aktivierung von Bauflächen: Baugebote im Rahmen der Umlegung „Tiefes Feld“
	Berichtvorlage  Stpl/006/2024
	Bericht  Stpl/006/2024





